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Dieser gemeinsame Jahresbericht der

Handelskammer Bremen und der IHK

Bremerhaven ist ein Novum: Eingebunden

in die Leistungsbilanz beider Kammern

zeigt er Fotografien herausragender neuer

Gewerbearchichtektur in beiden Städten.

Sie dokumentieren eine bemerkenswerte

Entwicklung und stehen symbolisch für

den  Aufbruch des Wirtschaftsstandortes

Bremen. 



Vorwort

• Bremen entwickelt sich weiterhin posi-

tiv. Auch wenn die bundesweite konjunkturelle Flaute im

Herbst nicht spurlos an unserem Bundesland vorüber-

ging, so haben sich doch viele Branchen überregional gut

behauptet. Noch haben wir beim dringend erforderlichen

Strukturwandel nur Etappenziele erreicht. Dennoch ver-

spricht die Richtung Erfolg.

Bremen als Hafenstandort; Bremen auf dem Weg zur

High-Tech-City; Bremen als innovativer Dienstleistungs-

standort; Bremen als eines der Zentren des deutschen

Außenhandels: Das sind Stichworte für die Entwicklungs-

perspektiven einer Stadt, die angesichts der bevorstehen-

den EU-Osterweiterung weiter in den Mittelpunkt rücken wird.

Die Freie Hansestadt hat dafür viel investiert. Frühzei-

tiger als andere Städte in Deutschland hat sie erkannt,

dass wirtschaftlicher Aufschwung nur stattfinden kann,

wenn er von einer Revitalisierung der Innenstädte getra-

gen wird. Der Bau des Space Parks ist über die Halbzeit

hinaus, Haven Höövt und viele andere Teilzentren befin-

den sich auf einem erfolgversprechenden Weg. Zu Recht

setzt Bremen große Hoffnung in die noch junge private

International University Bremen (IUB) und den in ihrer

Nachbarschaft entstehenden Science Park. 

Bremen ist auch im Begriff, einer der führenden Tech-

nologie-Standorte in Deutschland zu werden. Kernge-

danke ist die Vernetzung von Wirtschaft und Wissen-

schaft, deren Erfolg sich beispielsweise an dem enormen

Aufschwung ablesen lässt, den der Technologiepark Uni-

versität nimmt. An ihm  zeigt sich, wie gut Bremens Ent-

scheidung war, auf die kritische Lage der öffentlichen

Haushalte nicht allein mit einem strengen Sparkurs zu

reagieren, sondern zugleich die Innovationskraft des Lan-

des systematisch auszubauen.

Für diese Entwicklung ist Bremen gut gerüstet. Zu sei-

ner wissenschaftlichen Infrastruktur gehören 50 techni-

sche Forschungsinstitute, ebenso Zentren der Produktions-

technik, Mikrosystemtechnik, der Materialwissenschaf-

ten, der Luft- und Raumfahrttechnik, der Umweltfor-

schung, der Informations- und Telekommunikationstech-

nologien sowie der Informatik. Bremen ist Sitz einer der

führenden Forschungsuniversitäten in Norddeutschland

mit mehr als 60 Studiengängen, sechs Sonderforschungs-

bereichen der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG),

international orientierter, anwendungsbezogener Fach-

hochschulen und der neu gegründeten IUB.

Die projektbezogene Kooperation mit anderen Kam-

mern wird künftig noch mehr Bedeutung als bisher erhal-

ten. Dies zeigt das Beispiel des dringend erforderlichen

Ausbaus der Autobahn A 1 zwischen Hamburg und Dort-

mund. Nachdem diese Forderung noch vor einem Jahr

kaum voranzukommen schien, ist im Laufe des Jahres

2001 durch den gemeinsamen Druck der Handelskam-

mer und acht weiterer norddeutscher Kammern Bewe-

gung in die Sache gekommen.

In Bremerhaven zeigt sich der tiefgreifende Struktur-

wandel beispielhaft an erfolgreichen Überlebensstrate-

gien in der Schiffbauindustrie durch Konzentration auf

Geschäftsfeldnischen. Auf den Bremerhavener Spezial-

werften entstehen inzwischen  Systeme, die in ihrer Kom-

plexität und dem erforderlichen Know-how am ehesten

mit den Produktionen der Flugzeugindustrie vergleichbar

sind. Ein Pilotprojekt zur Produktion von Offshore-Wind-

kraftanlagen verdeutlicht zukünftigen Entwicklungschancen.

Als Wissenschaftsstandort entwickelt Bremerhaven

zudem in engem Zusammenwirken mit der Wirtschaft

richtungsweisende Initiativen. „Blaue Biotechnologie“

lautet das Stichwort, unter dem beide an neuen Produk-

ten und Verfahren arbeiten. Die Nähe zu den Forschungs-

einrichtungen – auch der Hochschule und des Alfred-

Wegener-Institutes für Polar- und Meeresforschung (AWI) –

erlaubt dabei die in Deutschland einzigartige Ausrich-

tung der Biotechnologie auf die Nahrungsmittelherstellung.

Die Aufbruchstimmung in Bremerhaven resultiert aus

den vorzeigbaren Erfolgen sowie ebenso aus laufenden

Projekten und in Kürze anstehenden Entscheidungen. Ab-

geschlossen ist der Strukturwandel im Gewerbe- und Indus-

triegebiet des Fischereihafens, noch vor uns steht die

erfolgreiche Entwicklung und Ansiedlung von Firmen im

neuen Gewerbegebiet Carl-Schurz-Gelände sowie Luneplate.

Ein weiterer Baustein der Kammerarbeit ist die aktuelle

aktuelle Begleitung beim Umbau der Innenstadt. Allein

130 Millionen Mark werden in die Fußgängerzone investiert.

Aber nicht nur bei regionalen Fragen, sondern auch bei

nationalen und europäischen Themen engagieren sich

unsere Kammern für zukunftsorientierte Lösungen, wie

beispielsweise bei der Frage des Unternehmensratings

(Basel II) oder bei der Diskussion um Arbeitsmarktflexibi-

lisierung und einer mittelstandsorientierten Steuerpolitik.

Beide Kammern werden in diesen Fragen wie bisher kons-

truktiv mit dem Deutschen Industrie- und Handelskamm-

ertag (DIHK) zusammenarbeiten, um zu sinnvollen, wirt-

schaftlich vernünftigen Lösungen zu kommen.

Konsequenz und Beharrlichkeit werden auch künftig

das Wirken von Handelskammer und IHK bestimmen. Inten-

sivierte Kooperation mit benachbarten Kammern, eine ver-

besserte interne und externe Kommunikation und die Straf-

fung von Arbeitsabläufen führen zu einer weiteren Erhö-

hung der Effizienz unserer Arbeit – für unseren Wirschafts -

standort und einen starken unternehmerischen Mittelstand.

Dr. Dirk Plump (Präses)

Ingo Kramer (Präsident)

Dr. Matthias Fonger (Hauptgeschäftsführer,

Michael Stark (Hauptgeschäftsführer) 
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Zur Lage der Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven

• Das Jahr 2001 stand unter dem Ein-

fluss einer sich fortschreitend abschwächenden Konjunk-

tur, die auf zunehmend mehr Volkswirtschaften übergriff

und die Personal- und Investitionsplanungen der Unter-

nehmen belastete. Die Terroranschläge vom 11. Septem-

ber 2001 auf die USA haben die bereits vorhandene Ver-

unsicherung über die weitere wirtschaftliche Entwicklung

verstärkt. So ist die weltwirtschaftliche Wachstumsrate,

die im Jahr 2000 bei 3,9 Prozent lag, im Folgejahr auf

etwa ein Prozent zurückgegangen.

Insbesondere die Vereinigten Staaten, die in den Jah-

ren zuvor als Lokomotive für die globale Wirtschaftsent-

wicklung fungierten, fielen als Impulsgeber aus. Die asia-

tischen Schwellenländer waren von den sich ver-

schlechternden Exportgeschäften betroffen – Japan ge-

riet erneut in eine Rezession. Wachsende Haushaltsrisi-

ken mit entsprechenden Rückkopplungen auf die Kon-

junktur verzeichneten die lateinamerikanischen Staaten.

Auch in Westeuropa hat sich das Wachstum deutlich ver-

langsamt, wobei sich die deutsche Produktion und Nach-

frage nur noch um 0,5 Prozent ausweiten konnte. Relativ

verschont blieben nur wenige Länder, beispielsweise

China oder Staaten Mittel- und Osteuropas.

In diesem schwierigem Umfeld konnte die bremische

Wirtschaft ihren Aufschwung nur gebremst fortsetzen. So

hat sich das Wachstum des Bruttoinlandsprodukts von

1,5 Prozent im ersten Halbjahr im weiteren Jahresverlauf

nochmals abgeschwächt. Die Entspannung auf dem bre-

mischen Arbeitsmarkt erhielt zunehmend weniger Impulse

von Seiten der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. 

Zwar lieferte das Auslandsgeschäft als eine der Stüt-

zen der bremischen Konjunktur vielen Firmen noch weit

in das Jahr hinein wirtschaftliche Impulse, jedoch ließ

dessen Dynamik ebenfalls nach. Dennoch stellte sich die

Geschäftslage in der Industrie, und hier vor allem bei den

Investitions- und Verbrauchsgüterherstellern, noch ver-

gleichsweise freundlich dar. Auch der Exporthandel

konnte – nicht zuletzt wechselkursbedingt – noch zufrie-

denstellende Ergebnisse erzielen.

Den Import- sowie den Binnengroßhandel hingegen

belastete die sich verschlechternde Binnenkonjunktur,

und dem Einzelhandel mangelte es an einer durchgrei-

fenden Verbesserung des Konsumklimas. Nicht gänzlich

verschont vom Abwärtstrend blieb zudem der als Beschäf-

tigungsmotor geltende Dienstleistungssektor. So ver-

zeichnete etwa die Verkehrswirtschaft eine im Jahresver-

lauf zunehmend rückläufige Entwicklung bei gleichzeitig

weiterhin steigender Kostenbelastung. Auch das bremi-
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Universum,  Bremen

Deutscher Außenhandel nach Ländern

Jan.-Aug. 2001 Veränderung 

in Mrd. DM in % zu 2000

Ausfuhr insgesamt 835,6 + 11,0

darunter

EU-Länder 463,0 +   8,1

Eurozone 362,8 +   8,0

darunter

Frankreich 93,7 + 10,3

Niederlande 52,0 +   4,0

Italien 62,6 +   9,9

Nicht-Eurozone 100,2 +   8,6

darunter

Ver. Königreich 70,0 + 10,7

Drittländer 372,6 + 14,9

darunter

Mittelosteuropa 90,3 + 20,9

USA 90,0 + 14,8

Japan 17,2 +   4,9

China 15,4 + 39,2

Russland 12,1 + 57,8
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sche Gastgewerbe erzielte tendenziell schlechtere Ergeb-

nisse. Belastend wirkte sich hier neben dem rückläufigen

Ausgabeverhalten auch ein Rückgang der Zahl ausländi-

scher Übernachtungsgäste aus.

Unter der Voraussetzung, dass keine neuerlichen Belas-

tungen mit entsprechenden Rückwirkungen auf die Roh-

stoffmärkte auftreten, bestehen indes Hoffnungen, dass

sich das Vertrauen der Konsumenten und der Investoren

im Verlauf des Jahres 2002 langsam festigen wird. Die

Weltwirtschaft dürfte dann nach Ansicht der führenden

Wirtschaftsforschungsinstitute mit einer Zunahme der

Wirtschaftsleistung um 1,6 Prozent insgesamt wieder mo-

derat an Fahrt aufnehmen.

Das niedrige Zinsniveau an den europäischen Kapital-

märkten, die rückläufige Verbraucherpreisentwicklung in

Deutschland und die stabilen regionalpolitischen Rah-

mendaten in Bremen liefern insgesamt ein Umfeld, das

für ein befriedigendes Geschäftsjahr 2002 der bremi-

schen Unternehmen sorgen könnte. 
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Die bremischen Häfen: Containerverkehr im Aufwind

• Für die norddeutsche Wirtschaft sind

die Seehäfen von fundamentaler Bedeutung. Bereits im

Jahr 2000 wurden rund 240 Millionen Tonnen über die

deutschen Häfen umgeschlagen. Ihr Beitrag zum Brutto-

inlandsprodukt beläuft sich auf über 13,8 Milliarden

Euro. In der deutschen Küstenregion sind rund 300.000

Arbeitsplätze direkt oder indirekt von den Hafenfunktio-

nen abhängig. Dabei entfalten sich die Beschäftigungs-

effekte und die Standortvorteile für Unternehmen weit

über die eigentlichen Hafenstandorte und insbesondere

bei den bremischen Häfen auch über die Landesgrenzen

hinaus. 

Die Zukunftsaussichten der Seehafenverkehrswirt-

schaft sind außerordentlich gut. Die zunehmende Vernet-

zung der Weltwirtschaft wird auch weiterhin das interna-

tionale Transportvolumen ansteigen lassen, das men-

genmäßig in erster Linie über den Seeverkehr abgewickelt

wird. Daraus ergeben sich für die Seehäfen als Schnitt-

stelle zum Seeverkehr erhebliche Chancen. Hafenstand-

orte gewinnen neben ihrer eigentlichen Umschlagsfunk-

tion als Produktions-, Handels- und Logistikstandort am

seeschifftiefen Wasser zunehmend an Bedeutung. Die

Hafenwirtschaft ist somit eindeutig eine Zukunftsbranche.

Der Motor der Hafenentwicklung in den Häfen der

Nordrange ist der Containerverkehr. In den zurückliegen-

den zehn Jahren stieg der Containerverkehr in der Ham-

burg-Antwerpen-Range durchschnittlich um sieben Pro-

zent pro Jahr, während das Wirtschaftswachstum jährlich

nur zwischen plus zwei bis plus vier Prozent pendelte.

Nach den vorliegenden Prognosen wird sich dieser Trend

grundsätzlich fortsetzen. Die überproportionale Zunahme

des Containerverkehrs beruht im Wesentlichen auf der

internationalen Arbeitsteilung, der Zunahme von Feeder-/

Transshipment-Verkehren, dem Wirtschaftswachstum so-

wie der Containerisierung bislang konventioneller Verkeh-

re. Alle Wettbewerbshäfen stellen sich auf diese Entwick-

lung ein und planen eine Ausweitung ihrer Umschlagska-

pazitäten. 

Für die bremischen Häfen wird nach neueren Berech-

nungen davon ausgegangen, dass im Jahr 2005 rund 3,5

Millionen Standardcontainereinheiten (TEU) und im Jahr

2010 rund 4,2 Millionen TEU umgeschlagen werden kön-

nen. Bereits ab einer achtzigprozentigen Auslastung der

Terminals sind Wartezeiten für Schiffe nicht mehr zu ver-

meiden. Daher sollte im Jahr 2005 eine Terminalkapa-

zität von rund 4,0 Millionen TEU und im Jahr 2010 von

4,8 Millionen TEU vorhanden sein um die Marktpotenzi-

ale abschöpfen zu können. Ein energischer Ausbau der

Containerumschlagskapazitäten in Bremerhaven ist da-

her unverzichtbar, wenn die bremischen Häfen von der

positiven Entwicklung profitieren wollen. Dazu gehören

die Fertigstellung des im Bau befindlichen Containerter-

minals CT IIIa, das die jährliche Umschlagskapazität um

rund 400.000 bis 500.000 TEU erhöht sowie insbeson-

dere der forcierte Bau des CT IV. Derzeit wird mit der Fer-

tigstellung des CT IIIa im Herbst 2003 gerechnet, CT IV

soll bis zum Sommer 2006 an die Nutzer übergeben werden.

Neben dem Ausbau der Umschlagskapazitäten muss

auch die seewärtige Erreichbarkeit der bremischen Häfen

den Anforderungen angepasst werden. Die Parameter für

den aktuellen Ausbauzustand der Außenweser wurden

vor rund zehn Jahren auf Grundlage eines Container-

schiffs mit 4.000 TEU festgelegt. Heute kommen jedoch

mit zunehmender Tendenz Schiffe mit einer Tragfähigkeit

von rund 8.000 TEU in Fahrt. Dies ist die Schiffsgröße,

die auf Sicht im interkontinentalen Verkehr in erster Linie

gebräuchlich sein wird.

Bremerhaven können diese Schiffe allerdings wegen

ihres Tiefgangs nur eingeschränkt erreichen. Auf Grund

der exakt vertakteten Umläufe und der außerordentlich

hohen Betriebskosten dieser Schiffe werden Restriktionen

in der Erreichbarkeit und Abfertigung von den Reede-

reien jedoch nicht akzeptiert. Bereits heute müssen be- 

Güterumschlag führender Nordrangehäfen 1980–2000

(in Mio. t)

1980 1990 1999 2000 Wachstum von

1980–2000

Bremische Häfen 27.0 30.2 36.0 44.8 66,1 %

Hamburg 63.1 61.4 81.0 85,1 34,9 %

Rotterdam 276.8 287.9 303.4 322.1 16,3 %

Antwerpen 81.9 102.0 115.6 130.5 59,0 %
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(o.) Gemeinsame Sitzung der

Verkehrsauschüsse Bremen/

Bremerhaven in der Handels-

kammer Bremen; (l.) Klaus

Frerichs, Präsident der Was-

ser- und Schifffahrtsdirek-

tion Nordwest, im Plenum

der Handelskammer; 

(u.) Grundsteinlegung des

neuen Fliesenwerkes der

Norddeutschen Steingut AG

im Fischereihafen Bremer-

haven mit Senator Josef

Hattig und Oberbürgermeis-

ter Jörg Schulz

dingt durch die Tiefgangsproblematik, Container auf Rot-

terdam umgeroutet werden. Auf Dauer wird dieser

Zustand zu einem Abzug kompletter Liniendienste mit

unabsehbaren Folgen führen. Eine zügige Vertiefung der

Außenweser um rund 1,5 Meter ist daher unumgänglich.

Bremen hat den Ausbau der Außenweser zur Fort-

schreibung des Bundesverkehrswegeplanes angemeldet.

Das Bundesverkehrsministerium hat angedeutet, dass die

Außenweservertiefung gegebenenfalls sogar außerhalb

des Bundesverkehrswegeplans möglich sein könnte. Auf

weitere Sicht ist jedoch auch mit Schiffsgrößen zu rech-

nen, die auf Grund ihrer Tiefgänge weder Bremerhaven

noch Hamburg wirtschaftlich ausgelastet erreichen kön-

nen. Im Gespräch sind Schiffe mit einer Tragfähigkeit von

10.000 bis zu 12.000 TEU und Tiefgängen deutlich über

14,5 Meter. Bislang wäre in Nordeuropa nur Rotterdam

für derartige Container-Megacarrier ungehindert erreich-

bar. Gleichzeitig ist eine wesentliche Kapazitätserhöhung

durch Verlängerung der Stromkaje in Bremerhaven über

CT IV hinaus faktisch nicht möglich. Daher ist es erforder-

lich, für die Zeit nach 2010 zusätzliche in der Nähe gele-

gene Umschlagskapazitäten am Tiefwasser zu planen.

Als Standort für einen derartigen Tiefwasser-Containerha-

fen waren sowohl Cuxhaven als auch Wilhelmshaven in

der Diskussion. Auf Grund der Dimension des Projektes

haben die Landesregierungen Bremens, Hamburgs und

Niedersachsens am 30. März 2001 eine gemeinsame

Position zum Bedarf und zum Standort eines Tiefwasser-

containerhafens in der Deutschen Bucht formuliert und

insbesondere wegen der bei weitem größeren Entwick-

lungspotenziale Wilhelmshaven als geeignetsten Stand-

ort benannt. 

Die Handelskammer hatte sich – nach intensiver Bera-

tung – bereits im Vorfeld grundsätzlich für Wilhelmsha-

ven als Standort ausgesprochen, jedoch nur als Erweite-

rungsoption, wenn alle Ausbaumöglichkeiten in Bre-

merhaven erschöpft sind. Zugleich drängte sie auch dar-

auf, dass eine enge Zusammenarbeit zwischen Bremerha-

ven und Wilhelmshaven sichergestellt wird. Nach Auffas-

sung der Handelskammer könnte der Bau des Tief-

wasserhafens in Wilhelmshaven für Bremen wichtige Per-

spektiven als Standort für zentrale Dienste und als Kno-

tenpunkt für Verkehrsströme eröffnen. Darüber hinaus

sieht die bremische Wirtschaft dort ein zusätzliches Betä-

tigungsfeld für die bremische Seehafenverkehrswirtschaft. 

Allerdings forderte die Handelskammer Bremen wie

auch die IHK Bremerhaven im Gegenzug für die Unter-

stützung Bremens beim sogenannten Jade-Weser-Port die

Hilfe Niedersachsens für die Außenweservertiefung und

den Ausbau des Containerterminals Bremerhaven. Kon-

kret geht es dabei um die zügige Durchführung der Plan-

feststellungsverfahren und die Bereitstellung geeigneter

Ausgleichsflächen in Niedersachsen. 
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Flughafen Bremerhaven-Luneort

2. Nationalen Maritimen Konferenz in Rostock trafen. Die

Küstenländer verständigten sich bei dieser Sitzung – in

deren Rahmen auch ein Gespräch mit den norddeutschen

Kammern stattfand – auf folgende vorrangige Projekte

für die Anbindung der Seehäfen, die im Zeitraum von

2004 bis 2010 realisiert werden sollen: Bundesschienen-

wege (• Y-Trasse, Neubau-/Ausbaustrecke Hamburg/Bre-

men–Hannover, • Elektrifizierung der Strecke Hamburg–

Lübeck/Travemünde, • Ausbaustrecke Rostock–Berlin),

Bundesfernstraßen (• sechsstreifiger Ausbau der A 1

und der A 7, • Weiterbau der A 14 nördlich von Magde-

burg, • Weiterbau der A 281–Eckverbindung in Bremen),

Bundeswasserstraßen (• weitere Vertiefung der Unter-

elbe und der Außenweser, • Schleusen am Elbe-Lübeck-

Kanal, • Ausbau der Mittelweser). Der Bund hat die

Dringlichkeit dieser Baumaßnahmen anerkannt und posi-

tive Signale für einen baldigen Beginn der Arbeiten ge-

setzt. Erfreulicherweise werden die bremischen Häfen bei

den Projekten in besonderem Umfang berücksichtigt. 

Im Ergebnis finden sich alle Kammer-Forderungen in

der gemeinsamen Erklärung der Bürgermeister Ortwin Run-

de und Dr. Henning Scherf sowie des Ministerpräsidenten

Siegmar Gabriel vom 30. März 2001 wieder. Auf Grund-

lage dieser Vereinbarung hat Anfang September auch die

JadeWeserPort Entwicklungsgesellschaft mbh ihre Arbeit

aufgenommen. Sie erstellt ein Finanzierungskonzept und

bereitet das Planfeststellungsverfahren vor. Ende 2001

sollte bereits ein entsprechendes Projektdesign vorliegen.

Mindestens 50 Prozent der terminalbezogenen Infrastruk-

tur sollen privat finanziert werden. Bremen ist über die

BremenPorts Management + Services GmbH & Co. KG

mit 20, Niedersachsen mit 51 und die Stadt Wilhelmsha-

ven mit neun Prozent an der Entwicklungsgesellschaft

beteiligt. Hamburg hat eine Option auf 20 Prozent.

Die Entwicklung der deutschen Seehäfen war auch

ein wichtiges Thema der Küstenwirtschaftsminister und

–senatoren, die sich am 5. November 2001 im Vorfeld der

(l.) Fischereihafenschleuse in 

Bremerhaven; Containerbrücken
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Das Schaubild zeigt die

deutlich gestiegenen 

Entwicklungspotenziale für

den  Containerumschlag.

Schwierigkeiten und ist nicht unbedingt ein Indiz für Zu-

verlässigkeit und Verlässlichkeit.

Um diesen wichtigen Standortfaktor nicht zu gefähr-

den, muss der Engpass vor der Nordschleuse beseitigt

werden. Die Kajen im Hafen müssen problemlos über

zwei Schleusen erreichbar sein. Die Industrie- und Han-

delskammer Bremerhaven setzt sich mit Nachdruck für

eine Anpassung der Kaiserschleuse ein, so dass Schiffe

der Panmax-Größe die Kajen in Bremerhaven gleichzeitig

über zwei gleichwertig große Schleusen erreichen können. 

Mit der Eröffnung der Fischereihafenschleuse am 6.

Juni 2001 wurde eine neue Ära für den Fischereihafen,

einen der größten Fischverarbeitungsstandorte des Konti-

nents, eingeläutet. Mit einer Länge von 181 Metern, einer

Breite von 35 Metern und einer Tiefe bei Normalnull von

–10,50 Metern ermöglicht das 128,8 Millionen Euro (252

Millionen Mark) teure Bauwerk jetzt auch den Schiffen

der Panmax-Größe einen schnellen Zugang zum Fischerei-

hafen. Komplizierte, zeitraubende und nautisch nicht im-

mer einfache Dockschleusungen sind nicht mehr nötig. 

Der Engpass hatte den Fischereihafen lange in seiner

Entwicklung behindert.  Die neue Schleuse stärkt den vor-

handenen industriellen Kern der dort ansässigen Unter-

nehmen aus der Lebensmittelindustrie. Profitieren werden

auch die Schiffbau- und Reparaturbetriebe im Fischerei-

hafen, ebenso wie die Norddeutsche Steingut AG, die

nach der Fertigstellung ihrer modernen Produktionsstätte

im Fischereihafen nun den Import von Rohmaterial mit

größeren Schiffen vornehmen kann.

Beim Mittelweserausbau hatte das Bundesverkehrsmi-

nisterium auf Drängen Bremens bereits eine Überprüfung

der Planungen zugesagt. Bislang war für die Schleusen

Minden und Dörverden eine Länge von nur 115 Metern

vorgesehen, während alle anderen Schleusen rund 200

Meter lang sind. Die Handelskammer hatte wiederholt

bemängelt, dass ein derartiger Engpass die Entwicklungs-

chancen der Binnenschifffahrt insbesondere im Contai-

nerhinterlandverkehr stark gefährden würde. 

Auf der 2. Nationalen Konferenz wurde auch deutlich,

dass die Wettbewerbsbedingungen für die deutsche See-

schifffahrt weiter verbessert werden müssten. Zum – zu-

mindest teilweisen – Ausgleich der im internationalen

Vergleich höheren Lohnnebenkosten und zur Förderung

der Ausbildung sind daher bis 2005 insgesamt 212 Millio-

nen DM vorgesehen. 

Trotz sich verschlechternder weltwirtschaftlicher Rah-

menbedingungen trägt auch der von hoher Wertschöp-

fung geprägte Automobilumschlag wieder zum großen

Erfolg den Hafenstandortes Bremerhaven bei. Er stieg

2001um etwa zehn Prozen. Die Zuwächse wurden bei

rückläufigen Importgeschäften im Export erzielt.

Damit diese Umschlagszahlen von mehr als einer

Millionen Automobile erreicht werden können, müssen

über 1.000 Schiffe pro Jahr durch das Nadelöhr Nord-

schleuse fahren. Die Kaiserschleuse ist kein adäquater

Ersatz. Um den Betrieb der Nordschleuse aufrechtzu-

erhalten, witd sie turnusmäßig gewartet. Die notwendige

Abstimmung mit den Linienfahrern stößt zunehmend auf
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Erfolg durch Kooperation: Auf dem Weg zum Ausbau der A 1

• Die Autobahn 1 (Hansalinie) ist zwei-

fellos die zentrale Lebensader für den Wirtschaftsverkehr

zwischen Nord- und Westdeutschland. Täglich rollen auf

ihr bis zu 80.000 Fahrzeuge. Werktags sind davon bis zu

ein Drittel Lkw. Dies ist einer der höchsten Lkw-Anteile in

der Bundesrepublik. Selbst für eine sechsspurige Auto-

bahn würde die Anzahl der Lkw einen Spitzenwert dar-

stellen. Die aktuelle Situation auf der A 1 ist dringend

korrekturbedürftig. Zwischen Hamburg und Dortmund ist

die Strecke größtenteils nur vierspurig.

Die Handelskammer hat im Jahr 2001 in enger Part-

nerschaft mit der Oldenburgischen IHK und im Verbund

mit sieben weiteren Industrie- und Handelskammern ent-

lang der A 1 erfolgreich die Initiative zum baldigen be-

darfsgerechten Ausbau der Hansalinie vorangetrieben.

Sie knüpfte dabei an ein gemeinsam mit dem Landkreis

Vechta am 23. November 2000 veranstaltetes Unterneh-

merforum an, bei dem 120 Unternehmensvertreter – quer

durch alle Branchen und Regionen – die durch den unzu-

reichenden Ausbauzustand der A 1 verursachten Proble-

me diskutiert hatten. Das Resümee dieser Veranstaltung

war eindeutig: Nur ein durchgehender sechsstreifiger

Ausbau der A 1 bietet die notwendige verkehrliche

Grundlage für eine weitere positive wirtschaftliche Ent-

wicklung unserer Region. 

Am 4. April 2001 stellte Präses Dr. Dirk Plump die

Dokumentation dieses Unternehmerforums den Bundes-

tagsabgeordneten der Region sowie der Parlamentari-

schen Staatssekretärin im Bundesministerium für Verkehr,

Bau und Wohnungswesen, Angelika Mertens, bei einem

Parlamentarischen Abend in der Bremischen Landesver-

tretung in Berlin vor. Ziel der Veranstaltung war es, das

Thema „Ausbau der A 1“ zu beleben und in einem kons-

truktiven Dialog mit dem Bundesverkehrsministerium auf

der Tagesordnung zu halten. Ein erster Erfolg war die

Zusage der Staatssekretärin, sich nicht nur der Problem-

stellung anzunehmen, sondern am 28. Mai auch gemein-

sam mit Präses Dr. Dirk Plump, Senator Josef Hattig so-

wie Unternehmern, Politikern und Kammervertretern der

Region die A 1 zu bereisen, um die Probleme vor Ort zu

erleben.

Bei dieser Fahrt entlang der A 1 bestätigte Staatsse-

kretärin Mertens, dass die im Raum Bremen bestehende

Verkehrsbeeinflussungsanlage in beide Richtungen ent-

lang der A 1 verlängert werde. Darüber hinaus stellte sie

Mittel für den sechsspurigen Ausbau zwischen dem Auto-

bahndreieck Ahlhorner Heide und der Anschlussstelle

Lohne/Dinklage in Aussicht. Vereinbart wurde auch, in

einer Arbeitsgruppe mit Vertretern der Kammern, der

beteiligten Länder und des Bundesverkehrsministeriums

konkrete Maßnahmen zur Erhöhung der Leistungsfähig-

keit der A 1 zu erarbeiten. 

Damit wurde ein wichtiges Etappenziel der Handels-

kammer erreicht. Erstmals wurden durch Einrichtung die-

ser Arbeitsgruppe nicht mehr nur Argumente ausge-

tauscht und Ausbauwünsche formuliert, sondern tat-

sächlich konkrete Maßnahmen besprochen und folgende

Zielvorgaben zwischen den Kammern, den betroffenen

Ländern und dem Bundesverkehrsministerium vereinbart: 

� Alle Abschnitte außer Delmenhorst-Ost/Ahlhorner-

Heide werden für den neuen Bundesverkehrswegeplan

zum sechsstreifigen Ausbau angemeldet. Die Planung

dafür wurde zwischenzeitlich eingeleitet. Mit den ersten

Planfeststellungsbeschlüssen und damit der Baureife –

beispielsweise der Abschnitte Rade, Buchholzer Dre-eck,

Oyten, Bremer Kreuz – ist bereits im nächsten Jahr zu

rechnen. Der Bau kann unmittelbar danach beginnen.

� Niedersachsen hat sich zum Ausbau der A1 als vor-

rangiges Projekt bekannt. Damit ist sichergestellt, dass es

im Rahmen der niedersächsischen Länderquote berück-

sichtigt wird.

� Alle Beteiligten werden sich dafür einsetzen, ab

2004 die erforderlichen Mittel für den endgültigen sechs-

streifigen Ausbau des Abschnitts Autobahndreieck Ahl-

horner Heide – Lohne/Dinklage bereitzustellen, dessen

Fahrbahndecke derzeit grunderneuert wird.

� Auf der gesamten A1 zwischen Hamburg und Dort-

mund wird geprüft, ob sich die Standstreifen für eine

mögliche provisorische Nutzung als Fahrstreifen eignen.

� Der Abschnitt Osnabrück-Nord – Autobahnkreuz

Lotte/Osnabrück ist im Anti-Stau-Programm. Der Plan-

feststellungsbeschluss wird im Sommer 2002 erwartet.

Baubeginn soll 2003 sein. Das gilt ebenso für das Auto-

bahnkreuz Münster-Süd, das für 27,6 Millionen Euro (54

Millionen Mark) ausgebaut wird.

� Die Verkehrsbeeinflussungsanlage im Raum Bre-

men wird sowohl in Richtung Hamburg als auch in Rich-
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(l.) Präses Dr. Dirk Plump

präsentierte auf einer Veran-

staltung im Haus Schütting in

Anwesenheit der Parlamenta-

rischen Staatssekretärin im

Bundesverkehrsministerium,

Angelika Mertens, sowie 

einiger Bundestags- und Land-

tagsabgeordneter die Ergeb-

nisse mehrerer Gesprächs-

runden; (o.) Besichtigungs-

fahrt auf der A 1 mit Frau

Mertens und Senator Hattig;

(r.) Parlamentarischer Abend

in der Bremer Landesvertre-

tung in Berlin: Debatte über

die Zukunft der A 1. 

kannt gegeben. Konkret geht es um den Ausbau von

Autobahnen mittels der auf diesen Strecken eingenom-

menen entfernungsabhängigen LKW-Maut, die ab 2003

erhoben werden soll. Es handelt sich dabei nicht um eine

zusätzliche Maut, sondern um eine Zweckbindung. Als

ein Pilotprojekt ist der sechsspurige Ausbau der A1 zwi-

schen dem Buchholzer Dreieck und dem Bremer Kreuz

sowie zwischen den Autobahnkreuzen Osnabrück/Lotte

und Münster/Süd vorgesehen. Insgesamt handelt es sich

hierbei um 124 km, die außerhalb der vorhandenen Pro-

gramme auf sechs Fahrstreifen erweitert werden sollen.

Präses Dr. Dirk Plump zeigte sich bei der Präsentation

dieser Ergebnisse zufrieden und betonte, die Handels-

kammer werde in ihrem Bemühen nicht nachlassen, den

Ausbau der A 1 weiter voranzutreiben.

tung Osnabrück verlängert. Dies trägt zur Verstetigung

des Verkehrs und der Sicherheit der Verkehrsteilnehmer

bei und erleichtert erheblich die provisorische Nutzung

des Standstreifens als zusätzliche Fahrbahn.

� Das Bundesverkehrsministerium prüft Überlegun-

gen zur Privatisierung der A1 unter Verwendung der

Mittel aus der Lkw-Maut für die Finanzierung der Ausbau-

maßnahmen.

Insbesondere der letzte Punkt war für die Kammern

von großer Bedeutung, denn es war von Anfang an klar,

dass angesichts der Unterfinanzierung des Bundesstra-

ßenbauhaushalts und der Konkurrenz der verschiedenen

Verkehrsprojekte neue Finanzierungswege beschritten

werden müssen. Erfreulicherweise haben auf die Kam-

merinitiative hin auch im Bundesverkehrsministerium ent-

sprechende Überlegungen stattgefunden. Im Ergebnis

hat Bundesverkehrsminister Kurt Bodewig am 19. Okto-

ber im Rahmen seines Maßnahmenkonzepts „Bauen jetzt –

Investitionen beschleunigen“ auch die Anwendung priva-

ter Betreibermodelle beim Ausbau von Autobahnen be-
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Die der laufenden Bundesverkehrswegepla-

nung zu Grunde liegenden Prognosen gehen

davon aus, dass der innerdeutsche Lkw-Verkehr

von 1997 bis 2015 um rund 50 Prozent wach-

sen wird. Die grenzüberschreitenden Verkehre

werden sogar deutlich über 100 Prozent wach-

sen – selbst im sogenannten Integrationsszena-

rio, das für den Lkw-Verkehr weitere erhebliche

finanzielle Belastungen vorsieht. Als eine der

wichtigsten transeuropäischen Verbindungen

wird die A 1 durch diese Entwicklung außeror-

dentlich stark belastet werden.

Erhöht wird der Druck durch die EU-Osterwei-

terung, die festen Querungen im skandinavi-

schen Raum sowie das starke Umschlagswachs-

tum der deutschen Seehäfen.

Diese Fakten sind nicht neu. Bereits im

Bundesverkehrswegeplan aus dem Jahre 1992

wurde der Ausbaubedarf auf sechs Spuren für

die gesamte A 1 festgestellt. Der überwiegen-

de Teil wurde sogar mit der höchsten Prioritäts-

stufe versehen, das heißt in den so genannten

vordringlichen Bedarf eingestellt. 

Der offizielle Verkehrsbericht 2000 des Bun-

desministers für Verkehr, Bau- und Wohnungs-

wesen nennt die zentralen verkehrspolitischen

und gesellschaftlichen Ziele, die mit der

Bundesverkehrswegeplanung verfolgt werden. 

Darunter: die Gewährleistung dauerhafter

Mobilität, die Stärkung des Wirtschaftsstandor-

tes Deutschland, die Schaffung fairer Wettbe-

werbsbedingungen für alle Verkehrsträger, die

Verbesserung der Verkehrssicherheit, die Verrin-

gerung der Emissionen (Stichwort: Stauvermei-

dung) sowie die Förderung der europäischen

Integration.

Diese Ziele machen deutlich, dass bereits

1992 gute Gründe bestanden haben, den Aus-

bau der A 1 als vorrangigen Bedarf einzuord-

nen. Der Ausbau der Hansalinie wäre geradezu

ein Musterbeispiel zur Umsetzung dieser Ziele. 

Geändert hat sich in den zurückliegenden

Jahren wenig. Zwischen Hamburg und Bremen

wurden lediglich zwei Brücken erneuert, zwi-

schen Bremen und dem Ruhrgebiet in einigen

Bereichen Fahrbahnen saniert. Keine dieser

Maßnahmen hat zu einer Kapazitätserweite-

rung geführt. Bis auf Teilmaßnahmen im Raum

Osnabrück/Münster war bis Anfang 2001, also

bis zum Start der Kammerinitiative, kein weite-

rer Ausbau in Sicht. Auch das Argument, dass

Güter auf die Schiene gehören und demzufolge

von der Straße auf die Schiene verlagert wer-

den müssten, greift hier nicht. So wird bereits

im bislang nicht umgesetzten Planfeststellungs-

beschluss zum Ausbau des Abschnitts zwischen

dem Autobahndreieck Ahlhorner Heide und

der Anschlussstelle Lohne/Dinklage aus dem

Jahr 1996 nachdrücklich darauf hingewiesen,

dass die parallele Eisenbahnstrecke Bremen-

Münster mit etwa 250 Zügen pro Tag längst

am Rande ihrer Aufnahmekapazität angelangt

ist und auch andere Strecken entlang der A 1

völlig unzulänglich für größere Zugverkehre

sind. Der Großteil des Güterverkehrs wird also

unumstößlich weiter auf der A 1 verbleiben

müssen, der ohnehin hohe Lkw-Anteil wird wei-

ter zunehmen.  

Mercedes-Benz, Kundencenter, Bremen

Fakten und Argumente zur A 1

Handelskammer Bremen

Fakten • Trends • Positionen • Empfehlungen

Technologiestandort Bremen 

StandortBremen.
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Der Zwei-Städte-Staat auf dem Weg zum High-Tech-Standort

• Ob „Technopolis“, „High-Tech-Offen-

sive“ oder „Online-City“: In der bremischen Politik besteht

große Einigkeit darüber, dass die richtigen Entscheidun-

gen pro Technologie und Innovation gefällt werden müs-

sen, damit Bremens Wirtschaft dauerhaft wachsen kann. 

Die Parteien springen in der Frage der Hochtechnolo-

gie auf einen Zug auf, den die Handelskammer bereits

Mitte der neunziger Jahre mit ihrer „Technologie Initiative

Bremen“ ins Rollen gebracht hatte. Bei allem Konsens in

der Politik gehen die Meinungen bei Einzelfragen ausein-

ander. Beispiel dafür ist die Frage der Erweiterung des

Technologieparks Universität. 

Die Handelskammer verfolgt das Ziel, ihre Vordenker-

rolle in Fragen der bremischen Wirtschaftsstruktur- und

Technologiepolitik weiter auszubauen. Ein wichtiger Bau-

stein war das Grundsatzpapier „Technologiestandort Bre-

men“, das die Handelskammer im Frühjahr 2001 veröf-

fentlicht hat. Da dieses Papier in enger Zusammenarbeit

und intensiver Diskussion mit dem Ausschuss für Indus-

trie, Umwelt- und Energiefragen der Handelskammer ent-

standen ist, kann es auf eine umfangreiche unternehme-

rische Expertise verweisen. Ziel ist es, auf der Grundlage

einer umfassenden Bestandsaufnahme zu zeigen, wie

sich Bremen aufstellen muss, um auch künftig gegen die

starke Konkurrenz anderer Technologiestandorte die Na-

se vorn zu haben. 

Sieben strategische Ansatzpunkte sind nach Ansicht der

Handelskammer vordringlich:

• Durch die Förderung von Wissenschaft, Innovation,

Forschung und Entwicklung hat sich das Image Bremens

als technologieorientierter, zukunftsgerichteter Wirt-

schaftsstandort merklich verbessert. Damit der Sanie-

rungskurs weiter Erfolg hat, muss Bremen auch künftig

alle Anstrengungen darauf richten, sich als Technologie-

und Innovationsstandort weiter zu profilieren.

• Führende Technologiestandorte zeichnen sich

durch ausgeprägte Kompetenznetzwerke – sogenannte

Kompetenzcluster – aus. In Bremen sind bereits einige

gut funktionierende Netzwerke entstanden, insbesondere

in der Luft- und Raumfahrttechnik sowie in Transport und

Logistik. Diese Netzwerke müssen gepflegt und systema-

tisch ausgebaut werden.

• Innovationspolitisches Ziel für Bremen sollte es

sein, ein vielseitiges Spektrum an Kompetenzclustern zu

entwickeln. Die Handelskammer schlägt dafür in ihrem

Grundsatzpapier neun Bereiche vor: die Luft- und Raum-

fahrttechnik, den Bereich Logistik, die Produktionstech-

nik, Meerestechnik und Elektrotechnik, die Umwelttech-

nologien, den T.I.M.E. (Telekommunikation, Informations-

technik, Multimedia, Entertainment) - Sektor, die Mikro-

systemtechnik, die Gesundheitswirtschaft sowie die Nah-

rungsmittel- und Biotechnologie.

• Einer der wichtigsten Faktoren für die weitere Ent-

wicklung des Technologiestandortes Bremen ist der kon-

sequente Ausbau des Technologieparks Universität. Die

im vergangenen Jahr pro Süderweiterung getroffene Ent-

scheidung schafft Luft für wenige Jahre. Angesichts der

noch deutlich ausbaufähigen Dynamik des Technologie-

park-Wachstums sollte schon heute die zusätzliche Erwei-

terung nach Norden ins Hollerland angestrebt werden.

• Mit innovativen Konzepten machen Bremens Hoch-

schulen auf sich aufmerksam. Dem Beispiel des Technolo-

gieparks Universität folgend schätzt die Handelskammer

den Aufbau der International University Bremen (IUB)

mit ihrem angegliederten Science Park als ausgesprochen

chancenreich ein.

• Qualifiziertes Personal als Basis für weiteres

Wachstum im High-Tech-Sektor macht Studiengänge in

hoher Qualität erforderlich. Dazu müssen insbesondere

im technisch-naturwissenschaftlichen Bereich die not-

wendigen Mittel bereitgestellt werden. Wichtig ist auch,

bereits in den Schulen die ökonomische und technische

Bildung zu verstärken.

• Bisher hat Bremen über Nordwestdeutschland hin-

aus noch zu wenig einen Namen als Technologie-Stand-

ort. Mit einer schlüssigen Marketing-Konzeption lässt sich

gewährleisten, dass die Freie Hansestadt über die regio-

nalen Erfolge hinaus als innovativer Wirtschaftsstandort

bekannt wird.

Das Handelskammer-Grundsatzpapier „Technologie-

standort Bremen“ ist in der Öffentlichkeit auf eine große

Resonanz gestoßen. Nicht zuletzt durch den Impuls der

Handelskammer wird beispielsweise der Senator für Wirt-

schaft und Häfen ein neues bremisches Innovationspro-

gramm entwickeln. Zum Jahresende 2001 ist zudem neue

Bewegung in die Diskussion um die Erweiterung des

Technologieparks gekommen.
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sogenannten Zukunftsbranchen auf den Weg zu bringen.

So wird ein Technologiepark im Areal Alter/Neuer Hafen

für Gründer sowie kleine und mittlere Unternehmen im

Bereich der Informations- und Kommunikationstechnolo-

gien entstehen, wobei eine deutliche maritime Ausrich-

tung in den Bereichen Logistik, Lebensmittel und Tou-

rismus angestrebt wird.

Ebenfalls maritim ausgerichtet, wird in Bremerhaven

die auch als Schlüsseltechnologie der Zukunft anzuse-

hende Biotechnologie umgesetzt. Daher entsteht dort

derzeit das erste Gründer- und Entwicklungszentrum für

den Einsatz moderner Biotechnologie in der Lebens-

mittelindustrie.

Gemeinsam mit Unternehmen sowie Forschungsein-

richtungen wird sich dieses Biotechnologiezentrum unter

anderem der sogenannten Blauen Biotechnologie wid-

men, bei der es darum geht, neue Ingredienzien und Ver-

fahrenstechniken aus dem Meer zu entwickeln. Diese

Technologie muss keinesfalls auf den Lebensmittelbe-

reich beschränkt bleiben. Auch die Ausrichtung auf Berei-

che wie Umwelttechnologie und Werkstofftechnik sind

möglich und eröffnen für den Standort Bremerhaven

weitreichende Perspektiven, die auch langfristig für die

Zukunft Bestand haben werden.

Die Handelskammer hat sich frühzeitig

für den Aufbau der IUB engagiert; 

Altbundeskanzler Helmut Schmidt (l.o.)

hielt die  Festrede auf der Eröffnungs-

veranstaltung (o.); (l.) Talkrunde mit 

Dr. Theo Sommer von der ZEIT,  

Wirtschaftssenator Josef Hattig, 

Bürgermeister Dr. Scherf und Rektor

Prof. Jürgen Timm von der Universität

Bremen. 

Zwei zentrale Themen des Papiers – Wissenschafts-

marketing und Technologietransfer – waren Gegenstand

eines Workshops, den die Handelskammer zusammen mit

der Gesellschaft der Freunde der Universität Bremen und

der International University Bremen e. V. und der Bremen

Marketing GmbH organisiert hat. Hier wurden zahlreiche

weiterführende Ideen und Konzepte entwickelt, wie sich

Bremen als attraktive High-Tech-City profilieren kann.

Dass in der Hansestadt viel Fantasie vorhanden ist, um

beispielsweise das hervorragende Technologiepotential

zu vermarkten, macht die „City-of-Science“-Kampagne

deutlich, die von der Bremen Marketing GmbH im Herbst

2001 mit der Einrichtung einer Service-Website gestartet

worden ist 

(www.city-of-science.de). 

Initiativen wie diese zeigen: Der Anspruch ist nicht

überzogen, dass sich Bremen in den nächsten Jahren in

die Spitzengruppe der europäischen Innovationsstand-

orte vorarbeiten kann. Auf dem Weg dahin wird sich die

Handelskammer weiterhin nach Kräften einbringen.

Politik, Verwaltung und Wirtschaft in Bremerhaven

haben den Strukturwandel als große Chance für den Wirt-

schaftsraum Bremerhaven begriffen. Es werden Anstren-

gungen unternommen, um konkrete Vorhaben aus den
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EU-Osterweiterung muss zügig kommen –

Mittelosteuropa als Partnerregion des 4. Deutschen 

Außenwirtschaftstages

• Die Erweiterung der Europäischen

Union (EU) nach Osten und Südosten ist das ehrgeizigste

Projekt in der Geschichte der EU. Seit Beginn des europäi-

schen Integrationsprozesses in den fünfziger Jahren ist

die EU in vier großen Beitrittsrunden von sechs auf heute

15 Mitglieder angewachsen. Die nunmehr fünfte Runde

mit insgesamt 13 Beitrittskandidaten, darunter zehn aus

Mittelosteuropa, wird die anspruchsvollste und größte

Erweiterung sein: Die Fläche der EU wird sich um rund

zwei Drittel vergrößern und die Bevölkerungszahl um

etwa 45 Prozent oder um rund 170 Millionen Menschen

auf 546 MillionenMenschen steigen. 

Die Osterweiterung ist nach Auffassung der Handels-

kammer notwendiger denn je: Die veränderte weltpoliti-

sche Lage verschafft dem Projekt Europa eine neue

Dringlichkeit. Denn im Kern geht es nicht nur darum,

Europa so zu gestalten, dass es in einem immer schärfer

werdenden globalen Wettbewerb und wegen neuer glo-

baler Risiken Freiheits- und Wohlstandschancen für die

Menschen bewahren kann. Die europäische Integration

muss im Angesicht wachsender terroristischer Bedrohun-

gen auch aus Gründen politischer Stabilität und Sicher-

heit zügig fortgeschrieben werden. Europa muss seine

identitätsstiftende historische Kraft weiter entfalten kön-

nen; ein Aufschub der Erweiterung würde die gemein-

same europäische Identität, zu der sich die Länder

Mittelosteuropas ausnahmslos bekennen, beschädigen.  

Der Weg ist vorgezeichnet: Die jungen Demokratien

in Mittelosteuropa haben enorme Anstrengungen unter-

nommen, sich zu reformieren, und  sind ohne Zweifel

schon ein großes Stück voran gekommen. Aber sie stehen

gleichwohl noch vor immensen Aufgaben. So müssen sie

ihre Wirtschaft und Verwaltung für die Anforderungen

und Stabilitätskriterien der EU fit machen. Sie müssen die

politischen und wirtschaftlichen Bedingungen (Kopenha-

gener Kriterien) erfüllen und nachweisen, dass sie nach

dem EU-Beitritt das europäische Gemeinschaftsrecht (Ac-

quis communautaire) voll anwenden und durchsetzen

können. Übergangsfristen und Ausnahmeregelungen wie

beispielsweise bei der Arbeitnehmer-Freizügigkeit sollten

die Ausnahme bleiben und so kurz wie möglich gefasst

werden. 

Doch die wirtschaftliche Integration wird nicht mit

dem EU-Beitritt abgeschlossen sein. Ziel muss es sein, die

Beitrittsländer zwar nicht  vorschnell, aber dennoch mög-

lichst zügig auch in die Euro-Zone aufzunehmen. Voraus-

setzung dafür ist, dass sie die Konvergenzkriterien dauer-

haft erfüllen. Dies muss Vorrang haben vor einer

möglichst schnellen Einführung der Gemeinschaftswäh-

rung, damit der Euro nach innen wie nach außen dauer-

haft stabil bleibt.

Die Osterweiterung setzt auch die EU-15 unter Zug-

zwang, denn die Gemeinschaft muss sich nach innen

strukturell wie institutionell dringend reformieren. Bisher

war die Bereitschaft zu Reformen im institutionellen

Bereich nicht sehr ausgeprägt. Doch mit der historisch

beispiellosen Erweiterung auf 28 Mitglieder stehen die

Funktionsfähigkeit, Finanzierbarkeit, die demokratische

Legitimität und Transparenz der europäischen Gesetzge-

bungs- und Entscheidungsprozesse vor einer starken Belas-

tungsprobe. Aus Sicht der Handelskammer müssen bei-

spielsweise Mehrheitsentscheidungen die Regel werden,

um Blockaden einzelner Länder zu verhindern und den

Integrationsprozess weiter voranzutreiben. Dies gilt vor

allem für binnenmarktrelevante Beschlüsse.

Die Integration der zehn mittelosteuropäischen

Reformländer, die zu den Wachstumsmotoren Europas

geworden sind, wird ungeahnte Wachstumsimpulse aus-

lösen und eröffnet gerade auch dem unternehmerischen

Mittelstand neue wirtschaftliche Perspektiven. Das hat

der 4. deutsche Außenwirtschaftstag, der vom 9. bis 10.

Oktober im Congress Centrum Bremen stattfand, nach-

drücklich bestätigt. Der Außenwirtschaftstag, den die

Handelskammer 1995 als Lernfeld für ausländisches

Engagement initiiert hat und den sie im Jahr 2001 zum

vierten Mal mit den maßgeblichen außenwirtschaftlichen

Verbänden Deutschlands im Congress Centrum ausrich-

tete, widmete sich aus aktuellem Anlass der EU-Osterwei-

terung. Das Motto hieß „Europa Plus: Neue Märkte in

Mittelosteuropa – Praxis und Perspektiven.“

Rund 600 Tagungsgäste nutzten das kompakte, pra-

xisnahe und in dieser Form einmalige  Informationsange-

bot in den Workshops, auf der begleitenden Fachmesse

und der Kontaktbörse, um ihre Geschäftschancen im

Osten auszuloten. In den zwei Veranstaltungstagen wur-

den auch eine Fülle sehr unterschiedlicher Erfolgsstories 
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men Außenwirtschaftsstrategie neue Märkte in Europa

erobert hat und damit für andere Unternehmen Vorbild ist. 

Erbslöh kann gerade auch für Bremer Unternehmen

Anreiz sein. In dem künftig noch größeren Europa wird

die Hansestadt, in der knapp ein Drittel der gesamtwirt-

schaftlichen Wertschöpfung auf hafen- und außenwirt-

schaftsbezogene Tätigkeiten entfallen, noch mehr als bis-

her eine zentrale Rolle einnehmen. Zusammen mit den

traditionell guten Kontakten Bremer Kaufleute in die

Länder Mittelosteuropas und ihren über Jahrhunderte

gewachsenen Erfahrungen im internationalen Geschäft

bietet die Osterweiterung deshalb gerade der bremischen

Wirtschaft beste Rahmenbedingungen, neue und aus-

sichtsreiche Geschäftsbeziehungen aufzubauen. 

Schon vor dem Fall des Eisernen Vorhangs gehörten

Bremer Firmen zu den Vorreitern wirtschaftlichen Engage-

ments in Mittelosteuropa. Namhafte  Unternehmen sind

bereits in Polen, im Baltikum und in anderen Staaten

Mittelosteuropas tätig. Ihr Beispiel zeigt, dass wirtschaft-

liches Vorankommen heute wie schon in vergangenen

Jahrhunderten die Bereitschaft voraussetzt, mit unterneh-

merischem Mut und kalkuliertem Risiko neue Märkte zu

erschließen.

Dabei ist der Fokus auf die mittelosteuropäischen

Kandidatenländer berechtigt, denn sie haben signifi-

kante Fortschritte bei der Umstellung von der Plan- auf

die Marktwirtschaft gemacht. Aufbruchstimmung und

wirtschaftliche Dynamik sind unverkennbar. Sie verfügen

teilweise bereits über funktionierende Marktwirtschaften.

Allerdings gibt es noch eine Reihe struktureller Defizite

und ein beträchtliches Wohlstandsgefälle. Gemessen in

Kaufkraftstandards lag das durchschnittliche Bruttoin-

landsprodukt pro Kopf in den Bewerberländern bei 35

Prozent des EU-Durchschnitts. Slowenien (71 Prozent)

und Zypern (82) bewegen sich bereits auf vergleichbarem

Niveau wie die EU-Staaten Griechenland (68), Portugal

(74) und Spanien (81). 

Das Wirtschaftswachstum in Mittelosteuropa könnte

in den nächsten Jahren doppelt so hoch ausfallen wie in

der EU. Deshalb haben Wirtschaftsexperten für die

marktwirtschaftliche Vorhut der Region – Polen, Tsche-

chien, Slowenien, Estland und Ungarn – bereits die neue

Formel von den  „europäischen Tigerstaaten“ geprägt.

Jede zehnte deutsche Mark wird bereits im Ostgeschäft

verdient. Der deutsche Handelsverkehr mit den Beitritts-

kandidaten ist so groß wie das Geschäft mit den gesam-

ten USA:  48 Milliarden DM investierten deutsche Unter-

nehmen in die Ostmärkte, auch der Außenhandel ex-

pandiert. Doch das Potenzial ist noch lange nicht ausge-

schöpft – auch vor dem Hintergrund, dass sich die

„Wachstumsbranche“ Außenwirtschaft über alle Krisen

hinweg als sehr robust erweist. 

präsentiert, die einmal mehr die außerordentlichen

Absatz- und Ertragschancen eines Engagements in Mittel-

osteuropa aufzeigten. Einer der Höhepunkte des Außen-

wirtschaftstages war die Verleihung des Preises der Deut-

schen Außenwirtschaft. 1999 erstmals vergeben, ging die

Auszeichnung diesmal an den Krefelder Chemiehändler

C. H. Erbslöh, der  mit einer intelligenten, kreativen, wohl-

durchdachten, mutigen und auch beschäftigungswirksa-

(v. o.) BGA-Präsident Anton F.

Börner eröffnete den 4. Deut-

schen Außenwirtschaftstag im

Congress Centrum; während

des Festaktes in der Oberen

Rathaushalle, auf dem DIHK-

Präsident Ludwig Georg Braun

die Festansprache hielt, wurde

der Preis der Deutschen

Außenwirtschaft verliehen;

die Kammer präsentierte ihr

Angebot den Fachbesuchern

auf einem eigenem Stand;

Hauptgeschäftsführer Dr.

Fonger im Gespräch mit Hans-

Jürgen Müller vom Bundesver-

band des Deutschen Export-

handels  
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Handelskammer Bremen: 550 Jahre wirtschaftliche 

Selbstverwaltung – Tradition und Moderne gehen Hand in Hand

• 550 Jahre Tradition der Unabhängig-

keit: Bremen blickt auf die längste Tradition wirtschaft-

licher Selbstverwaltung in Deutschland zurück. Dies be-

zeugt die „Ordinantie von 1451“, die heute im Archiv der

Handelskammer aufbewahrt wird und das älteste schrift-

liche Zeugnis dieser Tradition ist. Grund genug für die

Handelskammer, dieses außergewöhnliche Jubiläum in

der mehr als tausendjährigen Wirtschaftsgeschichte Bre-

mens im Oktober 2001 mit einem Reigen an  Aktivitäten

zu begehen – zumal dieser Rückblick auf 550 Jahre Ge-

schichte zusammenfiel  mit dem 50. Jahrestag der Wie-

dereinweihung des im Zweiten Weltkrieg zerstörten Hau-

ses Schütting. Der Wiederaufbau war durch zahlreiche

Spenden von Unternehmern finanziert worden.

Das Doppeljubiläum stieß auf eine herausragende

öffentliche Resonanz in Bremen und rief ein starkes medi-

ales Interesse an Geschichte und Gegenwart der Kammer

hervor. Es war aber nicht nur Anlass für die  historische

Würdigung einer fest verankerten wirtschaftlichen Selbst-

verwaltung. Es symbolisierte zugleich eine neue Kammer-

Ära, die von Transparenz und Offenheit gekennzeichnet

ist und ihren Ausdruck in einem neuen Corporate Design

findet. 

DaimlerChrysler, 
Lackzwischenlager,
Bremen
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Identitätsstiftende Tradition allein kann kein Wegwei-

ser für die Zukunft sein. Ihre Kraft entfaltet sie nur im

Zusammenspiel mit einem zeitgemäßen Engagement der

Kammer für die Wirtschaft und mit hoher Kundenorien-

tierung. Deshalb wird die Handelskammer auch künftig

konsequent die Rolle des Impulsgebers für den Standort

Bremen und des Dienstleisters für die bremische Wirt-

schaft übernehmen, sie ausbauen und Bremen gemein-

sam mit Politik und Gesellschaft voranbringen. 

Rund 400 Ehrengäste aus Politik, Wirtschaft und

Gesellschaft aus ganz Norddeutschland nahmen an dem

offiziellen Jubiläums-Festakt am 2. Oktober 2001 teil, bei

dem Hans-Dietrich Genscher den Festvortrag hielt. Der

ehemalige Bundesaußenminister würdigte die „europäi-

sche Freiheitsrevolution“ des Jahres 1989, an der die

Deutschen maßgeblich beteiligt waren. Heute stehe die

europäische Staatskunst vor der Aufgabe, die Einheit

Europas zu vollenden und am Bau einer neuen Weltord-

nung mitzuwirken. 

Präses Dr. Dirk Plump erinnerte in seinem Festbeitrag

an die positive Entwicklung, die Bremen in den letzten

Jahren genommen habe. Es herrsche eine „konstruktive

Grundstimmung“, die Kammer werde alles daran setzen,

dass diese Entwicklung sich fortsetze: „Wir können uns

als Handelskammer in Bremen auf eine Tradition verlas-

sen, die uns in unserer Haltung Sicherheit und Ruhe gibt.

Die Sicherheit nämlich, dass 550 Jahre wirtschaftliche

Selbstverwaltung zahlreiche Erfolge für Bremen gebracht

haben. Diese lange Tradition wäre nicht zu einer Tradi-

tion der Unabhängigkeit geworden, wenn es sich bei der

wirtschaftlichen Selbstverwaltung um ein Auslaufmodell

handelte.“

Wirtschaftssenator Josef Hattig, der der Handelskam-

mer im Namen der Landesregierung gratulierte, würdigte

die politische Bedeutung der Bremer Kaufleute und ihren

Einsatz für das bonum commune. Damals wie heute sym-

bolisiere der Schütting das wirtschaftliche und politische

Rollenverständnis der bremischen Kaufmannschaft: „Er

zeugt von der Bereitschaft zum Dialog mit den jeweils

Regierenden, wie von dem Anspruch auf Mitwirkung und

Mitgestaltung. Dieses konstruktive Spannungsverhältnis

zwischen hüben und drüben ist in Bremen so gegenwär-

tig wie es seine lange Tradition hat.“

Zahlreiche Unternehmer besuchten das Haus Schüt-

ting am Tag der Mitglieder am 3. Oktober 2001, der in

dieser Form erstmals stattfand. Ziel war es, allen 29.000

Mitgliedern deutlich zu machen, dass die Kammer ein

offenes Haus ist und sich als Diskussions- und Informa-

tionsforum für die Bremer Unternehmen versteht. Das

umgebaute Foyer mit Glastür und neuem Empfangscoun-

ter zeigt beispielhaft die neue Offenheit und das mo-

derne Selbstverständnis. Dies hat unter anderem auch

der zum Jubiläum produzierte Imagefilm auf besondere

Weise akzentuiert.

In einer Jubiläumsausstellung im Börsensaal gab die

Handelskammer Einblick in ihre lange Geschichte. Ein

zentrales Ausstellungsstück war die „Ordinantie von

1451“. Auch die Ausstellung blieb nicht am Gestern haf-
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ten, sondern behandelte ausführlich die aktuellen Aufga-

ben der Kammer. Zahlreiche Besucher konnten sich damit

einen guten Überblick über das heutige Leistungsspek-

trum verschaffen. 

Wer sich noch eingehender informieren will, dem

steht jetzt erstmals eine umfassende Chronik der Han-

delskammer und ihrer Vorgängerin, des  Collegium Senio-

rum, in Buchform zur Verfügung. In Zusammenarbeit mit

dem Archiv der Handelskammer hat die Wirtschaftshisto-

rikerin Dr. Lydia Niehoff eine detaillierte Dokumentation

erstellt, die dem Bogen vom 15. Jahrhundert bis in die

Gegenwart hinein spannt. Auf 219 Seiten schildert sie die

550-jährige Historie der wirtschaftlichen Selbstverwal-

tung in Bremen und bettet sie in die bremische (Wirt-

schafts-)Geschichte ein. 

Der Chronistenblick über mehr als ein halbes Jahrtau-

send bremische Wirtschaftsgeschichte macht deutlich,

dass Bremen wesentlich durch die Wirtschaft mitgestal-

tet wurde: „Den Elterleuten, wie das Führungsgremium

der Selbstverwaltung lange Zeit hieß, genügte es nicht,

sich allein auf wirtschaftliches Gedeihen zu konzentrie-

ren. Sie hatten immer auch das Gemeinwohl der Stadt  im

Blick“, betonte Präses Dr. Plump. „Dies war vor 550 Jah-

ren ebenso ungewöhnlich wie heute, wenn wir als

moderne Handelskammer sagen, dass die Aufgaben

einer wirtschaftlichen Selbstverwaltung nicht beim Ein-

satz für die Wirtschaftsinteressen enden können. Unser

Fokus ist die Gesamtentwicklung des Standorts Bremen.“

Der Festakt im Haus Schütting bot auch Gelegenheit,

den gebürtigen Hallenser, mit Bremen sehr verbundenen

Hans-Dietrich Genscher für seine Verdienste um den Welt-

frieden, die deutsche Wiedervereinigung und die Ent-

spannung zwischen Ost und West mit der Silbernen Ver-

dienstmedaille auszuzeichnen. Sie ist die höchste Aus-

zeichnung der bremischen Wirtschaft und wurde bisher

nur einmal – 1990 an Prof. Dr. Wilhelm Wortmann – ver-

liehen. Präses Dr. Plump würdigte Genscher in seiner Lau-

datio als „einen Politiker, der für die Bürger unseres Lan-

des wie kaum ein anderer für politische Integrität steht.“

Viele für den Welthandel wegweisenden Vereinbarungen

trügen seine  Handschrift – „mit Ergebnissen, die auch

den Außenwirtschaftsstandort Bremen außerordentlich

beflügelt haben.“ Für die bremische Wirtschaft habe die

tiefgreifende Entspannung des einstigen Kalten Krieges

es ermöglicht, wieder an alte Handelskontakte anzuknüp-

fen, wie sie beispielsweise über viele Jahrhunderte zum

Baltikum bestanden hätten. 

Dr. Plump würdigte ferner Genschers enge Verbunden-

heit zu Bremen, in der er lange Zeit als renommierter An-

walt wirkte und zu der er noch heute über eine bedeuten-

de Kanzlei in Verbindung stehe. Auch gehöre Genscher

zu den Councelors der International University Bremen. 

(v. o.) Ex-Bundesaußenminister Hans-Dietrich

Genscher war der Ehrengast auf dem Festakt zum

Kammerjubiläum; Präses Dr. Plump zeichnete den

verdienten und Bremen sehr verbundenen Staats-

mann mit der Silbernen Verdienstmedaille aus,

der höchsten Auszeichnung der bremischen Wirt-

schaft; über 400 Gäste waren der Einladung zur

Festveranstaltung ins Haus Schütting gefolgt,

unter ihnen z. B. BLG-Chef Detthold Aden und

Intendant Prof. Klaus Pierwoß. Erstmals öffnete

die Kammer ihre Türen auch für einen exklusiven

„Tag der Mitglieder“ am 3. Oktober; zahlreiche

Mitglieder nutzten die Gelegenheit, hinter die

Kulissen des Schüttings zu schauen. Auf großes

Interesse stieß dabei die Jubiläumsausstellung,

die nicht nur die Geschichte der Elterleute nach-

zeichnete (l. im Schaukasten zu sehen das Große

Wappenbuch), sondern auch Einblick in die Viel-

falt der heutigen Kammer-Aufgaben gab. 
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Bremen und Bremerhaven gestalten die Zukunft:

Innenstadt und Stadtteilzentren im Wandel 

• Die Entwicklung der Innenstadt und

der Stadtteilzentren war 2001 vor allem durch den Bau-

beginn von Projekten gekennzeichnet, deren Vollendung

sich erst allmählich abzeichnet. Dabei ist für die Innen-

stadt festzustellen, dass der Trend des Verbraucherinte-

resses, wie auch schon in den letzten Jahren, weg von der

Grünen Wiese hin zur Stadt geht. Das Sofortprogramm

Innenstadt trägt dem Rechnung. Bremen ist dabei unter

den Großstädten in Deutschland einer der Trendsetter

und Vorzeigeobjekt.

Der erste Teil der Umgestaltung der Innenstadt wurde

mit der Fertigstellung der Obernstraße abgeschlossen.

Neue Projekte gab es in den Stadtteilzentren. Besonders

der Space Park in Gröpelingen wird nach seiner Fertigstel-

lung auf einer Fläche von insgesamt 260.000 Quadrat-

metern Bremens Anziehungskraft auch überregional stär-

ken. Wo früher Schiffe gebaut wurden, wird im Herbst

2002 eine Einkaufs- und Freizeitwelt rund um das Thema

Raumfahrt öffnen. Damit wird Bremen im Wettbewerb

der Shopping- und Entertainment-Center eine bislang ein-

zigartige Attraktion anbieten können.

Ein starker, maritimer Charakter ist vom neuen Ein-

kaufszentrum Haven Höövt zu erwarten. Dieses Einkaufs-

zentrum mit einer Gesamtgröße von rund 33.000 Qua-

dratmetern wird die Funktion des Mittelzentrums Vege-

sack erheblich stärken und somit neue Impulse in den ge-

samten Stadtteil geben. Außerordentlich wichtig ist die

beabsichtigte Vernetzung mit dem Mittelzentrum. 

Grundlage für die zahlreichen positive Veränderungen

in der Innenstadt ist das Sofortprogramm Innenstadt und

Nebenzentren, das 1998 auf Initiative der Handelskam-

mer mit einem Volumen von 51,1 Millionen Euro (100

Millionen Mark) gestartet wurde. Die Neupflasterung der

Fußgängerzone in der Obernstraße gehört zu diesem Pro-

gramm, ebenso die Aufwertung einzelner Geschäftsfassa-

den. Das Programm fußt auf einer ungewöhnlichen und

unkonventionellen Public-Private-Partnership. In bisher ein-

maliger Weise beteiligen sich Kaufleute aus der Bremer

Innenstadt an Planungs- und Erstellungskosten, um ihren

Beitrag zur Aufwertung der Innenstadt zu leisten. Erst-

mals wachen Verwaltung und Wirtschaft gemeinsam in

einem Arbeitskreis über den Projektfortschritt. Insgesamt

geht es um 76 Einzelprojekte in der Innenstadt bis zum

Jahr 2004. Die Pflasterung der Sögestraße, die Neuge-

staltung des Marktplatzes und des Schüsselkorbs gehö-

ren z. B. dazu.  

Die Bemühungen um die Wiederbelebung des Faulen-

quartiers laufen entsprechend der Koalitionsvereinba-

rung unvermindert weiter. Insbesondere gibt es zurzeit

Überlegungen, Radio Bremen mit einem Medienkompe-

tenzzentrum als entscheidenden Frequenzbringer in den

Bereich Faulenstraße/Bamberger Haus zu verlegen. Dar-

aus würde sich eine attraktive Achse über Obernstraße

Hutfilterstraße, Durchbruch B 75 zum Space Park erge-

ben. Die Brillkreuzung ist nach wie vor ein innerstädtisch

ungelöstes Problem. Sie muss möglichst bald attraktiver

werden. 

Neben der Aufwertung der Innenstadt ist der Stadtteil

Gröpelingen das zweite wichtige Stadtgebiet, das durch

das Sofortprogramm erfasst wird. Auch dort wurden

zahlreiche Einzelprojekte vorangebracht. Insbesondere

die Lindenhofstraße als Mittelpunkt des Stadtteils ist

bereits deutlich aufgewertet worden. Darüber hinaus gibt

es eine Fülle weiterer Einzelmaßnahmen. 

Trotz erster Erfolge werden künftig noch erhebliche

Anstrengen notwendig sein, um die Situation des bremi-

schen Handels – auch über die Schwerpunktaufgaben

hinaus – zu verbessern. Die großen Baumaßnahmen dür-

fen nicht über die unbefriedigende Lage in einigen Stadt-

teilen hinwegtäuschen. Die Handelskammer hat dies

erkannt und im Herbst 2000 den Arbeitskreis der Werbe-

und Interessengemeinschaften gegründet. Obwohl  stadt-

teilübergreifende Ziele erst noch definiert werden müs-

sen, wurde hiermit eine Basis für gemeinsame Gesprä-

chen geschaffen. Persönliche Gespräche sind wichtig, um

den Kontakt in den Stadtteilen zu halten. Die Errichtung

einer Plattform zum Informationsaustausch und die

Diskussion gemeinsamer Bedürfnisse bringt auch Syner-

gien für die Interessen- und Werbegemeinschaften unter-

einander. Wie wichtig die Zusammenarbeit ist, zeigen ein-

zelne Initiativen, die gemeinsam mit Werbege-

meinschaften begonnen haben. Für Baumaßnahmen im

Bereich der Schwaneweder Straße ist es beispielsweise

gelungen, Wirtschaft und planende Behörden nach

ursprünglich fruchtlosen Gesprächen an einen Tisch zu

bringen. Darüber hinaus wurden weitere Gespräche
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geführt, in denen erstmals die Notwendigkeit der Bau-

maßnahme in allen Details geklärt wurde. Auch wurde

erreicht, dass die Bedürfnisse des örtlichen Handels ver-

stärkt in die Planungen einflossen. 

Für eine wirtschaftsgerechte Umgestaltung der Ham-

burger Straße hat sich die Handelskammer in ähnlicher

Weise eingesetzt. Nachdem die umfangreichen Baumaß-

nahmen bekannt wurden, moderierte die Handelskam-

mer eine Begehung mit Vertretern der planenden Be-

hörde. Dadurch wurde gewährleistet, dass die individuel-

len Bedürfnisse des Handels in der Hamburger Straße be-

rücksichtigt wurden. 

Auch in aktuellen wirtschaftspolitischen Fragen steht

die Handelskammer dem Handel zur Seite. Veranstaltun-

gen zur Einführung des Euros in verschiedenen Stadttei-

len oder Informationen zum Wegfall des Rabattgesetzes

sind Dienstleistungen, die dem Handel geldwerte Informa-

tionen bieten. Langfristiges Ziel der Handelskammer-Initi-

ativen für Stadtteilzentren ist es, politische Impulse zu

setzen und die die positiven Erfahrungen aus dem Sofort-

programm Innenstadt und Nebenzentren auf einzelne

Stadtteile zu übertragen. 

Auch in Bremerhaven hat die Zukunft begonnen. Als

besonderes Geschenk zum 175-jährigen Bestehen be-

kommt die Stadt eine neue City. Rund 127 Millionen

Mark werden in den nächsten Monaten in die Fußgänger-

zone investiert, um die zentrale Einkaufsmeile wieder zu

einem attraktiven Ziel für Besucher aus nah und fern zu

machen. Mehr als die Hälfte ist bereits geschafft. Wäh-

rend vor der Großen Kirche bereits das neue bunte Leben

eingekehrt ist, schreitet das Projekt „Neue Stadtmitte”

auch in den übrigen Bereichen rasant  voran. Als dritter

Bauabschnitt begannen Ende 2001 die Arbeiten am The-

odor-Heuss-Platz, die rechtzeitig zur 175-Jahr-Feier am 19.

Mai 2002 abgeschlossen werden sollen. Wie schön das

Leben in der neuen Stadtmitte sein kann, ist täglich zwi-

schen Karstadt und der Großen Kirche zu sehen. Längst

bummeln Bremerhavener und ihre Gäste über das fertige

Teilstück. Für den Einzelhandel endete mit dem Beginn

des Weihnachtsgeschäftes eine längere Durststrecke,

denn auf Grund der Belastungen durch die Bauarbeiten

Kirchenplatz, Bremerhaven
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tem Weg zum Einkaufen gehen können; das neue Park-

haus an der Rampenstraße wird einen entscheidenden

Beitrag dazu leisten.

Die neue Bremerhavener Stadtmitte soll eng mit den

Tourismus-Planungen am Alten und Neuen Hafen ver-

knüpft werden, weil die Projekte Besucher und damit

Kaufkraft in die Stadt holen werden. Schon jetzt arbeitet

das Planungsamt an ersten Entwürfen, wie die Spange

zwischen City und Weserdeich-Gelände  am besten herge-

stellt werden kann. Die Rahmenplanungen sehen drei

Achsen vor. Die wichtigste Verbindung verläuft quer

durchs Columbus-Center: Vom Kirchenplatz aus sollen die

Besucher durch die Hafenpassage an Karstadt vorbei

zum Deich geleitet werden. 

Parallel zu den Investitionen im Zentrum hat die Stadt

Bremerhaven inzwischen damit begonnen, auch die grö-

ßeren Stadtteilzentren aufzuwerten. Nachdem im Stadt-

teil Geestemünde ein privater Investor mit dem Dienstleis-

tungszentrum am Konrad-Adenauer-Platz einen ersten Ak-

zent setzte, hat die Stadt inzwischen ein von der Europäi-

schen Union gefördertes Projekt initiiert, um das Areal

rund um den Neumarkt aufzuwerten. Ein Marketingkon-

zept soll außerdem die Marktposition des durch Fachge-

schäfte geprägten Einzelhandels in Geestemünde festigen.

Ende 2001 kündigte die Stadt ein weiteres Projekt zur

Aufwertung des Stadtteils Lehe an. Bei dieser ebenfalls

mit EU-Geldern geförderten Maßnahme geht es neben

der Stabilisierung der wirtschaftlichen Rahmenbedingun-

gen auch um eine Verbesserung des Wohnumfeldes und

der sozialen Beziehungen in dem Stadtteil.

(o.) Traditioneller Gästeabend des 

Einzelhandels in Bremen; (l.) Dienstleistungs-

zentrum Konrad-Adenauer-Platz in Bremerhaven:

gelungener Branchenmix

kamen weniger Kunden als in den Vorjahren, so dass die

Umsätze zum Teil deutlich einbrachen.

Seit dem 28. September rollen die Busse über die

neue Fahrbahn durch die City. Wie ein großes S zieht sich

diese Trasse durch die Innenstadt. Die Streckenführung

war Voraussetzung, um Raum für neue interessante An-

gebote wie den großzügigen Platz vor der Großen Kirche

oder die in der „Bürger” geplanten Cafés und Restaurants

zu schaffen. Im Gegensatz zu der ursprünglich geplanten

großräumigen Umleitung  wird die jetzige Linienführung

auch den Interessen derjenigen gerecht, die mit dem Bus

in die Innenstadt fahren. Auch für sie bleibt Bremerhaven

eine Stadt der kurzen Wege, denn die Busse halten nach

wie vor praktisch direkt vor den Geschäften. 

Dass die „Bremerhaven-Busse” künftig auf neuen Wegen

durch die City fahren, ist dennoch nur ein Randaspekt

des großen Vorhabens. Ein ganzes Maßnahmenbündel

soll nach Aussage der Planer garantieren, dass es einfach

Spass macht, in der „Bürger“ zu bummeln und einzukau-

fen. Mehr als 20 Jahre, nachdem die Bürgermeister-

Smidt-Straße zur Fußgängerzone umgebaut wurde, soll

die „Bürger" im Sommer 2002 zum Abschluss des Projek-

tes „Neue Stadtmitte” die Bezeichnung „Flaniermeile”

wieder zu Recht tragen. 

Der Weg zur „Neuen Stadtmitte“ führt über viele Sta-

tionen. Eine neue  Pflasterung macht die Meile optisch

attraktiver; neue gläserne Vordächer werden die Passan-

ten noch besser vor der norddeutschen Witterung schüt-

zen; transparente Pavillons in der Straßenmitte lockern

das Gesamtbild auf. Zugleich sollen die Kunden auf direk-
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Tourismus und Freizeit: Viel Raum für 

die Zukunft Bremens und Bremerhavens

• Die Tourismus- und Freizeitwirtschaft

ist in Bremen eine tragende Säule der wirtschaftlichen

Entwicklung mit hervorragenden Perspektiven für die

Zukunft. Sie ist in der Lage, ein positives Bremen-Image

zu vermitteln, das sich auch auf andere Wirtschafts-

zweige vorteilhaft auswirkt: Die Zuwachsraten bei den

Gästeankünften haben sich in den zurückliegenden Jah-

ren über dem Trend liegend entwickelt. 2001 wurde das

hohe Niveau nur knapp gehalten. Dabei bestimmen Qua-

lität und Quantität des touristischen Angebotes den

langfristigen Erfolg der Tourismus- und Freizeitwirtschaft,

ebenso der wirtschaftlichen Entwicklung des Landes Bre-

men. Unabdingbar ist eine kontinuierliche, die Änderun-

gen in den Marktbedingungen berücksichtigende Weiter-

entwicklung. Vorrangiges Ziel der Tourismuswirtschaft

und der Tourismuspolitik muss daher sein, die Rahmenbe-

dingungen so zu setzen, dass eine langfristige, positive

Entwicklung gesichert wird.

Die Handelskammer sieht sich in diesem Prozess als

Partner der Politik und will mit ihrem 2001 gegründeten

Arbeitskreis Tourismus die Vorstellungen der Wirtschaft

für die zukünftige Ausrichtung der Tourismuspolitik for-

mulieren. Ende des Jahres 2001 hat die Handelskammer

in einem Schwerpunktpapier diese Vorstellungen zusam-

mengefasst. 

Einer der Kernpunkte aus Sicht der Handelskammer

war, die Bedeutung des Tourismus als Wirtschaftsfaktor

herauszustellen. Unbestritten ist die Tourismuswirtschaft

ein ökonomischer und gesellschaftlicher Faktor von

hohem Wert. In keiner anderen deutschen Wirtschafts-

branche stehen mehr Arbeitsplätze zur Verfügung. Den

Umsätzen der Tourismus- und Freizeitwirtschaft kommt

große Bedeutung zu für die Sicherung von Arbeitsplätzen

und die Erhaltung und Förderung der regionalen Wirt-

schaftskraft. Vom Tourismus profitieren nicht nur das

Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe, sondern auch

der Einzelhandel, Kulturinstitutionen und Dienstleis-

tungsanbieter. 

Die Zahlen für Bremen sind auf den ersten Blick

beeindruckend. Laut einer Untersuchung des Bremer

Instituts für Wirtschaftsforschung (BAW) waren 1997 in

der Stadt Bremen 7.285 Arbeitsplätze direkt und 2.185

indirekt vom Tourismus abhängig (Quelle: BAW, 8/1998:

Städtetourismus als Wirtschaftsfaktor). Die indirekten Be-

schäftigungsauswirkungen eingeschlossen, wird für das

Jahr 2000 geschätzt, dass in der Stadt Bremen etwa

11.000 Beschäftigte in den unmittelbaren und tourismus-

nahen Bereichen tätig waren (inkl. Teil- und Saisonar-

beitskräften). Im Vergleich mit anderen Städten gleicher

Größenordnung, beispielsweise mit Nürnberg, zeigt sich

trotzdem, dass der Tourismus in Bremen noch große Ent-

wicklungschancen hat, die es in der Zukunft zu nutzen

gilt. Gerade in den Bereichen Städtetourismus und Ge-

schäftsreisen sieht die Handelskammer noch Möglichkei-

ten, die touristische Attraktivität Bremens zu erhöhen.

Nach Ansicht der Handelskammer wird die Bedeu-

tung des Tourismus für Bremen in der Politik noch unzu-

reichend wahrgenommen. Sein hoher wirtschaftlicher

Stellenwert muss auch in der Politik verstärkt sichtbar

werden. Letztlich kann das Wachstumspotential des Tou-

rismus nur dann vollständig ausgeschöpft werden, wenn

Politik und Verwaltung auf allen Ebenen die geeigneten

Rahmenbedingungen schaffen. Darüber hinaus ist wich-

tig, dass Unternehmer und politische Entscheidungsträ-

ger gemeinsam dafür Sorge tragen, strukturelle Wachs-

tumshindernisse zu beseitigen.

Dies kann geschehen, indem die Tourismusbranche in

stärkerem Maße als bisher in politische Entscheidungen

eingebunden wird. Andererseits müssen auch die städte-

übergreifenden touristischen Organisationsstrukturen

überdacht werden. Teil der Aktivitäten der Handelskam-

mer für den Tourismus in der Freien Hansestadt war

daher, einen Kommunikationsprozess zwischen Touris-

musträgern in Bremen zu unterstützen. Zu diesem Zweck

hat die Handelskammer in Zusammenarbeit mit dem

Industrieforum Bremen-Nord und dem Wirtschaftsrat Bre-

men-Nord am 20. Juni 2001 in Vegesack eine Veranstal-

tung in der Reihe Dialog-Forum Bremen-Nord mit dem

Thema „Tourismusvermarktung Bremen-Nord“ angebo-

ten. Die im Rahmen dieser Veranstaltung angestoßenen

Diskussionen führten zu weiteren Gesprächen, an deren

Ende eine Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen

den verschiedenen Tourismusträgern stehen wird. Am

Ende der Veranstaltung stand die gemeinsame Überzeu-

gung, dass eine erfolgreiche touristische Vermarktung

Bremens nur im Zusammenspiel aller Tourismusverant-

wortlichen erreicht werden kann.
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Zu den Zielen des Kammer-Arbeitskreises Tourismus

gehört auch die Förderung einer engeren Zusammenar-

beit zwischen den Tourismusakteuren in Bremerhaven

und Bremen. Daher begrüßen der Arbeitskreis wie auch

der  Tourismusausschuss der IHK Bremerhaven das Vorha-

ben, einen Tourismusbeirat auf Staatsratsebene einzu-

richten, der die Bremer Touristik Zentrale (BTZ) wie auch

die BIS Bremerhaven einbezieht, um in Zukunft eine noch

engere Zusammenarbeit zu fördern. Letztlich muss die

Tourismusförderung auch in Bremen künftig von dem

Gedanken bestimmt sein, dass eine erfolgreiche Vermark-

tung des Landes nur möglich ist, wenn alle Beteiligten an

einem Strang ziehen. Letztlich muss die Tourismusförde-

rung auch in Bremen künftig von dem Gedanken be-

bestimmt sein, dass eine erfolgreiche Vermarktung des

Landes nur möglich ist, wenn alle Beteiligten an einem

Strang ziehen. In diesem Zusammenhang sieht die Han-

delskammer auch ihr Votum für die Anmeldung des ge-

gesamten Bremer Marktplatzes als „Weltkulturerbe der

Menschheit“ bei der UNESCO.

In Bremerhaven verzeichnete der Tourismus im Jahr

2001 einen Zuwachs von drei bis fünf Prozent. Es gab

keine besonderen Höhepunkte wie etwa im Sail-Jahr

2000, aber auch keine Einbrüche im Tourismusgeschäft.

Zuwächse sind ohne eine entscheidende Strukturverbes-

serung nicht zu erwarten, urteilt die für die Tourismusför-

derung zuständige Wirtschaftsförderungsgesellschaft BIS.

Einen entscheidenden Anteil an der gegenwärtig noch

positiven Entwicklung haben „Nischenprodukte“ wie der

„Windjammer-Kontor“ oder der „Landgang für Kreuzfah-

rer“ als Kooperationsprojekt mit Reedereien.

Die Bremerhaven-Touristik hat sich unter dem Motto

„Bremerhaven. Erleben und staunen“ neu positioniert.

Diese durchgängige Orientierung soll auch für die nächs-

te Zukunft beibehalten werden und fügt sich in die kon-

sequent maritime Ausrichtung des Stadtmarketings ein.

Bis zum 24. Oktober 2001 wurden 4.700 direkte

Anfragen von Kunden an die Bremerhaven-Touristik

gerichtet. Die meisten davon kamen aus dem Ruhrgebiet,

dem östlichen Westfalen, dem Gesamtbereich südliches

Niedersachsen sowie aus Berlin und dem Großraum Ham-

burg. Darüber hinaus stabilisiert sich zunehmend die

Nachfrage aus der Region Frankfurt/Stuttgart, was auch

auf Messeaktivitäten in diesem Bereich zurückzuführen

ist. Bremerhaven stand 2001 wieder ganz im Zeichen der

großen Schiffbauaufträge. In diesem Bereich wurden 2,8

Prozent mehr Ankünfte (71.229) und 4,3 Prozent mehr 

(g. o.) Geschäftsreisen sind eine Entwicklungs-

chance für den Tourismus in Bremen. Mit dem

Space Park (g. l.) schafft die Hansestadt eine

neue Attraktion mit überregionaler Ausstrahlung.

Die Bremerhaven-Touristik hat sich unter dem

Motto „Bremerhaven. Erleben und staunen“ neu

positioniert. Gut angenommen wurde der Hafen-

bus (l.). Der Strand in der City (o.r.) gehört zu den

Besonderheiten der Seestadt.
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Kristallpalast, Bremen

Übernachtungen (159.361) verzeichnet. Der Bremerha-

ven-Tourismus stützt sich vorwiegend auf Einzelreisen

über den Katalog „Meer erleben“ sowie auf Gruppenrei-

sen über das Verkaufshandbuch „Bremerhaven. Erleben

und staunen“. Daran zeigt sich, dass es richtig war, den

Katalog „Meer erleben“ aufzubauen, der jetzt zum sechs-

ten Mal erschienen ist.

Nachdem es im Jahr 2001 eine Pause bei der Betreu-

ung des Leuchtturms Rotersand gegeben hat, ist es der

Bremerhaven-Touristik gelungen, für 2002 die Zusam-

menarbeit mit der Deutschen Stiftung Denkmalschutz 

wieder aufzunehmen. Damit kann wieder mit einem

hochattraktiven Produkt für die maritimen Qualitäten

Bremerhavens geworben werden. Zu den Marketingerfol-

gen gehört auch der Hafenbus. Bis zum 14. Oktober

2001 buchten mehr als 21.000 Touristen eine Rundfahrt

durch Stadt, Überseehafen, über Containerterminal und

Lloyd Werft. Mit einer Auslastung von 75 Prozent aller

Plätze liegt der Erfolg deutlich höher als kalkuliert. Auch

im Winter wird es an den Wochenenden Busfahrten

durch den Hafen geben. Zur Strategie der touristischen

Erschließung des stadtbremischen Überseehafens gehört

auch die Restaurierung und Übernahme des 23 Jahre

alten Container-Aussichtsturms an der Nordschleuse.

Wachstumszahlen gibt es auch für den Sonderpark-

platz für Wohnmobile. Etwa 6.700 Gäste übernachteten

dort bisher – die Zielgruppe der Wohnmobilisten ist von

Jahr zu Jahr attraktiver geworden. Ein weiterer Pluspunkt

ist das Weser-Strandbad. Auch wenn es 2002 vorwiegend

eine Baustelle sein wird: Der Strand in der City gehört zu

den Besonderheiten Bremerhavens.

Die geographische Lage der Stadt – umgeben von

Niedersachsen – empfiehlt Kooperationen in der Touris-

tik, die darauf reagieren, dass Urlauber Erlebnisregionen

und Naturräume im Blick haben, ohne sich um Landes-

grenzen zu kümmern. Dies bedeutet, dass das niedersäch-

sische Umland künftig ein immer wichtigerer Partner im

touristischen Alltag, im Tourismusmarketing und im Ver-

kauf sein wird. Auf dieser Grundlage haben sich neben

der seit 1998 bestehenden Kooperation mit der Bremer

Touristik Zentrale (BTZ) und der BIS Bremerhaven Touris-

tik neue und wichtige Arbeitsebenen verschiedenster Art

zu Niedersachsen ergeben.

Die Profilierung der touristischen Leistungen im

Bundesland Bremen wird vom Senator für Wirtschaft bis

zunächst 2004 verlängert. Bremen und Bremerhaven pro-

fitieren gemeinsam mit 5,8 Millionen Mark von diesen

Marketingmitteln. Eine der Aufgaben wird es sein, die Leis-

tungsfähigkeit des Tourismusstandortes Bremerhaven zu

verbessern. Dazu wird 2002 ein zentrales Buchungs- und

Reservierungssystem beschafft, das kompatibel sein soll

mit den Systemen der Kooperationspartner.
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Preis für Theater im Fischereihafen Bremerhaven

– Wirtschaftsminister Müller bei der Stiftung der Bremerhavener Wirtschaft 

• Die Sitftung der Bremerhavener Wirt-

schaft, gegründet aus Anlass des 125-jährigen Bestehens

der IHK Bremerhaven im Jahr 2000, hat ihren ersten

Preisträger: Das Theater im Fischereihafen (TiF). Mit

einem einstimmigen Votum durch die Jury der jungen

Stiftung ging der Preis an das TiF. 

Erklärtes Ziel der Stiftung ist es, Initialzündungen im

Bereich von Kunst., Kultur, Bildung oder Wissenschaft zu

geben und damit die weichen Standortfaktoren in Bre-

merhaven herauszustellen. Das Theater im Fischereihafen

gilt als Musterbeispiel dafür, wie diese weichen Faktoren

die Entwicklung des Standortes entscheidend beeinflus-

sen können. „Das TiF ist der kulturelle Kern, ohne den der

wirtschaftliche Erfolg des Schaufensters Fischereihafen

nicht möglich gewesen wäre“, sagte IHK-Präsident Ingo

Kramer in seiner Laudatio. 

Das Schaufenster Fischereihafen hat sich innerhalb

weniger Jahre aus einem brach liegenden Hafenbecken

zu einem lebendigen Treffpunkt für Menschen nicht nur

aus Bremerhaven, sondern aus der gesamten Region und

der Stadt Bremen entwickelt. Das TiF setzt dabei einen

besonderen Akzent in der bunten Mischung aus Gastro-

nomie, Handel und aktivem Wirtschaftsleben. Zu den

Erfolgsfaktoren des noch jungen Theaters zählt es unter

anderem, Kleinkunst auch einmal gegen den Strich kon-

ventioneller Kulturbetriebe auf die Bühne zu bringen.

Dieses bunte und abwechselungsreiche Programm ist

nach Auffassung von Kramer entscheidend für den

Erfolg, den das Theater im Fischereihafen hat.

Die positive Entwicklung im Fischereihafen ist rich-

tungsweisend für andere Projekte in Bremerhaven, vor

allem für die Tourismus-Planungen im Gebiet Alter und

Neuer Hafen. „Der Erfolg des TiF und damit des gesam-

ten Schaufensters Fischereihafen kann zum Vorbild für

die künftigen Schritte auf dem Gebiet am Weserdeich

genommen werden," sagte Kramer während der Preisver-

leihung.

Dorothee Starke, künstlerische Leiterin des Theaters

im Fischereihafen, dankte der Stiftung Bremerhavener

Wirtschaft „für die unglaublich schöne Anerkennung“ im

Namen aller Mitarbeiter. Sie erinnerte an Peter Koettlitz

als geistigen Vater des TiF und gab bekannt, wie das

Preisgeld in Höhe von 10.000 Euro verwendet werden

soll: „Wir wollen das Geld für eine Eigenproduktion ein-

setzen und das Stück ,Novecento’ von Alessandro Barrico

auf die Bühne bringen. Die Regie wird Peter Koettlitz

übernehmen.“

Die Theater-Chefin sah in der Preisverleihung auch ein

Signal an die ganz Kulturszene Bremerhavens. „Es ist

unserer Arbeit nicht angemessen, dass wir immer nur als

Bittsteller betrachtet werden. Der wirtschaftsfördernde

Aspekt von Kultur – und damit meine ich nicht nur die

Wirtschaften gegenüber des TiF – darf nicht vergessen

werden.“ Starke erinnerte die rund 300 Vertreter aus

Wirtschaft, Politik und öffentlicher Hand daran, dass Kul-

tursponsoring oft günstiger als eine Anzeige sei: „Ich

hoffe auf den Beginn einer wunderbaren Freundschaft

zwischen Wirtschaft und Kultur.“

Bremens Regierungschef Dr. Henning Scherf, der bei

der Stiftungsgründung gemeinsam mit Arndt Oetker als

Stiftungspate fungiert hatte, war in seiner Rede voll des

Lobes: „Das ist eine Bremerhavener Initiative vom Feins-

ten. Ich konnte mir letztes Jahr beim IHK-Jubiläum nicht

ausmalen, dass das so schnell geht, etwas Reelles wird

und eine reizvolle Perspektive eröffnet.“ Scherf, der selbst

mehrfach im TiF war, lobte die Stiftung Bremerhavener

Wirtschaft: „Sie machen das, um der Stadt zu zeigen, wir

wollen uns in der Gesamtheit engagieren. Man kann die

Leute begeistern, indem man zeigt: ,So geht das’. Herz-

lichen Glückwunsch: Das TiF ist ein tolles Stück Bremer-

haven.“

Gastredner der Preisverleihung war Bundeswirt-

schaftsminister Dr. Werner Müller. Dem Preisträger TiF

wünschte der Bundesminister „allzeit volle Säle und span-

nende, attraktive Produktionen“. Die Verleihung des Stif-

terpreises an ein Theater, das in einem Teil Bremerhavens

den Strukturwandel ermöglicht habe, brachte den Minis-

ter dazu, in launigen Worten, aber mit ernstem Hinter-

sinn über „Das Theaterstück Strukturwandel“ im Stil eines

tragikomischen Dramas zu sprechen: „Das Stück ,Struktur-

wandel’, mit immer ähnlichen Inszenierungen, ist ja

bekannt. Nur kann man es bei allen Problemen nicht vom

Spielplan streichen: Der Strukturwandel kommt.“ Struktu-

ren einfach zu konservieren helfe nicht weiter, sie zu zer-

stören aber auch nicht. „Die Umgestaltung im Fischerei-
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hafen zeigt, dass Strukturen immer auch ein Potenzial für

einen Neuanfang sind.“

Als besonders starken Motor eines Strukturwandels

sieht der Bundeswirtschaftsminister die Unternehmen

des Mittelstands. „Sie waren es schon immer, die in öko-

nomischen Umbruchsituationen die Richtung vorgege-

ben und das Tempo bestimmt haben.“ Die Politik habe

für einen reibungslosen Lauf des Innovationsmotors Poli-

tik zu sorgen. Hier habe die Bundesregierung mit der

Steuerreform eine zentrale Weichenstellung vorgenom-

men, um mit der starken Entlastung mehr Raum für Inves-

titionen, Wachstum und Beschäftigung zu geben. In Be-

zug auf den Schiffbau am Standort Bremerhaven führte

Dr. Werner Müller die zweite Maxime an, die für einen

Strukturwandel unerlässlich sei: Man müsse den Unter-

nehmen genügend Zeit lassen, sich auf anstehende Ver-

änderungen einzulassen. 

Für den Fortbestand der Werften bleibe die Hilfe von

Seiten der Politik unerlässlich, stellte der Wirtschaftsminis-

ter fest. Eine unlautere Niedrigpreispolitik der subventio-

nierten südkoreanischen Werften schaffe einen unfairen

Wettbewerb. „Die Bundesregierung wird dem Vorschlag

der EU-Kommission zustimmen, befristete auftragsbezo-

gene Wettbewerbshilfen für betroffene Werften einzufüh-

ren, darunter Hilfen für den Bau von Containerschiffen,

Chemikalien- und Produktentankern." Subventionen sind

für den Wirtschaftsminister aber keine dauerhafte

Lösung sein: „Deutsche Werften müssen sich einem struk-

turellen Wandel unterziehen und weitergehende Koope-

rationen untereinander entwickeln.“

Dr. Müllers Fazit: „Ich begrüße es daher umso mehr,

dass die IHK Bremerhaven sich nicht nur als ein kompe-

tenter Sachwalter der Interessen der Bremerhavener Wirt-

schaft versteht, sondern – und das ist ja wohl ein Novum

in Deutschland – mit ihrer Stiftung auch engagiert wis-

senschaftliche und kulturelle Leistungen fördert."

Die Initiative der IHK stößt aber nicht nur bei dem

Minister auf Zustimmung: Weitere Stifter, darunter Fir-

men und Privatpersonen, haben sich inzwischen gemel-

det, um das Stiftungskapital weiter zu erhöhen. Die Stif-

tung der Bremerhavener Wirtschaft verleiht den Förder-

Preis jährlich im Herbst.

(o.) Wirtschaftsminister Dr. Müller trägt sich im Beisein von

Oberbürgermeister Schulz ins Goldene Buch der Stadt Bre-

merhaven ein; (Mitte) IHK-Präsident Kramer (v.l.) 

beglückwünscht in Anwesenheit von Bürgermeister Dr.

Scherf und Minister Dr. Müller die künstlerische Leiterin des

Theaters, Dorothee Starke, und den Theater-Geschäftsführer

Jürgen Ahlf; (unten) Preisverleihung im Weser-Forum 
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Handelskammer mit neuem 

Marketingkonzept

Mit einem grundlegend neu gestalteten

Außenauftritt präsentiert sich die Han-

delskammer seit 1. Juli 2001 noch deut-

licher als Dienstleister der bremischen

Wirtschaft. Das neue Corporate Design,

das sämtliche Druckschriften der Handels-

kammer, die Gestaltung von Veranstaltun-

gen und auch einige innenarchitektoni-

sche Umgestaltungen im Haus Schütting

beinhaltet, wurde Ende Juni bei einer Pres-

sekonferenz der Öffentlichkeit vorgestellt.

Die Neugestaltung des Außenauftritts

ist logische Konsequenz im Rahmen der

Umsetzung eines umfassenden Marketing-

konzeptes, dessen Auftakt die Eröffnung

des Service-Centers hinter dem Schütting

im April 1999 bildete. Zur neuen Konzep-

tion gehörte unter anderem auch die

Schaffung einheitlicher Produkt- und Ver-

anstaltungsreihen und die Erweiterung

der Internetpräsenz.

Als besonders umfassende „bremische

Variante“ fügt sich das neue Handelskam-

mer-Marketing in ein bundesweites Marke-

tingkonzept der 82 deutschen Industrie-

und Handelskammern ein, dessen Ziel ist,

die Leistungen der Kammern transparen-

ter zu machen und die Kundenorientie-

rung in den Vordergrund zu rücken. Auf

Basis ihrer regionalen Stärken verstehen

sich die Kammern als entscheidende, ge-

staltende Kraft in der Entwicklung des

Standortes Deutschland, als kritischer

Partner der Politik, als unabhängiger

Anwalt des Marktes und als kundenorien-

tierter Dienstleister der Wirtschaft.

Das Marketingkonzept der Kammern

basiert auf sechs Geschäftsfeldern, die

einprägsame Stichworte für die vielfälti-

gen Leistungen der Industrie- und Han-

delskammern in Deutschland sind:

• Standortpolitik – meint den regiona-

len Einsatz für eine leistungsfähige Infra-

struktur, für Regional- und Stadtentwik-

klung, für den Ausbau der Forschungsin-

frastruktur oder auch für die Durchsetzung

praxisorientierter Verkehrskonzepte.

• Starthilfe und Unternehmensför-

derung – meint die Hilfestellung für

Unternehmen im wirtschaftlichen Struk-

turwandel durch Existenzgründungsbera-

tung, Vermittlung in Fragen der Unterneh-

mensnachfolge, durch Fördermittel-

Informationen und die Präsentation regio-

naler konjunktureller Stimmungsbilder

durch Handelskammer-Konjunkturberichte.

• Aus- und Weiterbildung – meint den

Einsatz für die Sicherung der Qualität des

beruflichen Aus- und Weiterbildungssy-

stems und die marktorientierte Weiterent-

wicklung der Berufsbilder und Weiterbil-

dungskonzepte.

• Innovation und Umwelt – meint das

Engagement zur Förderung der Innova-

tionskraft der Unternehmen, des Einsatzes

von Umwelttechnologien und des nach-

haltigen Wirtschaftens auf betrieblicher

Ebene.

• International – meint die Hilfestel-

lung für Unternehmen beim Markteintritt

auf ausländischen Märkten, die weltweite

Vermittlung von Absatzkanälen und Ge-

schäftsanbahnungen sowie die Hilfe bei

der internationalen Suche nach Zulieferern

.

• Recht und Fair Play –  meint den Ein-

satz für die Chancengleichheit zwischen

den Unternehmen und meint ebenso die

Förderung des Wettbewerbs sowie das

Engagement, staatliche Eingriffe zurück-

zudrängen, indem die Selbstregulierungs-

fähigkeit der Wirtschaft erhöht wird.

Leistungsbilanzen Bremen

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Der Blick auf die Kammer

„Wirtschaft in Bremen“ – modern,

sympathisch, richtungsweisend

Die „Wirtschaft in Bremen“ wurde 2001

kontinuierlich weiterentwickelt. Ziel auch

künftiger Modifikationen ist es, bei Sen-

kung der Herstellungskosten eine weitere

Verbesserung der Qualität dieses wichtigs-

ten Magazins der Handelskammer zu

erreichen. Im zurückliegenden Jahr wurde

das gestalterische wie auch das inhaltli-

che  Konzept weiterentwickelt – mit dem

Ziel, das Magazin moderner, lesefreund-

licher, noch informativer und für den Wirt-

schaftsstandort richtungsweisend zu ent-

wickeln.

Handelskammer – ein Partner 

der Medien

Offenheit und Präsenz bilden auch in der

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der Han-

delskammer die Leitlinien. Der Ausbau der

Veranstaltungsreihen und Aktivitäten

spiegelt sich in einer deutlich gewachse-

nen Anzahl der Pressemitteilungen wider.

Mit rund 60 Pressemitteilungen wurden

diese Medienkontakte nach einer Steige-

rung im Jahr 2000 weiter erhöht. Die

Resonanz stieg im Vergleich zum Jahr

2000 um 40 Prozent auf insgesamt mehr

als 600. Umfangreichere und komplexere

Themen wurden den Bremer Medien in

zwölf Pressekonferenzen sowie bei ander-

weitigen Veranstaltungen vorgestellt.

Jubiläum mit Auswirkungen 

auf die Zukunft

Das Jubiläum der Handelskammer im Ok-

tober 2001 bot den Anlass, die 550-jäh-

rige Geschichte der wirtschaftlichen

Selbstverwaltung in Bremen vielschichtig

zu beleuchten. Das im Vorfeld entstande-

ne 219 Seiten starke Buch „550 Jahre Tra-

dition der Unabhängigkeit. Chronik der

Handelskammer Bremen“, eine für die
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Fraunhofer-Institut für angewandte Materialforschung, Bremen  

Öffentlichkeitsarbeit einsetzbare Kurzfas-

sung dieser Geschichte, ein moderner Han-

delskammer-Film und zahlreiche Elemente

der vielbeachteten Jubiläumsausstellung

werden für die Präsentation der Handels-

kammer nach Außen auch weiterhin wich-

tige Instrumente sein. So wird beispiels-

weise der zehnminütige Film bei vielen

Anlässen vorgeführt, um schnell, modern

und auf sympathische Weise einen Über-

blick über die vielfältigen Aktivitäten und

über das Selbstverständnis der Handels-

kammer zu geben. 

Wirtschaft
IN BREMEN

• Kammerjubiläum im Zeichen 
von Tradition und Moderne 

• Konjunktur: Weltwirtschaftliche
Lage belastet Bremen

• Club zu Bremen neu eröffnet  

• Grüne und blaue Laser: 
Spitzenforschung aus Bremen 

• Perspektiven: 4. Deutscher 
Außenwirtschaftstag im CCB 

Das Magazin der Handelskammer Bremen 11/2001 H 4835

Einmalig in
Europa

Bremen: Stadt der Luft-
und Raumfahrt
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Leitlinien der Handelskammer: 

Schubkraft für den Mittelstand

Ein Jahr nach der Veröffentlichung der

gemeinsamen Leitlinien zur bremischen

Mittelstandpolitik haben Handelskammer

und Wirtschaftssenator eine positive Bi-

lanz der Umsetzung gezogen. Ziel der Leit-

linien war es, den Standort Bremen mit

einer konsequent mittelstandsfreundlichen

Wirtschaftspolitik noch besser zu positio-

nieren. Zentrale Punkte waren notwendige

Investitionen in Gewerbe- und Wohnungs-

bauflächen, eine Erhöhung der Kunden-

orientierung und Transparenz in der Mit-

telstandsförderung, eine Stärkung der

Dienstleistungsbranchen, eine Auswei-

tung der Zahl von Existenzgründungen, ei-

ne Stärkung der Motivation zu unterneh-

merischem Handeln sowie eine Erleich-

terung des Zugangs zu Wagniskapital.

Auch die Frage des Ratings (Basel II)

bleibt ein Thema, dessen Entwicklung die

Handelskammer gemeinsam mit dem

Deutschen Industrie- und Handelskamm-

ertag (DIHK) weiter verfolgen wird.

Als positives Beispiel von vielen für die

erfolgreiche Umsetzung dieser Forderun-

gen zählt die Gewerbeflächenpolitik. Im

zurückliegenden Jahr wurden 45 Hektar Ge-

werbefläche verkauft, auf denen private

Investitionen von rund 219,9 Millionen

Euro (430 Millionen Mark) vorgenommen,

2.700 Arbeitsplätze gesichert und fast

1.400 neue Arbeitsplätze geschaffen werden.

Mittelstandsenquête

Ein wichtiges Projekt der Handelskammer

mit anderen Wirtschaftsverbänden und

dem BAW Institut für Wirtschaftsfor-

schung ist die auf drei Jahre angelegte

bremische Mittelstandsenquête. Ziel die-

ser Untersuchung ist es, ein zuverlässiges

Bild der realen Lage des Mittelstandes zu

erhalten und damit eine systematische

und fortlaufende Betrachtung der Ent-

wicklung des Mittelstandes in Bremen.

Voraussetzung sind die Ermittlung von

Basisdaten, vergleichende Analysen von

Förderprogrammen und -strukturen. Darü-

ber hinaus sollen Spezialthemen wie

Standortkosten, Benchmarking, die Ver-

mittlung unternehmerischer Qualifikation

in Schulen und Hochschulen sowie das

Thema Deregulierung aufgegriffen wer-

den. Die Finanzierung erfolgt in Public-

Private-Partnership. Erste Ergebnisse die-

ser Studie werden 2002 vorliegen. Die

Handelskammer wird das Projekt in einem

ad-hoc-Arbeitskreis des Mittelstandsaus-

schusses begleiten.

Bilanz der Grundstücksvermarktung

Die Handelskammer setzt sich seit Jahren

für ein ausreichendes Angebot an gut

erschlossenen attraktiven Gewerbeflächen

in Bremen ein. Mittlerweile hat sich die

Lage deutlich verbessert. Die Bilanz der

WfG Bremer Wirtschaftsförderungs GmbH

für die letzten vier Jahre fällt ausgespro-

chen positiv aus. Bleibt die Nachfrage so

gut wie bisher, sollten besonders im Bre-

mer Osten mit den Gewerbegebieten

Horn-Lehe-West und Osterholz-Mahndorf,

dem Gewerbepark Hansalinie, dem Büro-

park Oberneuland und dem Technologie-

park Universität die Erschließungsmaß-

nahmen zügig fortgesetzt werden. 

Die WfG hat zwischen 1997 und 2000

insgesamt 224 Grundstücke mit einer Flä-

che von 152 Hektar vermarktet. Das Volu-

men der auf den Grundstücken geplanten

Investitionen stieg von 110,4 Millionen

Euro (1997) auf 234,2 Millionen Euro

(2000) bzw. 216 Millionen auf 458 Millio-

nen Mark, mithin eine Steigerung von 112

Prozent. Die Zahl der durch die Vermark-

tung entstehenden neuen Arbeitsplätze

stieg um das Vierfache, von 428 (1997)

auf 1.735 (2000).

Die größte Nachfrage bei den An- und

Umsiedlern sowie bei den Erweiterungen

bestand in den Gebieten Technologiepark

und Airport-Stadt sowie Horn-Lehe-West

und Hansalinie. Dort wurde auch am meis-

ten (81 %) investiert und wurden die mei-

sten Arbeitsplätze (91 %) geschaffen. 

Mit Blick auf die Branchenentwicklung

wird deutlich, dass im Dienstleistungssek-

tor der Anteil der Investitionen mit 55 Pro-

zent und der Anteil der neu geschaffenen

Arbeitsplätze mit 63 Prozent am höchsten

ausfallen, obwohl dieser Sektor nur 26 Pro-

zent der Grundstücksfläche beansprucht.

Das verarbeitende Gewerbe dagegen ist

flächenintensiver. Es benötigt 46 Prozent

der gesamten Vermarktungsfläche bei ei-

nem Anteil von 31 Prozent an den Investi-

tionen und 30 Prozent bei den Arbeitsplät-

zen. Mittelfristig verfügbar sind Gewer-

begrundstücke in Bremen-Süd mit dem

GVZ/Niedervieland als auch im Bereich

Airport-Stadt Ost (Großmarkt-Gelände).

Die Gewerbeflächensituation in Bre-

men-Nord ist unzureichend. Mit Ausnah-

me des Industrieparks und am Steindamm

sind zwischen Burglesum und Farge kaum

noch Flächen vorrätig. 

Wohnungsbau in Bremen

Die bremische Politik sollte alle Bemühun-

gen darauf richten, gerade einkommens-

starke Bevölkerungsschichten in Bremen

zu halten und Neubürgern attraktive Wohn-

gebiete anzubieten. Dies wäre ein wichti-

ger Beitrag zur Sanierung Bremens. 

Das BAW Institut für Wirtschaftsfor-

schung kam im Jahr 2001 in einer Studie

zu dem Schluss, dass pro Jahr rund 1.500

Familien aus Bremen in das niedersächsi-

sche Umland abwandern. Der Großteil ver-

fügt über eine überdurchschnittliche Steu-

erkraft. Die fortschreitende Abwanderung

dieser Gruppe bedeutet für Bremen einen

qualitativen wie quantitativen Verlust.

Laut BAW haben etwa 58 Prozent der

Leistungsbilanzen Bremen

Mittelstand, Stadtentwicklung
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abgewanderten Familien anfangs in Bre-

men nach adäquatem Wohnraum ge- sucht.

Borgfeld bietet beispielsweise gute

Reserven für steuerkräftige Bürger. Das

BAW empfiehlt, weitere Flächen in Ober-

neuland zu untersuchen. Auch die Stadt

hat be-gonnen, gegenzusteuern und das

Flächenangebot in jüngster Zeit ausgewei-

tet. Das zeigen die Neubaugebiete in

Arsten, Brokhuchting, Horn, Weidedamm

und Osterholz.

Gewerbepark Hansalinie

Seit Jahren hat sich die Handelskammer

für eine schnelle gewerbliche Entwicklung

im Bremer Osten, insbesondere in der

Hemelinger Marsch eingesetzt. Nach einer

Zwischenbilanz der BIG Bremer Investi-

tions-Gesellschaft mbH wurden im Gewer-

bepark Hansalinie im vergangenen Jahr

rund acht Hektar verkauft. Mit diesem

gegenüber dem Vorjahr weiter gesteiger-

ten Verkaufsvolumen war dieser Gewerbe-

park Spitzenreiter bei den Verkaufszahlen

unter allen bremischen Gewerbegebieten.

Die Nachfrage nach Flächen in dem ver-

kehrsgünstig direkt an der A 1 gelegenen

Gebiet bleibt nach Einschätzung der zu-

ständigen Vermarkter weiter hoch. 

Seit Beginn der Vermarktung wurden

bereits knapp 18 Hektar (bis Jahresende

2000) vergeben. Akuelles Großprojekt ist

das Euro-Dienstleistungszentrum mit einem

Vo- lumen von über 50 Millionen Mark.

Auf Grund seiner Lage direkt am Eingang

des Gewerbeparks Hansalinie hat es eine

Schlüsselfunktion für die gesamte Ent-

wicklung. Mit den vertraglich bereits abge-

sicherten Unternehmensansiedlungen (17

Projekte) sind rund 1.000 Arbeitsplätze

verbunden. In diesem Zusammenhang wer-

den etwa 81,8 Millionen Euro (160 Millio-

nen Mark) von den Unternehmen am

neuen Standort investiert. 

Des weiteren ist in den nächsten Jah-

ren die gewerbliche Erschließung der

Arberger- und Mahndorfer Marsch ge-

plant. Die Qualität dieses Geländes wird

BEGO Bremer Goldschägerei,  Technologiepark Universität Bremen

insbesondere durch die Nähe der Auto-

bahn A 1 bestimmt. Die Entwicklungsstu-

fen vollziehen sich von West nach Ost im

Anschluss an die Hemelinger Marsch.

Die nach Auffassung der Handelskam-

mer zu einem vollständigen Kleeblatt zu

erweiternde Anschlussstelle Bremen-He-

melingen ist für die Wirtschaftsverkehre

von und nach Bremen eine der wichtigs-

ten Verknüpfungen mit der BAB A 1.

Zugleich dient der zu verlängernde Auto-

bahnzubringer der Erschließung des  Ge-

werbeparks Hansalinie und ist damit

zugleich Voraussetzung für seine weitere

erfolgreiche Entwicklung. 

Die Handelskammer erachtet daher

den beabsichtigten Ausbau der Anschluss-

stelle Hemelingen auf Grund der festge-

stellten hohen verkehrlichen Belastungen

als dringend erforderlich und unterstützt

das Vorhaben in jeder Hinsicht. Um die

Entwicklung des Gewerbeparks nicht zu

gefährden, sollten die Baumaßnahmen

zum frühestmöglichen Zeitpunkt beginnen. 



Hoffnung und Kontrapunkt: 

Aufwind in Bremen-Nord

Die Region Bremen-Nord hat wie kaum

eine andere Region stark unter dem Struk-

turwandel gelitten. Der Zusammenbruch

des Bremer Vulkans als einstmals größter

Arbeitgeber hat tiefe Spuren hinterlassen,

das Mittelzentrum hatte Kaufkraftab-

flüsse zu verkraften.

Die Zeichen für eine Belebung stehen

jedoch gut: Das im Bau befindliche Urban

Entertainment Center Haven Höövt, die

fortschreitende Umstrukturierung des ehe-

maligen Vulkan-Geländes mit einem Be-

satz von gegenwärtig mehr als 50 Firmen,

die Projekte zur Revitalisierung des Vege-

sacker Altstadtkerns, wie z. B. die Hafen-

promenade oder die International Univer-

sity Bremen (IUB), die im September ihren

Lehrbetrieb aufgenommen hat und die

Keimzelle des Wissenschaftsstandortes

Bremen-Grohn bildet, fügen sich insge-

samt zu einem hoffnungsvollen Ansatz.

Auf dem ehemaligen Lürssen-Gelände

zwischen Vegesacker Hafen und Lesum-

Mündung entsteht mit dem Haven Höövt

ein Erlebnis-, Einkauf- und Dienstleistungs-

zentrum. Nach Verhandlungen über viele

Jahre über das 76,7-Millionen-Euro-Projekt

(150 Millionen Mark) erfolgte im Oktober

2000 der Spatenstich. Haven Höövt soll

auch einen Kontrapunkt zum Space Park

in Gröpelingen setzen. Auf einer Gesamt-

größe von rund 33.000 Quadratmetern

sollen folgende Nutzungsschwerpunkte

miteinander verknüpft werden: Versor-

gungs- und Erlebniseinkauf, (Themen-)

Gastronomie, Freizeitgestaltung (Kino,

Bowling/Tourismus), Kultur und Unterhal-

tung, Dienstleistung und Arbeit, Wohnen

und Aufenthaltsqualität. Die Eröffnung ist

für Ende 2002/Frühjahr 2003 vorgesehen. 

Für eine unternehmensfreundliche

Politik

Erstmals in der Geschichte der Hansestadt

gab es im Mai 2001 eine Demonstration

auf dem Marktplatz, zu der 14 Wirtschafts-

verbände – unter ihnen die Handelskam-

mer – aufgerufen hatten. Die bremische

Wirtschaft wandte sich öffentlich gegen

die geplante Novellierung des Betriebsver-

fassungsgesetzes und forderte u. a. keine

Aufstockung der Betriebsräte, keine Aus-

dehnung der Freistellungen, keine Auswei-

tung der Betriebsratskompetenzen sowie
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eine Mindestwahlbeteilung bei verkürzten

Wahlverfahren. Mehrere hundert Unter-

nehmer waren dem Aufruf gefolgt.

Bremens Profil stärken: 

Kulturpolitik muss gestalten

Der Arbeitskreis Kultur-Wirtschaft der

Handelskammer, gegründet im Januar

2000, dem paritätisch Repräsentanten

aus Kunst und Kultur sowie der Wirtschaft

angehören, hat sich im Jahr 2001 mit ei-

ner Vielzahl kulturpolitischer Themen be-

fasst. Im Mittelpunkt standen dabei der

Meinungsaustausch mit dem neuen Kul-

tursenator Dr.  Kuno Böse über Stand und 

Perspektiven der Kulturpolitik in Bremen

und den Mitgliedern des Finanz- und

Haushaltsausschusses der Bremischen

Bürgerschaft, die Beratungen zum Kultur-

haushalt 2002/03, die Einrichtung eines

Kreativitätsfonds, die Planung der ersten

Bremer Kulturbörse und des ersten Bremer

Stiftertages, Fragen des Kultursponsorings

und Fundraisings sowie die Beteiligung

der Handelskammer am Bremer Musikfest.

Darüber hinaus hat die Handelskammer

in 2001 zur Vorlage des „Rahmenplans für

die Kulturentwicklung in Bremen" durch

den Senator für Inneres, Kultur  und Sport

Stellung genommen. Sie ermutigt hierin

die Kulturpolitik ausdrücklich, den ihr

zukommenden Gestaltungsanspruch wahr-

zunehmen und auf der Grundlage nach-

vollziehbar formulierter Wertorientierun-

gen Entscheidungen auch dann zu treffen,

wenn diese in Teilbereichen konfliktträch-

Leistungsbilanzen Bremen

(o.) Erstmals fand während des Musikfestes

2001auch ein Konzert im Schütting statt;

(r.) Dr. Jens Schröder, Geschäftsführer 

Industrie, Innovation, Umwelt, begrüßt die

Gäste einer Veranstaltung zur Unterneh-

mensnachfolge. 

tig sind. Die Kulturpolitik in Bremen

braucht eine Vision wie  auch den nüchter-

nen Blick auf die mittelfristigen finanzpoli-

tischen Rahmenbedingungen. 

Ziel der Kulturentwicklung ist die

Schärfung des Profils Bremens als Kultur-

stadt. Die Planung hat Entwicklungsziele zu

formulieren und die materiellen und im-

materiellen Ressourcen im Rahmen der

Möglichkeiten bereitzustellen. Dazu ist

das Verhältnis zwischen dauerhaft zu si-

chernder kultureller Grundversorgung und

in besonderer Weise profilbildenden Akti-

vitäten zu bestimmen. Voraussetzung da-

für ist eine kritische und differenzierte Be-

standsaufnahme von Angebot und Ange-

botsnutzung, erbrachter Leistung und ein-

gesetzter Ressourcen. Die dabei ermittel-

ten Stärken gilt es besonders herauszu-

stellen und schwerpunktmäßig zu fördern. 

In der Definition der kulturellen Grund-

versorgung muss nach Ansicht der Han-

delskammer die Stadtentwicklung und 

-gestaltung wie auch das Bildungswesen

einbezogen werden. Für die Entscheidung 
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Durch die Gründung einer Kulturstif-

tung für Bremen würde die gemeinsame

Stiftungsinitiative des Bremer Kultursena-

tors und der Handelskammer einen wichti-

gen Impuls erhalten und könnte zu einem

wirkungsvollen Public-Private-Partnership-

Projekt entwickelt werden. Eine Kulturstif-

tung würde überdies dem Anspruch

gerecht, Bremen als attraktiven Kultur-

standort weiterzuentwickeln.

Ziel der gemeinsamen Stiftungsinitia-

tive von Senator und Handelskammer ist

es, bestehenden und potenziellen Stiftun-

gen größtmögliche Unterstützung zu bie-

ten. Dazu hat es unter anderem ein ge-

meinsam mit der Deutschen Stiftungsaka-

demie veranstaltetes Grundlagenseminar

zum Stiftungsmanagement gegeben. 

Stiftungen – Dienst am Gemeinwohl

Im Land Bremen gibt es mehr als 200 Stif-

tungen. Die Anzahl der Stiftungen, die

dem Gemeinwohl dienen, ist in den ver-

gangenen zwölf Jahren um 55 Prozent

gestiegen.

Industrie, Innovation, Umwelt

und Umsetzung der Maßnahmen des Kul-

turentwicklungsplans muss ein verbindli-

cher Finanz- und Zeitplan aufgestellt wer-

den. Das schließt eine transparente, leis-

tungsfähige und effiziente Verwaltungs-

struktur ein. Darüber hinaus ist Kultur stär-

ker als bisher als politische Querschnitts-

aufgabe zu verstehen. Im Sinne dieser An-

regungen begrüßt die Handelskammer

auch den Auftrag des Parlaments an die

Kulturverwaltung, die Bewerbung Bremens

als Kulturhauptstadt Europas 2010 zu prüfen. 

Kulturstiftung: ein sinnvolles

Modell für Bremen

Bei der in der Großen Koalition diskutier-

ten Frage der Verwendung der Impulsgel-

der aus dem Investitionssonderprogramm

(ISP) empfiehlt die Handelskammer, diese

Mittel schwerpunktbezogen einzusetzen,

anstatt sie für eine Vielzahl kleinerer Pro-

jekte zur Verfügung zu stellen. Der Vor-

schlag, diese Mittel in eine Stiftung einzu-

bringen und damit eine dauerhafte Lö-

sung zu erreichen, ist daher sinnvoll.

Unter-nehmen in der Bremer IT-/Multime-

diawirtschaft, in denen zu Beginn des Jah-

res 2001 rund 6.500 Menschen beschäf-

tigt waren. Anfang 2002 werden es 7.500

Beschäftigte sein. Noch beeindruckender

als das prognostizierte Wachstum der

Beschäftigtenzahlen ist die Steigerung der

Ausbildungsplatzzahlen. So haben An-

fang des Jahres 2001 die Bremer IT-/Mul-

timediaunter-nehmen knapp 340 Ausbil-

dungsplätze zur Verfügung gestellt. An-

fang 2002 sollen es 450 sein. Dies ent-

spricht einer Steigerung um 30 Prozent.

„Mittelstand online“ 

erfolgreich am Start

Bremen erlebte in 2001 eine besondere Pre-

miere. Im Rahmen des „Jahres des E-Busi-

ness“ der deutschen Kammerorganisation

hat die Handelskammer die Messe „Mittel-

stand online“ mitinitiiert, die vom 29.-31.

August erstmals im Messezentrum Bremen

stattfand. Mehr als 120 Aussteller aus

dem gesamten Bundesgebiet präsentierten 

Dynamisches Wachstum in Bremens

New Economy

Das Wachstum der Bremer IT-/Multime-

dia-Wirtschaft ist derzeit so rasant, dass

die statistische Erfassung zwangsläufig

hinterherläuft. Niemand weiß daher

genau, wie groß die New Economy in Bre-

men derzeit tatsächlich ist. Die Handels-

kammer und der von der Handelskammer

mitgegründete Wirtschaftsverband bre-

men multimedial e. V. haben diesen Man-

gel zum Anlass genommen, auf der Basis

des in beiden Organisationen vorhande-

nen Datenmaterials eine fundierte Hoch-

rechung zu erstellen. Um die Ergebnisse

auf sichere Beine zu stellen, wurde zu

Beginn des Jahres außerdem eine umfas-

sende Befragung durch ein Call Center bei

Unternehmen der Bremer IT-/Multimedia-

Wirtschaft vorgenommen. 

Die Ergebnisse sind eindrucksvoll. IT

und Multimedia ist in Bremen zu einem

nicht mehr zu übersehenden Wirtschafts-

faktor geworden. Aktuell gibt es rund 600

Im Stiftungswesen sieht die Handels-

kammer einen wichtigen Beitrag, die posi-

tive Entwicklung des Standortes Bremen

zu begleiten und zu fördern. So hat die

Handelskammer eine Reihe von Angebo-

ten entwickelt, um Stifter und potenzielle

Stifter bei ihren Vorhaben zu unterstützen.

Dazu gehört eine Hotline, unter der es

aktuelle Informationen zu Fragen rund um

das Thema „Stiftungen“ gibt. Erstmals

wurde auch ein Grundlagenseminar zum

Stiftungsmanagement angeboten. Dabei

standen Fragen der Vermögensverwal-

tung, der Finanzplanung, der Mittelver-

wendung, der Organisation und der Haf-

tung im Mittelpunkt. 

Darüber hinaus wird die Handelskam-

mer künftig regelmäßig Stiftungsberatun-

gen durch Fachleute anbieten und Listen

qualifizierter Fachanwälte und Steuerbera-

ter zu Stiftungsthemen führen. Außerdem

ist im Jahr 2002 ein Stiftertag geplant.  



Die Handelskammer hat im Sinne der

bremischen Wirtschaft von Beginn an in

zahlreichen Stellungnahmen, Gesprächen

und Hearings Einfluss auf die Gestaltung

dieses Programmes genommen. So konnte

unter anderem eine klarere Wirtschafts-

orientierung und eine konkretere Schwer-

punktsetzung erreicht werden. Die Schwer-

punkte von Bremen in T.I.M.E. lauten

nunmehr E-Business-Beratungszentrum, E-

Learning, Medienwirtschaft, mobile coo-

perative work (mobile Arbeits- und

Geschäftsprozesse) sowie Bremerhaven als

„Sonderthema“. In 2001 hat die Handels-

kammer insbesondere starken Einfluss auf

die Ausgestaltung des E-Business-Bera-

tungszentrum im Sinne der Wirtschaft und

im Sinne eines bestmöglichen Erfolges

genommen. Ziel ist, durch eine enge

Kooperation von Beratungszentrum und

lokaler Wirtschaft die Kompetenz der hei-

mischen IT-/Multimedia-Unternehmen zu

nutzen, um so einen optimalen Beratungs-

erfolg sicherzustellen. 
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Produkte und Dienstleistungen rund um

Internet, E-Business und Online-Services.

Stark frequentiert war das mit 130 Präsen-

tationen umfangreiche Informations- und

Vortragsprogramm. Mit mehr als 2.500

Besuchern an drei Messetagen war dies

ein insgesamt erfolgreicher Start, der zu

einer Neuauflage im Jahr 2002 ermutigt.

Aktiv bei der Vermittlung

öffentlicher Aufträge

In Deutschland werden jährlich Aufträge

in einer Gesamthöhe von rund 400 Milli-

arden Mark durch öffentliche Auftragge-

ber ausgeschrieben. Ein Großteil davon,

insbesondere Aufträge der Bundeswehr,

wird durch die Auftragsberatungsstellen

der Länder vermittelt. Die Auftragsbera-

tungsstelle im Lande Bremen ist bei der

Handelskammer angesiedelt. Ihre Auf-

gabe ist es zu beraten, zu benennen und

zu informieren. So hat sie im Jahr 2001

mehr als 2.000 Anfragen von öffentlichen

Auftraggebern bearbeitet. Auf der Basis

einer laufend aktualisierten Datenbank

wurden daraufhin rund 500 Benennun-

gen für Unternehmen weitergegeben, die

ihre Produkte oder Dienstleistungen an-

bieten können.

Bremen in T.I.M.E.: Programm mit

klaren Schwerpunkten

Das Land Bremen setzt einen Schwerpunkt

seiner Wirtschaftspolitik auf die Unter-

stützung des sogenannten T.I.M.E.-Sektors

(Telekommunikation, Informationstechnik,

Multimedia, Entertainment). Dazu wurde

im Sommer 2001 das Programm „Bremen

in T.I.M.E.“ verabschiedet. Bis zum Jahr

2005 sollen 51,1 Millionen Euro (100

Millionen Mark) fließen. Zusätzliche Mittel

kommen aus den Kooperationsrahmenver-

einbarungen, die das Land Bremen zur

Umsetzung von Projekten mit der Deut-

schen Telekom AG und der Microsoft

GmbH geschlossen hat.

Siemens, Technologiepark Universität, Bremen
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und Senator Josef Hattig sowie durch die

Präsentation von Projekten insbesondere

des Schulzentrums in den Sandwehen und

der integrierten Stadtteilschule an der

Hermannsburg unterstützt.

Business Angel Netzwerk Bremen

Im Jahr 2001 wurde die Business-Angel-

Initiative weiter vorangebracht und in der

Bremer Wirtschaftsregion verfestigt. Ihre

Initiatoren sind die BIG Bremer Investi-

tionsgesellschaft und die Handelskammer.

Die Initiative unterstützt insbesondere

Existenzgründer und junge Unternehmen,

die in der entscheidenden Phase des „Take

off“ neben Fachkenntnis, Erfahrungen und

Beziehungen auch Kapital benötigen. Sie

erhalten die Gelegenheit, ihre unterneh-

merischen Konzepte vor potenziellen Busi-

ness Angeln aus Bremen und Umgebung

zu präsentieren, die gegebenenfalls Inter-

esse haben, sich mit Kapital und Know-

how an den Unternehmen zu beteiligen.

Für das Jahr 2002 plant die Handelskam-

mer, den Kreis der Business Angel weiter

zu vergrößern und noch mehr Unterneh-

men die Möglichkeit zugeben, ihre Unter-

nehmensidee zu präsentieren. 

Neue Umweltaudit-Verordnung

Am 27. April 2001 trat die neue EU-

Umweltauditverordnung in Kraft und

löste die bestehende Öko-Audit-Verord-

nung ab. Diese neue Verordnung über die

freiwillige Beteiligung von Organisationen

an einem Gemeinschaftssystem für das

Umweltmanagement und die Umweltbe-

triebsprüfung (EMAS) enthält im Vergleich

zur bisherigen Regelung Veränderungen

und neue Begrifflichkeiten für teilneh-

mende Unternehmen. Während die Teil-

nahme am bisherigen Umweltmanage-

mentsystem nur einem eingeschränkten

Kreis von Unternehmen vorbehalten war,

sind jetzt alle Organisationen zur Teil-

nahme berechtigt, die ihre Umweltleistun-

gen verbessern wollen. Die Registrierungs-

verfahren werden von den deutschen

Kammern betreut. 

Die Handelskammer hat die Bremer

Unternehmen frühzeitig und qualifiziert

über die neuen gesetzlichen Anforderun-

gen und Voraussetzungen informiert. In

enger Zusammenarbeit mit der RKW Bre-

men GmbH wurden zahlreiche Mitglieds-

unternehmen direkt beraten. 

Zwangspfand belastet Wirtschaft

In der 2001 geführten Diskussion um die

Einführung des sogenannten „Zwangs-

pfandes“ für Getränkeeinwegverpackun-

gen war die Haltung der Bundesländer

recht uneinheitlich. Rund drei Viertel der

Länder lehnten das Zwangspfand ab. Bre-

men hat sich bei der Abstimmung im

Bundesrat enthalten. Eine rheinland-pfäl-

zische Initiative schlug vor, die von der In-

dustrie zu erfüllende 72-prozentige Mehr-

wertquote durch eine Mindestabfüllmen-

ge von 23 Milliarden Litern zu ersetzen.

Auf Anregung der Handelskammer

machte der Präsident des Deutschen Indus-

trie- und Handelskammertages (DIHK), Lud-

wig Georg Braun, gegenüber dem Bundes-

minister für Wirtschaft und Technologie

nochmals deutlich, dass das drohende

selektive Zwangspfand zu Lasten der Wett-

bewerbsfähigkeit der deutschen Wirt-

schaft gehe und Arbeitsplätze koste. Die 

Handelskammer wird sich auch weiterhin

gemeinsam mit dem DIHK für eine mode-

rate und ökonomisch wie ökologisch ver-

nünftige Verpackungspolitik einsetzen.

Bremisches Bodenschutzgesetz –

Eingriff in Unternehmensautonomie

Bereits 1998 trat das Gesetz zum Schutz

vor schädlichen Bodenveränderungen und

zur Sanierung von Altlasten (Bundes-Bo-

denschutzgesetz – BBodSchG) in Kraft.

Die bundesgesetzliche Regelung ist aber

nicht abschließend; sie bedarf der Ausfüh-

rung durch das Landesrecht. Bei dieser

Umsetzung werden vom Senator für Bau

und Umwelt in Bremen zum vorgelegten

Gesetzentwurf eines bremischen Boden-

schutzgesetzes unter anderem Möglichkei-

ten zur Festlegung von Bodenbelastungs-

gebieten sowie deren Überwachung, Re-

gelungen zur Führung eines Bodenkata-

sters und Konkretisierung der im

BBodSchG vorgesehenen Entschädigungs-

leistung genannt.

Dem bremischen Entwurf stehen die

Handelskammer Bremen und die Indus-

trie- und Handelskammer (IHK) Bremerha-

ven äußerst kritisch gegenüber, weil die

Gefahr besteht, dass die autonome Ent-

40 Jahre Raumfahrt in Bremen

40 Jahre Raumfahrt in Bremen – Bre-

men feierte 2001 ein in Deutschland

einmaliges Jubiläum. Begonnen hat es

1961 mit der Arbeitsgemeinschaft „Ent-

wicklungsring Nord“ ERNO. Dort liegen

die Wurzeln der Astrium GmbH, die

heute unter anderem im Auftrag der

Europäischen Weltraum- agentur ESA als

Systemführer das Wissenschaftslabor

„Columbus“ für die Internationale

Raumstation (ISS) entwickelt und baut.

Der nächste Schritt ist die Etablierung

der Betriebsphase, die unter Führung

der Astrium GmbH in Bremen laufen

wird. Zukunftsweisend ist auch die Ent-

wicklung des Flugdemonstrators „Phoe-

nix“ zur Er- probung eines neuen, wieder-

verwendbaren Trägersystems für

Transporte zur ISS. 

Im Projekt beos (Bremen Engineering

Operations Science) arbeitet Astrium

eng mit  der OHB Orbitale Hochtechno-

logie Bremen – System GmbH sowie mit

dem ZARM Zentrum für angewandte

Raumfahrt und Mikrogravitation zusam-

men. OHB ist unter anderem im Bereich

Kleinsatelliten, Telekommunikation und

Erdbeobachtung erfolgreich tätig. Beim

ZARM laufen die Arbeiten zur Fertigstel-

lung des Katapultsystems, mit dem der

Zeitraum für die Schwerelosigkeitsexpe-

rimente im Bremer Fallturm auf mehr als

neun Sekunden ausgedehnt werden

kann.

„Existenzgründung für Schüler“

Seit Jahren hat es sich die Handelskam-

mer auf die Fahnen geschrieben, in Bre-

men eine „Kultur der Selbstständigkeit“

zu fördern. Dazu gehört auch, bereits an

den Schulen für das Unternehmertum

zu werben. Im Rahmen der Gründungs-

tage 2001 hat die Handelskammer

daher die Veranstaltung „Perspektive

Existenzgründung“ für Bremer Schülerin-

nen und Schüler organisiert. Sie ist ein

gelungenes Beispiel für das Vorhaben,

mit kundiger Information und motivie-

renden Beispielen die unternehmerische

Selbstständigkeit als eine Alternative

der persönlichen Lebensplanung ins

Blickfeld zu rücken.

Diese Veranstaltung wurde durch die

Teilnahme von Präses Dr. Dirk Plump
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Entgelt zwischen 0,50 und 1,00 Euro pro

Kubikmeter erhoben wird. Hierdurch stei-

gen die Nebenkosten sowohl im Gewerbe-

bau als auch im privaten Wohnungsbau.

In den meisten Umlandgemeinden fällt

eine vergleichbare Gebühr faktisch nicht an. 

Gemeinsam mit der Arbeitsgemein-

schaft der freien und privaten Wohnungs-

unternehmen im Lande Bremen e. V.

ergreift die Handelskammer Maßnahmen,

die dieser Gebührenbelastung entgegen-

wirken. So konnte in der Vergangenheit

erreicht werden, dass die Gebühr nicht

höher ausfällt. Beide setzen sich weiter für

eine flexible Ausnutzung aller sachlichen

und verwaltungsrechtlichen Möglichkei-

ten ein, um bei möglichst vielen Baumaß-

nahmen das Entgelt zu reduzieren oder

sogar zu vermeiden. 

Leistungsbilanzen Bremen

scheidung der Unternehmen über ihr Ei-

gentum sowie ihr Handeln und ihr Produ-

zieren unverhältnismäßig eingeschränkt wer-

den. Behördliche Ermessensspielräume er-

scheinen viel zu weit gesteckt, so dass

unkalkulierbare Rahmenbedingungen für

die Wirtschaft zu erwarten sind.

Die beiden Kammern werden sich bei

der anstehenden Erörterung im Dialog mit

dem Senator für Bau und Umwelt weiter-

hin für die Berücksichtigung der Anregun-

gen und Bedenken der Wirtschaft einsetzen.

Oberflächenwasserentnahmegebühr

– ein großer Schritt zurück

1998 hatte der Bremer Senat erstmals ver-

sucht, eine Gebühr für die Wasserent-

nahme aus oberirdischen Gewässern ein-

zuführen. Nachdem dieses Ansinnen, un-

ter anderem auf Intervention der Handels-

kammer, zunächst scheiterte, wird es der-

zeit wieder aufgegriffen. Der entspre-

chende Gesetzentwurf („Änderung des

Gesetzes über die Erhebung einer Grund-

wasserentnahmegebühr – Einbeziehung

von Oberflächenwasser“) zielt ausschließ-

lich auf die Ausschöpfung von Einnahme-

potenzialen für den Landeshaushalt.

Die Handelskammer Bremen und die

IHK Bremerhaven haben gegenüber dem

Senator für Bau und Umwelt ausführlich

dargelegt, dass die Einführung einer Ober-

flächenwasserentnahmegebühr eine rück-

wärtsgerichtete, wirtschaftsfeindliche Maß-

nahme sei. Sie belastet Bremer Unterneh-

men mit neuen Abgaben, bringt zusätz-

lichen bürokratischen Aufwand, aber we-

der für die Umwelt noch für die bremische

Wirtschaft einen Nutzen. Die Kammern set-

zen sich vehement dafür ein, den Gesetz-

entwurf nicht weiter zu verfolgen.

Grundwassereinleitungsgebühr

verteuert das Bauen in Bremen

Die Handelskammer unterstützt alle

Bemühungen, mehr preiswerten und at-

traktiven Wohnraum zu schaffen, um ins-

besondere die Abwanderung von Familien

ins Umland zu stoppen und neue Einwoh-

ner für Bremen zu gewinnen. Als wenig

hilfreich ist es deshalb, dass in Bremen bei

Baumaßnahmen für die Einleitung von

abgepumptem Grundwasser in das öffent-

liche Kanalsystem – je nach Qualität – ein

(v.o.) Gründungstage 2001 im Bre-

mer Messecentrum: Besonderes

Augenmerk galt den Schülern, um

ihr Interesse an der Selbstständig-

keit zu wecken; (l.) die Handelskam-

mer war Mitinitiator der „Mittel-

stand online“,  der ein guter Start

gelungen ist; (o.) auf einer Veran-

staltung zum Thema Rating traf sich

geballter Sachverstand  für den

Finanz-TÜV im Unternehmen: Vize-

präses Prof. Dr. h.c. Bernd-Artin

Wessels begrüßte sechs Experten; 

(u.) auf dem zweiten Mentorinnen-

Seminar in der Kammer gaben

Unternehmerinnen ihr Know-how an

Existenzgründerinnen weiter; Bre-

mens Frauenbeauftragte Ulrike

Hauffe und vdu-Präsidentin Inge

Sandstedt waren mit dabei.
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Neuer Service für ausländische

Unternehmen 

Im Rahmen einer Kooperation mit der

Ausländerbehörde bietet die Handelskam-

mer Bremen seit Februar 2001 einen neu-

en Service für ansiedelungswillige auslän-

dische Unternehmen. Er umfasst nicht nur

die Ausgabe der Anträge auf selbststän-

dige Gewerbeausübung und die entspre-

chende Aufenthaltsgenehmigung, son-

dern auch eine umfangreiche Beratung

über alle notwendigen Informationen zur

Realisierung des jeweiligen Geschäftsvor-

habens. Die Handelskammer leitet den An-

trag mit den erforderlichen Unterlagen

und einer Stellungnahme an die Auslän-

derbehörde weiter. Dies verkürzt die Wege

der EU-Ausländer und die Wartezeit der

Gründungswilligen auf Erteilung des Vi-

sums oder der Aufenthaltsgenehmigung.

Dadurch wird die Attraktivität Bremens

als Investitions- und Niederlassungsstand-

ort für international tätige Unternehmen

ausgebaut und die bereits spürbare Zu-

nahme bei Unternehmensgründungen durch

Ausländer und Ansiedelungen von Ver-

triebs- und Vertretungsbüros ausländi-

scher Firmen weiter gefördert.

Handlungsleitlinien für die bremi-

sche Außenwirtschaftsförderung

Nachdem bereits im Jahr 2000 wesentli-

che Teile der staatlichen bremischen Ak-

quisitions- und Außenwirtschaftsförderak-

tivitäten unter der einheitlichen Leitung

der BIG Bremer Investitionsgesellschaft ge-

bündelt und die ehemalige Bremen Busi-

ness International GmbH (BBI) in die Hol-

dingstruktur der BIG überführt worden

war, hat die BIG 2001 die Prognos AG mit

der Entwicklung von Handlungsleitlinien

für die Umsetzung einer strategischen An-

siedlungsakquisition und die staatliche

Außenwirtschaftsförderung beauftragt.

Das Hauptaugenmerk lag dabei auf der

Identifizierung und Darstellung von pro-

zessorientierten Maßnahmenbereichen

und den dazu gehörigen Instrumenten als

Basis für ein erfolgsorientiertes, Synergien

einsetzendes und flexibles Akquisitions-

und Außenwirtschaftsförderungskonzept

im Lande Bremen. Ziel der Handlungsleitli-

nien ist es, Vorgehensweisen für eine künf-

tig einheitliche Akquisition ansiedlungs-

williger Unternehmen aus dem In- und

Ausland, den Betrieb des World Trade Cen-

ters, den Einsatz der bremischen Auslands-

repräsentanzen und die außenwirtschafts-

bezogene Unterstützung bremischer Un-

ternehmen (einzelbetriebliche Förderung)

zu schaffen. 

Die Handelskammer hat sich intensiv

für eine klare Aufgabendefinition insbe-

sondere der staatlichen Außenwirtschafts-

förderung, ein Höchstmaß an Transparenz,

eine eindeutige Ausrichtung an den Un-

terstützungsbedarfen insbesondere der mit-

telständischen bremischen Außenwirt-

schaftsunternehmen eingesetzt. Ferner

hat sie auf eine engere Verzahnung von

Akquisitionspolitik, staatlicher und nichts-

taatlicher Handelsförderung sowie der

Unterstützung bremischer Unternehmen

im Ausland hingewirkt. 

Die Entwicklung der Handlungsleitli-

nien war verbunden mit einer Zusammen-

führung der einzelbetrieblichen Außen-

wirtschaftsförderung mit den übrigen

Wirtschaftsförderungsprogrammen des Lan-

des Bremen. Hier hat die Handelskammer

gegen eine Verschiebung der Förder-

schwerpunkte zulasten der für den Stand-

ort besonders wichtigen internationalen

Wirtschaftsaktivitäten Stellung bezogen. 

Gesetzesinitiative für Steuerlager 

Die Handelskammer verfolgte auch im

Jahr 2001 das Interesse Bremer Unterneh-

men an der Einrichtung von Steuerlager

weiter. Ziel der Initiative ist es, Benachteili-

gungen von Importeuren zollfreier Nicht-

gemeinschaftswaren gegenüber Mitbe-

werbern in anderen EU-Mitgliedstaaten zu

vermeiden. Anders als in anderen europäi-

schen Mitgliedstaaten können diese nach

geltender Rechtspraxis grundsätzlich kein

Freilager mit der Folge beanspruchen,

dass  die dort gelagerten Waren für die

Erhebung von Einfuhrabgaben einschließ-

lich der Einfuhrumsatzsteuer als nicht im

Zollgebiet der Gemeinschaft befindlich

angesehen werden. 

Veränderungen der Zollabfertigung

in Bremen 

Anlässlich der anstehenden, tiefgreifen-

den Strukturveränderung der Bundesfi-

nanzverwaltung hat sich die Handelskam-

mer gemeinsam mit der IHK Bremerhaven

in einem Positionspapier gegenüber der

Oberfinanzdirektion Hannover dafür ein-

gesetzt, die personelle Besetzung, techni-

sche Ausstattung und räumliche Ansied-

lung der Zollämter und -abfertigungsstel-

len den Bedürfnissen der Wirtschaft an-

zupassen. Ziel müsse sein, zentrale Aus-

kunft- und Servicestellen bei den Haupt-

zollämtern zu schaffen sowie den mobilen

Zollabfertigungsdienst und die Öffnungs-

zeiten der Zollämter auszudehnen. 

Auch in der Frage der von der Aufhe-

bung der Freihafenzone rechts der Weser

betroffenen Unternehmen hat die Han-

delskammer die Verhandlungen mit dem

Senator für Wirtschaft und Häfen beglei-

tet. In vielen  Veranstaltungen wurden die

Unternehmen über die zum Jahresende

2001 anstehenden Veränderungen der

Zollabfertigung durch die Einführung des

elektronischen ATLAS-Verfahrens infor-

miert. Gemeinsam mit der Zollverwaltung

hat die Handelskammer Wege zur Einfüh-

rung und Nutzung des neuen Verfahrens

auch für mittelständische Unternehmen

aufgezeigt. 

International
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mationen über den Standort gegeben.

Zum Forum gehörte erstmals eine Koope-

rationsbörse, die von der Handelskammer

und der Delegation der Deutschen Wirt-

schaft in Estland vorbereitet wurde.

Kuba vom 29. Oktober bis 2. Novem-

ber 2001 – Nach der Reise von Bundes-

wirtschaftsminister Dr. Werner Müller

zeigt sich Kuba am weiteren Ausbau der

Wirtschaftsbeziehungen interessiert. Gemein-

sam mit der Handelskammer haben der

Bundesverband des Deutschen Exporthan-

dels, der Ibero-Amerika-Verein, der Bun-

desverband des Deutschen Groß- und Au-

ßenhandels sowie der Verein Bremer Ex-

porteure eine Unternehmerreise zur  Inter-

nationalen Handelsmesse in Havanna

organisiert. Ziel war es, Unternehmerge-

spräche zur Markterkundung zu führen,

neue Kontakte aufzunehmen und Informa-

tionen über die Rahmendaten von Ge-

schäften zu gewinnen. Wichtiger Bestand-

teil der Reise war auch der Erfahrungsaus-

tausch mit Entscheidungsträgern in Mini-

sterien, Banken und Institutionen der

Wirtschaft.

Tschechische und Slowakische Repu-

blik vom 9. bis 14. September 2001 – Un-

ternehmen der Umwelt- und Energietech-

nik reisten gemeinsam mit den nord-

west-deutschen und den nordniederländi-

schen Kammern nach Tschechien und in

die Slowakei. Die Beteiligung von kleinen

und mittleren Unternehmen wurde durch

das Land Bremen, durch Niedersachsen

und die niederländischen Provinzen geför-

dert. Auf der Grundlage dieser Begegnun-

Leistungsbilanzen Bremen

Handelskammer hilft bei neuen

Wirtschaftskontakten im Ausland

Riga/Lettland vom 16. bis 19. Mai 2001 –

Im Rahmen der 800-Jahrfeier der Stadt

Riga und anlässlich der europäischen

Kooperationsbörse „Baltic Sea Partena-

riat“  reiste eine 15-köpfige Bremer Dele-

gation mit der Handelskammer nach Riga.

Insgesamt 2.000 Besucher informierten

sich über die Angebote von mehr als 300

estnischen, lettischen und litauischen Fir-

men. Neben Firmenkontakten waren auch

rechtliche und wirtschaftliche Rahmenbe-

dingungen für die Kooperation zwischen

Lettland und Deutschland Thema eines

Workshops.

Tallinn/Estland vom 21 bis 23. Sep-

tember 2001 – Nach den Unternehmerfo-

ren der Wirtschaftsjunioren in Danzig

(1998) und in Riga (1999) hat die Han-

delskammer gemeinsam mit den Wirt-

schaftsjunioren das Forum 2001 in Est-

land ausgerichtet. Estland befindet sich

wie Polen und Lettland auf dem Sprung in

die Europäische Union. Als Schnittstelle

zwischen Skandinavien und Russland hat

es eine hervorragende geografische Lage.

Bisher nimmt Deutschland bei seinem

wirtschaftlichen Engagement in diesem

Land nach Schweden, Finnland, Däne-

mark, den USA und Großbritannien aller-

dings nur den sechsten Platz ein.

Am Forum 2001 nahmen 40 deutsche

und 60 estnische Unternehmer teil, eben-

so 20 ehemalige Wirtschaftsstudenten. In

Fachvorträgen und Betriebsbesichtigun-

gen wurden praxisbezogen zentrale Infor-

gen haben mehrere Teilnehmer erfolgsver-

sprechende Verträge geschlossen.

DIHK zur WTO und einer neuen

Verhandlungsrunde

Im Rahmen der Sitzung des Außenwirt-

schaftsausschusses des Deutschen Indu-

strie-  und Handelstages (DIHK) in den

Räumen der Handelskammer Bremen

äußerte sich  die IHK Organisation zu der

neuen WTO-Verhandlungsrunde in einem

Positionspapier.

Die deutschen Kammern sehen in dem

internationalen Ordnungssystem der Welt-

handelsorganisation (WTO) einen wesent-

lichen Beitrag zur langfristigen Sicherung

politischer und wirtschaftlicher Stabilität.

Das im Vertragswerk formulierte Ziel der

Marktöffnung auf Gegenseitigkeit fördert

die Effizienz des Wirtschaftens durch Ar-

beitsteilung und Wettbewerb und dient

damit Unternehmen und Konsumenten.

Regeln für den Außenwirtschaftsverkehr

helfen vor allem kleinen Partnerländern,

ihre Rechte und Interessen zu wahren.

Moderne Technologien und neue wirt-

schaftliche Verhaltensweisen erfordern

laufende Anpassungen dieser Regeln.

Daher wünscht der DIHK multilaterale

Regierungsverhandlungen zur Überarbei-

tung von Disziplinen des WTO-Regelwerks

sowie zur  weiteren Öffnung der eigenen

und fremden Märkte für alle Formen

grenzüberschreitender Unternehmenstä-

tigkeit.

(v.l.) Die Handelskammer führte im Verlauf des Jahres 2001 eine Vielzahl von Wirtschaftsinformations-

gesprächen mit ausländischen Diplomaten. So empfing Vizepräses Dr. Patrick Wendisch den Botschafter

Litauens, Prof. Dr. Vaidievutis Geralavicius; Vizepräses Prof. Dr. h.c. Bernd-Artin Wessels traf den japani-

schen Generalkonsul im Schütting. Auch Israels Botschafter Shimon Stein war Gast in der Handelskammer.  
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Handel, 

Dienstleistungen, 

Recht

Einzelhandel – Maskottchen 

„Buddel“ als Sympathieträger

Das Sofortprogramm Innenstadt hat im

Jahr 2001 seine ersten sichtbaren Spuren

hinterlassen. Die neugestaltete Obern-

straße und die sogenannte „Kulturmeile“

sind die deutlichsten Ausprägungen der

Bemühung, Bremen auch in Zukunft als

einen attraktiven Standpunkt für Einzel-

handel und Tourismus darzustellen. Die in

dieser Form bisher nicht bekannte Zusam-

menarbeit aller Beteiligten in Politik und

Wirtschaft ist aus Sicht der Handelskam-

mer einer der bemerkenswertesten As-

pekte des Sofortprogramms. Der bekann-

teste Bremer des Sommers 2001 – das

Maskottchen „Buddel“ – hat zu dieser posi-

tiven Atmosphäre einen großen Teil beige-

tragen. 

Das während der Fassadensanierung

verhüllte Rathaus, die Neugestaltung der

Pappelstraße, die Gestaltung der neuen

Ortsmitte in Huchting mit dem Markt-

platz, die Entwicklung des so genannten

Müllerlochs in Blumental sind nur einige

der Projekte, die im Jahr 2002 weiterver-

folgt werden, um Bremen als attraktiven

Einzelhandelsstandort zu stärken. Diese

Maßnahmen sind um so wichtiger, als die

Gesamtsituation des Einzelhandels bei

kaum vorhandenen Zuwachsraten nach wie

vor als nicht befriedigend anzusehen ist.

Space Park schon mehr als zur

Hälfte fertig

Mit dem Bau des Space Parks im Bremer

Westen geht es in großen Schritten voran.

Im Oktober 2001 war Halbzeit. Bis Ende

2002 soll der Space Park als ein wichtiger

neuer Anziehungspunkt für Bremen fertig-

gestellt sein. Neben Attraktionen wie ei-

ner High-tech-Achterbahn entstehen auf

dem 32.000 Quadratmeter großen Areal 

Atlantic Hotel, Bremen



38          Jahresbericht 2001

Ähnlich stellt sich hier die Lage für Exis-

tenzgründer dar. Die teilweise schwierige

Branchenentwicklung in diesem Bereich

verlangt allerdings eine stark differen-

zierte Betrachtung der einzelnen Grün-

dungsideen. Da der Handel generell durch

hohen Konkurrenzdruck und sinkende

Margen gekennzeichnet ist, gewinnt die

kritische Prüfung der Marktfähigkeit einer

Gründungsidee bei der Beratung immer

mehr an Bedeutung. 

Grundsätzlich kann das Risiko einer

Unternehmensgründung durch eine exak-

te Planung deutlich verringert werden. Ein

erstes Orientierungsgespräch in der Han-

delskammer ist eine wichtige Grundlage

für den wirtschaftlichen Erfolg.

Wettbewerb: Sicherheit in 

rechtlichen Fragen

Die Beratungstätigkeit der Handelskam-

mer für ihre Mitglieder im Wettbewerbs-

recht stand im Zeichen des Wegfalls des

Rabattgesetzes und der Zugabeverord-

nung. Bereits im Februar 2001 haben

Experten in einer Informationsveranstal-

tung der Handelskammer den Bremer

Unternehmern die Konsequenzen aus dem

Wegfall der genannten Gesetze für die

Unternehmenspraxis erläutert. Dem Ein-

zelhandel wurden Möglichkeiten vorge-

stellt, positiv mit dem Wegfall des Rabatt-

gesetzes umzugehen, z. B. der Einsatz von

Bonuskarten als Kundenbindungsinstru-

ment am Beispiel Eichstätts. Der Einzel-

handelsverband Nordsee e. V. hat dieses

Thema aufgegriffen und überprüft in Ab-

stimmung mit der Handelskammer und

verschiedenen Stadtteilinitiativen die Um-

setzbarkeit für die Stadt Bremen

Dass sich mit dem Wegfall der genann-

ten Gesetze die wettbewerbsrechtliche

Grundausrichtung geändert hat und nicht

durch Anwendung allgemeiner Regelun-

gen konterkariert werden darf, hat die

Handelskammer immer wieder betont.

Zugleich hat in vielen Einzelberatungen

und in Publikationen deutlich gemacht,

dass auf absehbare Zeit mangels gefestig-

ter Rechtsprechung die Rechtslage zum

Teil unsicher bleibt und häufig nur allge-

meine Richtlinien gegeben werden kön-

nen. Darüber hinaus zeigt sich, dass der

Informationsbedarf zu Themen wie dem

elektronischen Geschäftsverkehr und den

neuen Medien steigt – nicht nur in der

Beratungspraxis, sondern auch bei der Eini-

gungsstelle für Wettbewerbsstreitigkeiten

der Handelskammer Bremen.

Dies nimmt die Handelskammer zum

Anlass, das Thema Werbung in den neuen

Medien zu einem weiteren Schwerpunkt

im Service für die Mitglieder zu machen.

Schuldrechtsreform: Handelskam-

mer informierte frühzeitig

Der Bundestag hat den Entwurf zur Mo-

dernisierung des Schuldrechts im Oktober

2001 beschlossen; das neue Gesetz trat

zum 1. Januar 2002 in Kraft. Damit hat

die Bundesregierung das umfassendste

Reformvorhaben des Bürgerlichen Gesetz-

buches seit dessen Inkrafttreten vor 100

Jahren auf den Weg gebracht. Ursache

dieser Reform war in weiten Teilen die not-

wendige Umsetzung Europäischer Richtli-

nien wie beispielsweise die Richtlinie über

den elektronischen Zahlungsverkehr. 

Die Handelskammer hat über den

Deutschen Industrie- und Handelskam-

mertag (DIHK) die Novellierung mit Stel-

lungnahmen, Umfragen und in Experten-

anhörungen beeinflusst, um Verän-

derungen im Gesetzgebungsverfahren im

Sinne der Unternehmen durchzusetzen. So

wurde auf massiven Druck der Wirtschaft

die ursprünglich vorgesehene Gewährleis-

tungsfrist von drei auf zwei Jahre redu-

ziert. 

Insgesamt kritisieren Handelskammer

wie auch die anderen deutschen Kam-

mern nach wie vor die überhastete Eile der

Umsetzung zugunsten der Verbraucher.

Davon unbeschadet hat die Handelskam-

mer ihre Mitgliedsunternehmer frühzeitig

auf die Änderungen hingewiesen. Eine

Informationsveranstaltung bereits im Sep-

tember 2001 ist auf großes Interesse der

Unternehmer gestoßen. Auch 2002 wird

es dazu Veranstaltungen, Merkblätter und

Broschüren geben.

Landesinvestitionsprogramm (LIP)

Aus Mitteln des Wirtschaftspolitischen

Aktionsprogramms (WAP) des Landes Bre-

men bietet das Landesinvestitionspro-

gramm (LIP) im Wesentlichen sachkapital-

bezogene Investitionszuschüsse für klei-

nere und mittlere Unternehmen. Förderfä-

Leistungsbilanzen Bremen

des früheren Geländes der AG Weser rund

120 Geschäfte und Restaurants, ein Well-

nesscenter, ein Spielcasino, eine große

Freifläche für Open-Air-Veranstaltungen so-

wie ein Multiplexkino. Die Handelskam-

mer wird darauf achten, dass die mit der

Planung des Space Parks verbundenen An-

forderungen wie eine leistungsfähige, di-

rekte Verbindung zwischen Innenstadt,

Hafenrevieren und Space Park erfüllt  werden.

Auch darf die Größe der Verkaufsfläche

nicht über 44.000 qm ausgeweitet werden.

Euro-Bargeldeinführung 

Der Euro löst am 1. Januar 2002 die D-

Mark auch als gesetzliches Zahlungsmittel

ab. Zugleich endet in zwölf Ländern der

Europäischen Union die Zeit der unter-

schiedlichen Währungen. Preise werden

transparenter, Reisen und Einkaufen wird

erleichtert, Unternehmen erhalten bessere

Vergleichsmöglichkeiten zu ihren europäi-

schen Konkurrenten.  

Um den Unternehmen den Übergang

zum Euro zu erleichtern, hat die Handels-

kammer im Jahr 2001 in knapp 20 Veran-

staltungen die einzelnen Aspekte der Eu-

roeinführung erläutert. Dabei hat sie mit der

Landeszentralbank, dem Bremischen Ban-

kenverband, der Sparkasse Bremen, der Po-

lizei, dem Deutschen Industrie- und Handels-

kammertag (DIHK) und vielen anderen Be-

teiligten zusammengearbeitet. Insgesamt

hat die Organisation der Industrie- und

Handelskammern im Jahr 2001mit mehr

als 500 Veranstaltungen zur Euroeinfüh-

rung die Unternehmen auf das neue Geld

und die Umstellungserfordernisse vorbereitet. 

Existenzgründungsberatung: 

Der Schritt zum Erfolg

Die Zahl der Existenzgründungsgespräche

ist im Bereich des Handels mit rund 200

auch im Jahr 2001 auf konstant hohem

Niveau geblieben. Bemerkenswert ist die zu-

nehmende Vielfalt an Gründungsideen im

Dienstleistungsbereich. Um dieser Vielfalt

entsprechen zu können, sind permanent

neue Informationen aus der Dienstleis-

tungswirtschaft nötig. Die Herausforde-

rung besteht mittlerweile darin, dass sich

einzelne, ursprünglich klar abgegrenzte

Berufsbilder zu einem neuen Serviceange-

bot vermischen und somit völlig verschie-

dene gesetzliche Normen und Vorschriften

erfasst werden.
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Anerkennung von Sachverständigen

Der Gesetzgeber hat mit §36 der Gewer-

beordnung ein Instrumentarium ge-schaf-

fen, nicht nur Gerichten und Privatperso-

nen, sondern auch Behörden Sachver-

ständige zur Verfügung zu stellen, deren

besondere Sachkunde und persönliche

Eignung in einem strengen Auswahlver-

fahren überprüft werden und deren Tätig-

keit von der zuständigen Bestellungskör-

perschaft überwacht wird.

Die Übertragung der Zuständigkeit der

Anerkennung von Sachverständigen nach

§18 des Bundes-Bodenschutzgesetzes von

den fünf norddeutschen Bundesländern

auf die Handelskammern zeigt, dass den

Kammern zugetraut wurde, innerhalb kur-

zer Zeit ein geeignetes Anerkennungsver-

fahren aufzubauen und umzusetzen. Ziel

war es, bis zum Jahresende 2001 ein sol-

ches Anerkennungsverfahren aufzubauen,

damit von 2002 an entsprechende Prüfun-

gen durchgeführt werden können.

In enger Kooperation mit den Handels-

kammern der fünf norddeutschen Bundes-

ländern hat sich die Handelskammer Bre-

men intensiv an den Arbeiten für den

rechtlichen Rahmen und für den Aufbau

von Prüfungsausschüssen beteiligt. Von

2002 an steht ein solches Anerkennungs-

verfahren den Antragstellern in Bremen

zur Verfügung. 

Fortbildungen für die Zukunft:

Unterrichtungen der 

Handelskammer

Ein besonderer Schwerpunkt bei den

Weiterbildungsangeboten im Bereich Han-

del lag im Jahr 2001 mit rund 500 Teil-

nehmern bei dem zweimal monatlich

stattfindenden Unterrichtungsverfahren

nach dem Gaststättengesetz. Darüber hin-

aus hat die Handelskammer erstmals in

Kooperation mit dem Bildungszentrum

der Wirtschaft im Unterwesergebiet

(BWU) zahlreiche Seminare für das Bewa-

chungsgewerbe mit etwa 300 Teilneh-

mern veranstaltet, ebenso Schulungen mit

abschließenden Prüfungen für die Gebiete

„freiverkäufliche Arzneimittel“ und „Che-

mikalien-Verbotsverordnung“.

hig sind Einzelvorhaben im Unternehmen

sowie der Erwerb einer von Stilllegung

bedrohten Betriebsstätte oder die räumli-

che Verlagerung im Lande Bremen. Die

Handelskammer prüft die über die Wirt-

schaftsförderungsgesellschaft eingereich-

ten Unterlagen. Da das Erreichen der För-

derziele durch testierte Verwendungs-

nachweise eines Steuerberaters oder Wirt-

schaftsprüfers belegt werden muss, bietet

das Landesinvestitionsprogramm ergänzt

durch die fachkundige Prüfung der Han-

delskammer ein geeignetes Instrument zur

Verbesserung der regionalen Wirtschafts-

struktur. 

Sachverständige mit aktuellen

Informationen

Gerichte, Behörden und Wirtschaft kom-

men ohne die Arbeit von Sachverständi-

gen nicht aus. Die von den Handelskam-

mern vorgenommene Benennung der

Sachverständigen hat sich dabei als ein

Service mit hohem Nutzen für die Mitglie-

der der Kammern erwiesen. Im Vergleich

zu anderen Kammern ähnlicher Größe

liegt die Handelskammer Bremen mit 170

öffentlich bestellten und vereidigten Sach-

verständigen weit über dem Durchschnitt.

Die Handelskammer Bremen legte erst-

mals gemeinsam mit der IHK Bremerha-

ven ein aktualisiertes Sachverständigen-

verzeichnis vor. Es führt die Sachver-

ständigen aus dem Land Bremen und

Niedersachsen auf. Im Zuge der Betreu-

ung der Sachverständigen hat die Han-

delskammer im April 2001 erstmals einen

Info-Brief an 170 öffentlich bestellte und

vereidigte Sachverständige versandt. Drei

bis vier Mal pro Jahr werden die Sachver-

ständigen künftig mit aktuellen Informa-

tionen versorgt.

Ein aktuelles Thema der Sachverständi-

gentätigkeit ist die sogenannte Fertigstel-

lungsbescheinigung. Im August 2001 ver-

anstaltete die Handelskammer zur In-

formation der Sachverständigen gemein-

sam mit der Architekten- und der Ingenieur-

kammer ein Seminar zu diesem Thema.

Die Fertigstellungsbescheinigung ist ein

neues Betätigungsfeld für Sachverstän-

dige und eine wichtige neue gesetzliche

Regelung für viele Unternehmen, die

durch die gesunkene Zahlungsmoral ihrer

Auftraggeber oft in Liquiditätsschwierig-

keiten geraten. 

(v.o.) Basel II und die geplan-

ten Eigenkapitalvorschriften

standen im Mittelpunkt

einer Veranstaltung mit dem

Münsteraner Professor und

Rating-Experten Jörg Baetge

(m.), hier Dr. Torsten Slink

(l.), Geschäftsführer Handel,

Dienstleistungen, Recht,

und dem Bremer Steuerex-

perten Professor Franz Jür-

gen Marx. Viel Brisanz steckt

in dem Thema Unterneh-

mensnachfolge, über das die

Kammer auf zwei Veranstal-

tungen als Teil einer ganzen

Veranstaltungsserie infor-

mierte. 
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BremenPorts – Bremen als Vorreiter

Die Handelskammer hat die Privatisierung

der bremischen Hafenverwaltung durch

Gründung der BremenPorts Management +

Services GmbH & Co. KG konstruktiv und

kritisch begleitet. Mit der privatwirtschaft-

lichen Ausrichtung ist Bremen Vorreiter für

die norddeutschen Seehäfen. Neben einer

Kosteneinsparung soll durch die Grün-

dung von BremenPorts insbesondere die

externe Vermarktung der Dienstleistungen

der ehemaligen Hafenverwaltung ermög-

licht werden und das hervorragende Fach-

wissen der rund 460 Mitarbeiter auch

über die Grenzen Bremens hinaus einge-

setzt werden. So konnte sich Bremen über

BremenPorts am „Jade-Weser-Port“ in Wil-

helmshaven beteiligen. 

Im Fokus der Bemühungen der Han-

delskammer stand bei der Gründung der

BremenPorts die Sicherstellung der Inter-

essenvertretung der bremischen Seehafen-

verkehrswirtschaft in der neuen Konstruk-

tion. Gleichzeitig wurde angemahnt, auch

beim Senator für Wirtschaft und Häfen

weiterhin angemessenen Sachverstand zu

erhalten, um damit der Bedeutung der

Bremischen Häfen für das Land Bremen

gerecht zu werden. 

Im Ergebnis ist die Handelskammer im

Aufsichtsrat vertreten; zusätzlich wird ein

Beirat mit Repräsentanten der verschiede-

nen Bereiche der bremischen Seehafenver-

kehrswirtschaft eingerichtet, um einen en-

gen Kontakt zu gewährleisten. Erfreu-

licherweise konnte in diesem Zusammen-

hang auch die auf ihre ministerielle Funk-

tion sowie Grundsatz- und Leitlinienvorga-

ben konzentrierte Hafenabteilung des

Senators für Wirtschaft und Häfen wieder

in Bremen zusammengefasst werden. 

Alte Hafenreviere – neue Chancen

Die Nutzungsintensität der alten Freihä-

fen rechts der Weser hat auf Grund des

Strukturwandels in der Seehafenverkehrs-

wirtschaft und insbesondere als Folge der

Containerisierung stark abgenommen.

Zudem entsprachen die baulichen Anla-

gen nicht mehr den Anforderungen der

heutigen Hafenverkehrswirtschaft. Daher

ist in den letzten Jahren eine Debatte um

die Möglichkeiten der Revitalisierung die-

ses Gebietes geführt worden. 

Die Handelskammer hat sich frühzeitig

in die Diskussion um ein Nutzungskonzept

für dieses Areal eingeschaltet. Ziel der

Bemühungen war und ist die Sicherung

des Bestandes und der Entwicklungsmög-

lichkeiten der rund 300 hier ansässigen

Unternehmen mit 6.300 Arbeitnehmern

und zum anderen die Entwicklung des ge-

samten Gebietes zu einem modernen Ge-

werbestandort am seeschifftiefen Wasser. 

Im Ergebnis hat der Senat im Juni

2000 eine Entwicklungskonzeption verab-

schiedet, die neben der Sicherung und För-

derung des vorhandenen Unternehmens-

bestandes die Aufwertung des Gebietes

durch neue Nutzungen innerhalb der

nächsten 20 Jahre vorsieht. In einem

ersten Schritt wird der Großmarkt hier neu

angesiedelt. 

Für die Handelskammer steht außer

Frage, dass die Revitalisierung der alten

Hafenreviere ein langwieriger Prozess sein

wird, in dessen Verlauf die Interessen der

betroffenen Unternehmen und der gesam-

ten bremischen Wirtschaft ständig vertre-

ten werden müssen. Die Handelskammer,

die im Aufsichtsrat der mit der Umsetzung

der Entwicklungskonzeption beauftragten

Überseestadt GmbH vertreten ist, beob-

achtet die Umsetzung der Entwicklungs-

konzeption daher genau und wird bei

Bedarf entsprechend tätig. 

Verkehrsprojekte in Bremen

Die Handelskammer hat sich auch im Jahr

2001 stark für den Ausbau der bremi-

schen Verkehrsinfrastruktur eingesetzt.

Nicht zuletzt durch dieses Engagement

konnte eine Vielzahl von Einzelmaßnah-

men vorangebracht werden.

Was in Planung ist ...

Unverändert stellt die Komplettierung des

Autobahnringes um Bremen mittels Bau

der A 281 einschließlich Weserquerung

das wichtigste Straßenbauprojekt für Bre-

men dar. Im abgelaufenen Jahr wurde hier

das Planfeststellungsverfahren für den

Abschnitt zwischen Neuenlander Ring

und Warturmer Heerstraße eingeleitet.

Der Baubeginn Mitte 2002 ist absehbar.

Auch für die möglichst zeitnahe Weiter-

führung der A 281 an das Güterverkehrs-

zentrum schafft Bremen derzeit die Vor-

aussetzungen. Darüber hinaus wurde auch

das von der Kammer mit initiierte Konzept

einer mautfinanzierten Weserquerung bei

seiner Vorstellung im Bundesverkehrsminis-

terium durchaus positiv aufgenommen.

Per Senats- und Bürgerschaftsbeschluss

wurde einer Mautfinanzierung ausdrück-

lich zugestimmt, die bremischen Entschei-

dungsträger wurden aufgefordert, die

Schließung des Autobahnringes bis zum

Jahr 2010 voranzutreiben. Hier sind die

Positionen von Politik und Handelskam-

mer deckungsgleich.

Gleiches gilt auch für den dringend not-

wendigen Ausbau der A 27 zwischen Vertei-

lerkreis Bremen-Nord und der Anschluss-

stelle Freihafen. Da Bremens Mehrbedarf

an Mitteln für Bundesautobahnen zwi-

schenzeitlich auch vom Bund anerkannt wur-

de, rückt das Projekt einer in diesem Ab-

schnitt sechsspurigen A 27 in greifbare

Nähe. Die Bauarbeiten hierzu könnten be-

reits im Herbst 2002 beginnen und wür-

den etwa vier Jahre in Anspruch nehmen.

Für die zweispurige Verlängerung der 

B 74 in Bremen-Nord, die jetzt A 270

heißt, zwischen Kreinsloger und Farger 

Leistungsbilanzen Bremen

Verkehr, Häfen, Regionalplanung
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Begonnen haben im zurückliegenden

Jahr die Arbeiten an der Linie 4 entlang

der Lilienthaler Heerstraße. Die von der

Handelskammer initiierte Aufweitung des

Autobahnzubringers Horn/Lehe sowie

das kompetente Baustellenmanagement

tragen wesentlich dazu bei, dass die

aktuellen Verkehrsbehinderungen nicht in

ein verkehrliches Chaos übergegangen sind.

Darüber hinaus wird am Rembertikrei-

sel gebaut. In diesem verkehrstechnisch

sensiblen Bereich werden die Kanäle sa-

niert. Die umsichtige Baustellenplanung

hat maßgeblich dazu beigetragen, dass

keine nennenswerten Verkehrsbehinderun-

gen eingetreten sind.

Und was fertiggestellt ist ...

Mitte 2001 wurde die Georg-Bitter-Straße

vollendet, die im Ortsteil Hastedt zwi-

schen Werderbrücke und Bismarck-

straße/Stresemannstraße für eine neue

Verkehrsführung gesorgt hat. Damit wur-

de der Forderung der Handelskammer

nach einer möglichst kurzen Bauzeit ent-

sprochen, so dass nunmehr auch die nach-

folgenden flankierenden Maßnahmen zwi-

schen Stader und Hamburger Straße sowie

der Fährstraße angegangen werden können.

Abgeschlossen wurden auch die Bau-

maßnahmen entlang der sogenannten

Kulturmeile zwischen dem alten Polizei-

haus am Wall und dem Goethetheater. 

Straße wurde im Jahr 2001 ein neuerli-

ches Planfeststellungsverfahren eröffnet.

Bevor die Maßnahme realisiert werden

kann, muss sie allerdings in den vordring-

lichen Bedarf des neuen Bundesverkehrs-

wegeplanes aufgenommen werden. Wann

mit einem Baubeginn zu rechnen ist, lässt

sich derzeit nicht absehen.

Zwar liegt seit Sommer 2000 ein Ver-

kehrsgutachten zur Verbesserung der Ver-

kehrsverhältnisse im Umfeld des Gewerbe-

gebietes Bremer Kreuz vor, doch will die

bremische Verwaltung noch eine Wir-

kungsanalyse abwarten, um Kosten und

Nutzen der von den Gutachtern empfohle-

nen Maßnahmen abschätzen zu können.

Die Handelskammer steht hier in engem

Kontakt sowohl mit den Spitzen der Ver-

waltung als auch mit den in einer Interes-

sengemeinschaft organisierten Unterneh-

mern am Bremer Kreuz, um endlich lang

angemahnte und dringend notwendige

Abhilfe auf den Weg zu bringen. 

Für die sogenannte Funkschneisen-

trasse zwischen dem Gewerbegebiet Funk-

schneise und der Osterholzer Heerstraße

stehen inzwischen konkrete Maßnahmen

an. So fand im Jahr 2001 das Anhörungs-

verfahren zu den Bebauungsplänen statt,

die Finanzierung des Vorhabens ist gesi-

chert. Baubeginn könnte Mitte 2002 sein,

so dass die Maßnahme in etwa zeitgleich

mit der Freigabe des Hemelinger Tunnels

vollendet sein könnte. 

Um die Gewerbegebiete sowohl an der

Funkschneise als auch am Bremer Kreuz

miteinander zu verbinden, fordert die Han-

delskammer die Verlängerung der Hans-

Bredow-Straße in Richtung Funkschneise

möglichst mit Anschluss an die Arber-

ger/Mahndorfer Heerstraße – so wie es

auch von den Gutachtern zum Bremer

Osten nahegelegt wird.

Was in Bau ist ...

Der Bau des Hemelinger Tunnels geht

planmäßig voran. Ab Mitte 2003 wird

eine leistungsfähige Verkehrsachse zur

Verfügung stehen, die einen wesentlichen

Beitrag zur Sanierung des Stadtteils He-

melingen leistet und den Wirtschaftsver-

kehr im gesamten Bremer Osten positiv

beeinflussen wird. Hierzu wird insbeson-

dere die von der Handelskammer stets

geforderte Vierspurigkeit beitragen.

Weser-Flex, Bremen-Hemelingen
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jeweiligen Flächennutzungspläne der Ge-

meinden oder regionalen Raumordnungs-

programme der Landkreise einfließen. 

Über die Teilnahme an der Arbeits-

gruppe Verkehr ist die Handelskammer in

die wesentlichen Projektarbeiten einge-

bunden.

Neue Hanse Interregio (NHI)

Mit einem Empfang im Bremer Rathaus

durch die im Jahr 2001 vorsitzende Freie

Hansestadt Bremen feierte die Neue

Hanse Interregio (NHI) am 20. März 2001

ihr zehnjähriges Bestehen. Sie beschreibt

einen grenzüberschreitenden Koopera-

tionsverbund auf staatlicher Ebene, in

dem Bremen, Niedersachsen sowie die vier

nord-niederländischen Provinzen Gronin-

gen, Drenthe, Fryslân und Overijssel zu-

sammenarbeiten. Ziel der NHI war und ist

es, die interregionale Kooperation der

sechs NHI-Partner zu verbessern, regionale

Interessen zu formulieren und zu Gehör zu

bringen – in Berlin ebenso wie in Den

Haag oder Brüssel. Damit ist die NHI

Plattform und Netzwerk zugleich. 

Die NHI wird zukünftig verstärkt die

EU-Gemeinschaftsinitiative Interreg IIIc

nutzen, um gemeinsam mit anderen Re-

gionen Zukunftsthemen zu entwickeln.

Letztlich geht es aber auch darum, den

Unternehmen der Region die Möglichkeit

zur Erschließung sowohl alter als auch

neuer europäischer Märkte zu eröffnen.

Als aktives Mitglied der Arbeitsgruppe

Wirtschaft trägt die Handelskammer dazu

bei, den Einfluss und das Gewicht der NHI

sowohl im Sinne der Region als auch der

hiesigen Wirtschaft einzusetzen. 

Schulung, Fortbildung, Prüfungen

Die Handelskammer übernimmt auf

Grund verschiedener Rechtsverordnungen

hoheitliche Aufgaben im Verkehrsbereich.

Unter anderem ist sie zuständig für die 

Überwachung und Anerkennung der Schu-

lung und Fortbildung von Gefahrgutfah-

rern und Gefahrgutbeauftragten sowie für

die Durchführung der entsprechenden Prü-

fungen einschließlich der Ausstellung der

ADR-Bescheinigungen („Gefahrgutführer-

scheine“) und der EG-Schulungsnachweise

des Gefahrgutbeauftragten. 

Insgesamt wurde im Jahr 2001 rund

950 Fahrern und 85 Gefahrgutbeauftrag-

ten die vorgeschriebene Fachkenntnis im

Umgang mit gefährlichen Gütern beschei-

nigt. 

Die Handelskammer ist darüber hinaus

mit der Abwicklung der Prüfungen für

angehende Unternehmer im Güterkraft-

verkehr und Personenverkehr betraut. Im

zurückliegenden Jahr nahmen 90 Perso-

nen an diesen Prüfungen teil. Als zusätzli-

che Aufgabe wurde der Handelskammer

die Anerkennung leitender Tätigkeiten als

fachliche Eignung zur Führung von Unter-

nehmen des Güterkraftverkehrs- bzw. des

Personenbeförderungsgewerbes übertra-

gen. Die Bilanz waren 20 Anerkennungs-

verfahren in diesem Bereich.

Leistungsbilanzen Bremen

Die Handelskammer kritisiert unverän-

dert, dass mit der Umgestaltung Park- und

Haltestreifen weggefallen sind und somit

insbesondere den Theaterbesuchern, die

mit Reisebussen anreisen, die Zufahrt

deutlich erschwert wird.

In Vorbereitung der späteren Großbau-

stelle A 281 wurde in Höhe Wal-Mart eine

neue Abfahrt von der B 75 fertiggestellt.

Die Leistungsfähigkeit der B 75 und ihrer

Knoten zum weiteren Straßennetz in der

Neustadt stellen eine Grundbedingung für

eine erträgliche Baustellensituation dar,

wenn ab dem Jahr 2002 mehrjährig an

der A 281 zwischen Flughafen und GVZ

gebaut wird. 

Zehn Jahre Kommunalverbund

Niedersachsen/Bremen

Im Juni 2001 beging der Kommunalver-

bund Niedersachsen/Bremen e. V. sein

zehnjähriges Bestehen. Ursprünglich als

Dialogforum zwischen den niedersächsi-

schen Gemeinden und dem Oberzentrum

Bremen gegründet, hat er sich zur regiona-

len Interessenvertretung der Städte und

Gemeinden im Raum Bremen/Oldenburg

weiterentwickelt. Derzeit vertritt der Kom-

munalverbund 37 Städte und Gemeinden

mit insgesamt rund 1,3 Millionen Einwoh-

nern. Themen für die kommenden Jahre

sind insbesondere die regionale Vernet-

zung der touristischen Zusammenschlüsse,

die Weiterführung von IMAGE, einem in-

terkommunalem Abstimmungs- und Mode-

rationsverfahren bei der Ansiedlung von

Vorhaben des großflächigen Einzelhandels,

sowie ein verstärktes Regionalmarketing. 

Darüber hinaus vertiefen die Kommu-

nen im Raum Bremen ihre Zusammenar-

beit auf dem Gebiet der räumlichen Ent-

wicklung. Zu diesem Zweck haben sich 30

Städte und Gemeinden sowie fünf Land-

kreise erstmals auf ein gemeinsames Pla-

nungsprojekt verständigt. Zur engen Ab-

stimmung ihrer räumlichen Entwicklungen

beabsichtigen sie, ein Interkommunales

Raumstrukturkonzept (INTRA) für die Re-

gion Bremen kooperativ zu erarbeiten. Ziel

ist eine intensive Abstimmung und Ver-

zahnung der Siedlungs-, Freiraum-, Ver-

kehrs- und Infrastrukturentwicklung zwi-

schen den Kommunen. Das im Ergebnis

vorliegende informelle Konzept soll über

eine Selbstbindung der Kommunen in die
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Ausbildungsplätze 2001

Seit 1996 ist die Anzahl der betrieblichen

Ausbildungsplätze im Bereich der Han-

delskammer kontinuierlich angestiegen –

bis zum Jahr 2000 um insgesamt 15 Pro-

zent. Trotz der Schwächen auf dem Ar-

beitsmarkt konnten in Bremen die Unter-

nehmen in Handel, Industrie und Dienst-

leistungen auch in 2001 insgesamt für

eine ausgeglichene Ausbildungsbilanz sor-

gen: 2.945 neue Verträge wurden einge-

tragen, 20 weniger als im Vorjahr.

Während in traditionellen Bereichen

wie der Metalltechnik, dem Bau- und Gast-

gewerbe, in Handel und Industrie zum Teil

geeignete Bewerber fehlten, führte die

Attraktivität der neuen Berufe im Informa-

tions- und Telekommunikationsbereich

(plus fünf Prozent) und im Medienbereich

(plus 20 Prozent) erneut zum Teilanstieg

im Vergleich zum Vorjahr. Neueste Berufs-

bilder wie beispielsweise Kaufmann/

Kauffrau im Gesundheitswesen, Sport-

und Fitnesskaufmann/-kauffrau, Verans-

taltungskaufmann/-kauffrau und Bühnen-

maler/-malerin erschlossen neue betriebli-

che Ausbildungskapazitäten.

Für die Entwicklung von Ausbildungs-

angeboten ist – auch im Blick auf die prog-

nostizierten Schülerentwicklungszahlen in

diesem Jahrzehnt – die Flexibilisierung der

Ausbildungsmöglichkeiten von entschei-

dender Bedeutung. Die im Kuratorium der

Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung

(KWB) zusammengeschlossene Wirtschaft

hat Ende 2001 Berufsvorschläge für die

Arbeitswelt vorgelegt, die sowohl den be-

trieblichen als auch den bildungspoliti-

schen Notwendigkeiten entsprechen.

Die Ausbildungsberatung der Handels-

kammer bringt auch neue Impulse – in In-

formationsveranstaltungen, Messen, Bera-

tungen und Kontaktgesprächen mit den

Ausbildungsbeteiligten und den potenziel-

len Ausbildungspartnern. Zunehmend be-

teiligen sich Unternehmer ausländischer

Herkunft an der beruflichen Erstausbil-

dung. Hier wurden weitere Reserven für

die Ausbildung im Touristikbereich er-

schlossen.

Einen ausgezeichneten Beitrag zur Fle-

xibilisierung der beruflichen Erstausbil-

dung leistet nach wie vor die Bremer Aka-

demie der Wirtschaft, die im Jahr 2001

im Studiengang mit Erstausbildung mehr

als 50 Plätze besetz hat. 

Die Handelskammer wird ihre Aktivitä-

ten zur Sicherung und Optimierung der be-

ruflichen Ausbildung im dualen System

unvermindert fortsetzen.

Schule und Wirtschaft im Dialog

Durch verstärkte Kooperation der beiden

Partner Betrieb und Berufsschule im dua-

len System soll in Bremen die Qualität der

Berufsausbildung verbessert und ihre At-

traktivität gesteigert werden. Angestrebt

wird die Ausschöpfung der betrieblichen

Ausbildungspotenziale, um mehr Ausbil-

dungsplätze zu schaffen und Jugendli-

chen eine aussichtsreiche berufliche Per-

spektive zu bieten.

In der Kooperation Schule – Wirtschaft

ist das Engagement der Bremer Wirtschaft

und der berufsbildenden Schulen gefragt.

Durch eine enge Zusammenarbeit soll die

Effizienz in der Berufsbildung verbessert

und die Innovations- und Wettbewerbsfä-

higkeit der bremischen Wirtschaft erhöht

werden. Ziel einer modernen, arbeitsorien-

Aus- und Weiterbildung

(v.l.) Der Konzernbeauftragte

für die Länder Niedersachsen

und Bremen der Deutschen

Bahn AG, Hans-Jürgen Meyer,

auf der gemeinsame Sitzung der

Verkehrsausschüsse Bremen

und Bremerhaven im Schütting;

Vizepräses Jürgen Roggemann

zeichnete die Preisträger der

Leverenz-Stiftung aus; Plenar-

mitglied und Hotelchef Fritz

Rößler stand auf der Berufs-

orientierungsbörse Moderator

Achim Kienzle in einer Talk-

Einlage Rede und Antwort. 
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mann/frau sowie Veranstaltungskauf-

mann/frau.

Um die Ausbildungsmöglichkeiten der

bremischen Wirtschaft umfassend zu nut-

zen und insbesondere auch junge Betriebe

in neuen Dienstleistungsbranchen für die

Ausbildung zu gewinnen, aber auch um

den Ausbildungsinteressen und -vorausset-

zungen der Jugendlichen differenziert

gerecht zu werden, sind weitere Ausbil-

dungsberufe für unterschiedliche Bran-

chen, Tätigkeitsfelder und Unternehmen

erforderlich. Den aktuellen Handlungsbe-

darf verdeutlicht auch ein erheblicher

Fachkräftemangel in vielen Dienstleis-

tungsbranchen bei gleichzeitig hohen

Arbeitslosenzahlen.

Fremdsprachen werden auf Grund der

steigenden internationalen Verflechtung

von Unternehmen für die berufliche Quali-

fikation immer wichtiger. Mitarbeiter si-

chern sich damit Arbeits- und Einsatz-

plätze, Unternehmen verbessern ihre

Marktchancen. Deshalb muss der Fremd-

sprachenunterricht in den Berufsschulen

bedarfsorientiert und berufsspezifisch ei-

nen höheren Stellenwert erhalten und für

bestimmte Berufsbilder zur Pflicht werden.

Auch die allgemein bildenden Schulen

haben hier Nachholbedarf. Praxisnahe

handlungsorientierte Angebote zur Ver-

mittlung von Sprachkompetenz sind aber

auch in der Weiterbildung unerlässlich. 

Berufliche Schulen reformieren

Das duale Berufsausbildungssystem mit

praktischer Ausbildung im Betrieb und

Theorievermittlung im Rahmen der Berufs-

schulpflicht bildet für die Mehrzahl aller

Schulabgänger die entscheidende Qualifi-

kationsbasis mit vielen Karriereoptionen.

Mit diesem bewährten und arbeitsmarkt-

nahen Ausbildungssystem stehen der

Wirtschaft bedarfsgerecht gute Fachkräfte

zur Verfügung, ebenso wird die Integra-

tion von Jugendlichen in das Berufs- und

Arbeitsleben auf hohem Niveau ermög-

licht. 

Die bremische Wirtschaft begrüßt

grundsätzlich den Ansatz, die beruflichen

Schulen durch die Befreiung von bürokrati-

schen Fesseln zu mehr Autonomie, Flexibi-

lität und Kundenorientierung zu veranlas-

sen. Die angestrebten Gestaltungs-

spielräume für die Schulleitung und die

Lehrkräfte zur Verbesserung der Qualität

und Profilbildung der Berufsschulen ent-

sprechen den schon länger erhobenen For-

derungen der Wirtschaft. Allerdings ist bei

notwendigen Änderungen sicherzustellen,

dass die berufsbildende Schule ihren ge-

setzlichen Kernauftrag, der auf die Ver-

mittlung von Berufstheorie für bundesweit

geltende Ausbildungsberufe zielt, auch

ordnungsgemäß erfüllt.

Bei den zur Zeit vorliegenden Konzept-

entwürfen für die Weiterentwicklung der

beruflichen Schulen zu Kompetenzzentren

ist erkennbar, dass durch die Verlagerung

von Aufgaben der Personalbewirtschaf-

tung, Sachausstattung und Gebäudever-

waltung auf die beruflichen Schulen er-

heblicher zusätzlicher Raum-, Sach-, und

Personalbedarf entstehen würde. Auf

Grund der bestehenden Engpässe bei den

Lehrkräften und Finanzmitteln, die schon

jetzt für die Erfüllung des gesetzlichen

Auftrags kaum ausreichen, ist es nicht

ersichtlich, wie mit diesen Ressourcen

kostenaufwendige Maßnahmen insbeson-

dere im Weiterbildungsbereich bewältigt

werden sollen. Eine Interessenkollision mit

der Kernaufgabe der Berufsbeschulung ist

absehbar und eine Qualitätsabsenkung zu

befürchten.

Ausbildungsreife erforderlich

Eine qualifizierte Berufsausbildung setzt

Ausbildungsreife voraus. Die bremischen

Betriebe beklagen zunehmend, dass es Ju-

gendlichen an Motivation, Eigeninitiative

sowie elementaren allgemein bildenden

Kenntnissen fehlt. Erfahrungen von Unter-

nehmen in Einstellungstests lassen oft-

mals deutliche Zweifel an der Leistungsfä-

higkeit des allgemein bildenden Schulwe-

sens aufkommen. Die Handelskammer hat

mehrfach gefordert, das Bewusstsein von

Schülern für Leistungsprofile zu stärken,

die für die Aufnahme einer Ausbildung

notwendig sind, sowie Eigenschaften und

Verhaltensweisen zu fördern, die unab-

dingbare Voraussetzungen für den Eintritt

in das Berufsleben sind. Über das breite

Spektrum von chancenreichen Ausbil-

dungsberufen in allen Wirtschaftsberei-

chen müssen die Jugendlichen vor der

Berufswahl informiert sein. 

Bei Initiativen der Handelskammer wie

der „Top Job“, bei Berufsorientierungsver-

Leistungsbilanzen Bremen

tierten Schulbildung muss auch sein, das

allgemeine Wissen über Ökonomie zu ver-

bessern. 

Die Kooperationsbeziehung zwischen

Schule und Wirtschaft muss weiter intensi-

viert und wechselseitig gepflegt werden.

Insbesondere Betriebserkundungen und 

-praktika für Lehramtsstudenten wie auch

für Lehrer gilt es unter stärkerer Berük-

ksichtigung ökonomischer Bildung weiter

zu entwickeln. Ein beispielhaftes Modell-

vorhaben für eine engere Verzahnung von

Bildung und Wirtschaft ist der Verein

„Schuloffensive 2000“. Er unterstützt

Schulen außerhalb der staatlichen Auf-

gabe durch Spenden und Vermittlung von

Schulpatenschaften.

Berufsausbildung braucht 

weitere Reformen 

Die Berufsausbildung in Deutschland,

wesentlich getragen durch das duale

System in Betrieb und Berufsschule,

braucht weitere Reformen. Dazu gehören

vor allem bessere Rahmenbedingungen,

unter denen Unternehmen betriebliche

Ausbildungsplätze anbieten können. Oh-

ne eine arbeitsplatzschaffende Ausgestal-

tung der Steuer-, Sozial- und Tarifpolitik

wird den Bemühungen von Unternehmen

und Handelskammer, das Angebot zu stei-

gern, der Boden entzogen. 

Der Einstieg in die Arbeitswelt erfolgt

für zwei Drittel der Jugendlichen über eine

Berufsausbildung im dualen System.

Wenn die Unternehmen auch in Zukunft

die berufliche Vorbereitung leisten sollen,

brauchen sie geeignete aktuelle Ausbil-

dungsprofile, die den Anforderungen der

Praxis entsprechen. Deshalb ist eine regel-

mäßige Aktualisierung der Berufsbilder

sowie die Ergänzung und Erweiterung des

Ausbildungsspektrums durch Profile für

neue Aufgabenfelder unverzichtbar. Die

Handelskammer plädiert für die schnel-

lere Aktualisierung von Ausbildungsberu-

fen, die Schaffung von neuen Berufsbil-

dern in neuen Beschäftigungsfeldern, die

Differenzierung für unterschiedliche Bega-

bungen und Anforderungen, die Flexibili-

sierung der Ausbildungsstrukturen und

eine effizientere Gestaltung der Berufs-

ausbildung. Erfolgversprechend sind die

drei neuen Berufe Kaufmann/frau im Ge-

sundheitswesen, Sport- und Fitnesskauf-
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Einen steigenden Zulauf verzeichnen

auch die arbeitsmarktgerechten und pra-

xisnahen IHK-Zertifikatslehrgänge im Rah-

men der Anpassungsbildung, beispiels-

weise der von Bremen initiierte Call-

Center-Agent IHK.

(l.) Bildungssenator Willi Lemke

war prominenter Besucher des

Standes der Handelskammer auf

der Berufsorientierungsbörse; 

(r.) Plenarmitglied Berend Jürgen

Erling (r.) verlieh als Vorsitzender

des Fördervereins für Mittel-

standsforschung e. V. an Hanno

Meier, Julia Unger und Dr. Michael

Adler den Studienpreis 2001 in

einer Feierstunde im Haus 

Schütting. 

anstaltungen und Informationsveranstal-

tungen mit Partnern trägt die Handels-

kammer ihren Teil dazu bei, Ausbildungs-

platzsuchende kompetent und umfassend

über bremische Ausbildungsmöglichkeiten

zu beraten.

In der beruflichen Weiterbildung

nimmt die Handelskammer einen gesetz-

lichen Gestaltungsauftrag wahr. Sie ver-

steht sich dabei als kompetenter Partner

der Unternehmen und arbeitet eng mit

bewährten Bildungsanbietern in Bremen

zusammen. 

Die Handelskammer hat auch im Jahr

2001 Weiterbildungsprüfungen abgenom-

men, die den zukünftigen Branchenbe-

dürfnissen entsprechen, etwa in den Berei-

chen Geprüfter Versicherungsfachwirt,

Geprüfter Verkehrsfachwirt, Geprüfter

Immobilienfachwirt und Geprüfter Indus-

triemeister Metall. 

Schulschiff-Haus Deutschland, Bremen-Vegesack
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Schütting-Umbau – transparenter

und offener

Transparenz und Offenheit sind Stich-

worte, mit denen die Handelskammer ihr

umfassendes Marketingkonzept auch ar-

chitektonisch umsetzt. Um auch baulich

deutlich zu machen, dass das Haus Schüt-

ting nicht nur Sitz der Handelskammer,

sondern vor allem ein für die Wirtschaft

offenes Diskussions- und Informationsfo-

rum ist, wurde der Eingangsbereich des

Gebäudes baulich und optisch geöffnet.

Der Windfang wurde hell und freundlich

durch eine Glastür gestaltet, die ehema-

lige Pforte wurde in einen modernen Emp-

fangsbereich umgestaltet und durch ein

neues Lichtkonzept erhielt das Foyer eine

offenere Ausstrahlung.

Grundlegend umgestaltet wurde auch

der Börsensaal, der sich jetzt als Veranstal-

tungs- und Sitzungsraum mit modernster

Medientechnik präsentiert. Für 2002 sind

weitere Arbeiten geplant, die den Service

der Handelskammer weiter verbessern

werden. So werden Archiv und Bibliothek

im Erdgeschoss des Schütting gemeinsam

eine eigene Serviceebene bilden.

Die Handelskammer als Hausherr und

Vermieter des Clubs zu Bremen hat sich

2001 ideell und im Falle der Öffnung des

Clubs zum Marktplatz durch bauliche

Maßnahmen auch planungstechnisch an

der Neuorientierung des Clubs zu Bremen

beteiligt. Nach der Neugestaltung durch

das Designbüro Rahe + Rahe verkörpert

der Club jetzt auch in seiner architektoni-

schen Gestalt sein Selbstverständnis: ein

geeignetes Umfeld für moderne und enga-

gierte Bremer Bürger zu sein, um Kontakte

zu knüpfen, Freundschaften zu pflegen

und geistigen Austausch zu ermöglichen.

Gut gebrüllt Löwe: Restaurierung

der Fassaden-Figuren

Die Sandsteinfiguren über dem Schütting-

Portal wurden im Sommer 2001 einer

„Frischzellenkur“ unterworfen. Unter fach-

licher Beratung von Dr. Peter Hahn vom

Landesamt für Denkmalpflege wurden die

Figuren über mehrere Monate in einer Bre-

mer Fachwerkstatt restauriert. Die Erhal-

tungssanierung der historischen Sand-

steinfiguren am denkmalgeschützten Schüt-

ting war überfällig: Witterungs- und insbe-

sondere feuchtigkeits- und frostbedingte

Risse und Abplatzungen hatten den Figu-

ren im Laufe der Jahrzehnte zugesetzt.

Pünktlich vor den Sommerferien nahmen

die restaurierten Sandsteinfiguren ihren

Platz oberhalb des Schütting-Portals wie-

der ein. 

Dienstleistungen für die Wirtschaft:

Das Service-Center

Das Mitte 1999 eröffnete Service-Center

direkt hinter dem Haus Schütting wartet

nach zweieinhalb Jahren mit einer erfreu-

lichen Bilanz auf: Täglich nutzen rund 70

Kunden die Möglichkeit, sich ohne lange

Wege durch das Haus direkt und sachkun-

dig durch das Mitarbeiterteam beraten zu

lassen. Bis Ende 2001 wurden rund

40.000 Kunden im Service-Center be-

dient. Den mehr als 29.000 Mitgliedsun-

ternehmen wird auf diese Weise eine kun-

denfreundliche Anlaufstelle für das breite

Dienstleistungsspektrum der Kammer ge-

boten.

Die Fülle der Dienstleistungen er-

streckt sich von Informationen zur Aus-

und Weiterbildung über die Firmenrecher-

che bis zur Erstberatung für Existenzgrün-

der. Darüber hinaus werden Ursprungs-

zeugnisse ausgestellt, Carnets bearbeitet

und Messekarten verkauft. An einem Info-

Terminal können außerdem viele Informa-

tionen online abgerufen werden, beispiels-

weise Ausbildungsplatzangebote und Da-

ten der Recycling-, Kooperations-, Techno-

logie- und Nachfolgebörse. Leitidee des

Service-Centers ist das Angebot einer kun-

denorientierten und unbürokratischen

Dienstleistungspalette. 

Veranstaltungen in der Kammer

Im Jahre 2001 fanden mehr als 1.000 Ver-

anstaltungen, Seminare, Sitzungen und

Workshops in der Kammer statt. Auch

außergewöhnliche Firmenjubiläen können

in den Räumlichkeiten des Schütting be-

gangen werden. Veranstaltungs-Highlight

waren im Oktober 2001 der Festakt zum

550-jährigen Jubiläum, bei dem Bundes-

außenminister a. D. Hans-Dietrich Gen-

scher den Festvortrag hielt, sowie der Tag

der Mitglieder am 3. Oktober 2001. Insge-

samt besuchten mehr als 1.500 Interes-

sierte an den beiden Tagen die Kammer.

Auf große Resonanz stieß im September

2001 die Öffnung des Hauses Schütting

zum Tag des offenen Denkmals, zu dem

rund 1.000 Bremer kamen.

Leistungsbilanzen Bremen

Zentrale Dienste
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(l.) Rückkehr der restaurierten Sandsteinfiguren 

an den Schütting; (o.) Hauptgeschäftsführer Dr.

Fonger, Landesdenkmalpfleger Dr. Peter Hahn,

Bildhauer Michael Paesler, Geschäftsbereichsleiter

Günther Lübbe und Architekt Ernst Tschentscher

begutachten die restaurierte Römer-Figur, bevor sie

an ihren angestammten Platz über dem Schütting-

Portal gehievt wurde. 

(v. l.) Neue Glastür zum Foyer; Schütting-Fassade mit

Jubiläumsplakat; (o.l.) Begrüßungsveranstaltung für

neue Mitglieder; (o.r.) Mehrländertreffen des Ver-

bandes Deutscher Unternehmerinnen mit vdu-Präsi-

dentin Inge Sandstedt; (r.) vier Kammerpräsiden

trafen sich anlässlich des Jubiläums zur Rückschau

auf ihre Amtszeit: Dieter Berghöfer, Bernd Hocke-

meyer, Dr. Dirk Plump und Friedo Berninghausen.
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Als das Jahresprogramm des Juniorenkrei-

ses konzipiert wurde, war noch nicht abzu-

sehen, welche aktuelle Brisanz das Thema

(Un-)Sicherheit haben würde. Es war das

erste Mal, dass der Sprecher des Kreises

für 2001, Torsten Staffeldt, ein übergeord-

netes Motto für sein Jahr wählte.

In den zehn Veranstaltungen zu die-

sem Schwerpunkt, beispielsweise zu über

Versicherungen, Steuerrecht, Rechtssicher-

heit im Internet sowie einer Diskussion mit

Innensenator Dr. Kuno Böse über „(Un-)

Sicherheit in Bremen“ wurden grundle-

gende Fragen zu dem Themenkomplex an-

gesprochen. Abgerundet wurde die Reihe

mit Betriebsbesichtigungen bei der Firma

Mapa in Zeven (Persönliche Sicherheits-

produkte), Beck & Co, der Deutschen

Gesellschaft zur Rettung Schiffbrüchiger

(DGzRS) sowie der Feuerwehr Bremen.

Neben dem Schwerpunktthema veran-

stalteten die Wirtschaftsjunioren im Jahr

2001 die Reihe „Unsere Kammer“, bei der

einzelne Geschäftsbereiche der Handels-

kammer Bremen durch deren Leiter vorge-

stellt wurden. Zur Auftaktveranstaltung

im Januar 2001 informierte Präses Dr.

Dirk Plump über die Ziele seiner Amtszeit 

Eine Besonderheit der Bremer Junioren

sind die Arbeitskreise, in denen sich die

Mitglieder engagieren. Zur Zeit sind dies

acht Kreise, darunter „Außenwirtschaft“,

„Pro Bremen“, „Schule & Wirtschaft“ oder

„Einzelhandel“. Letzterer wurde erst in

2001 wieder reaktiviert und präsentierte

sich auf der Berufsorientierungsbörse. Auf

einem speziell entwickelten Ausstellungs-

stand informierte der Arbeitskreis über

Ausbildungs- und Berufschancen im Ein-

zelhandel. Mit Verlosungen von Bewer-

bungscoachings oder Praxistagen im Ein-

zelhandel weckten die Wirtschaftsjunioren

zusätzlich das Interesse der Schüler und

ihrer Lehrer. Ziel des Projektes ist es, die

Schüler von der Schulbank zum Ausbil-

dungsplatz zu begleiten.

Auch in der Existenzgründung oder

speziellen, für Bremens Image wichtigen

Arbeitskreisen, wie „Pro Bremen“ und

„Event“, zeigen die Junioren für Bremen

Flagge. Premiere feierte 2001 der neu

gegründete Arbeitskreis „Kultur und Wirt-

schaft“, der als erstes kulturelles Projekt

die „Hommage an Rolf Liebermann“ in

Kooperation mit der Philharmonischen

Gesellschaft organisierte. Im Herbst be-

suchte der Kreis das Musical Hair.  

Neben den regionalen Aktivitäten der

Wirtschaftsjunioren und ihrer Arbeits-

kreise gab es 2001 zwei große Auslands-

projekte: der Business Contact in Riga und

das Unternehmerforum in Tallinn. Beide

waren außerordentlich erfolgreich. So nah-

men insgesamt 36 deutsche Unternehmer

an dem Forum in Tallinn teil, das unter der

Schirmherrschaft von Bundeswirtschafts-

minister Dr. Werner Müller sowie dem est-

nischen Ministerpräsidenten Mart Laar

stand. Ziel war es, im Rahmen eines „Twin-

ning“ Unternehmer aus Deutschland mit

potenziellen estnischen Geschäftspartnern

zusammenzuführen. 

Die Wirtschaftsjunioren

Der Juniorenkreis der Handelskammer Bremen: 

Am Puls der Zeit

Zu den Projekten des Juniorenkreises

gehörten ferner die Vorbereitung zu „Bre-

men’s Best“, ein Info-Flyer mit Informati-

vem rund um Bremen oder die Unterstüt-

zung von Lehrern durch die Wirt-

schaftsjunioren bei der Einbindung von

wirtschaftlichen Themen in die Unter-

richtsplanung. 

2002 ist für den Juniorenkreis ein Jubi-

läumsjahr: Als einer der ersten Wirt-

schaftsjunioren-Kreise Deutschlands feiern

die Bremer ihr 50-jähriges Bestehen. Der

Juniorenkreis der Handelskammer Bremen

ist Mitglied der Wirtschaftsjunioren

Deutschland, denen mehr als 11.000 jun-

ge Unternehmer und Führungskräfte ange-

hören. Die Junioren fordern weniger Staat

und mehr Eigenverantwortung des Einzel-

nen sowie eine Rückkehr zum Prinzip, dass

Leistung belohnt werden muss. Sie betäti-

gen sich als größter überparteilicher Ver-

band der jungen deutschen Wirtschaft in

verschiedensten Bereichen. Integriert sind

die Wirtschaftsjunioren Deutschlands in

der Junior Chamber International mit

weltweit über 400.000 Mitgliedern. 
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(v.l.) Auftaktveranstaltung der Wirtschaftsjunioren

für 2001 mit Präses Dr. Dirk Plump im Plenarsaal

des Schüttings; anlässlich des 15. Schülerwettbe-

werbs des Juniorenkreises überreicht Vizepräses

Stefan Storch dem Preisträger Carl Peters (IS Leib-

nitzplatz) zwei Freikarten für ein Werderspiel;

Know-how-Transfer, ein neues Projekt der Junioren:

Elf Jungunternehmer begleiteten elf Politiker durch

die Woche.

Wirtschaftswissenschaft, Universität Bremen
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Messe „transport logistic 2001“ –

ein Erfolgsmodell

Auf der 8. Internationalen Fachmesse für

Logistik, Telematik, Güter- und Personen-

verkehr „transport logistic“ in München

hat der Logistikstandort Bremerhaven wie-

der erfolgreich Flagge gezeigt. 

Präsentiert wurde er von der Bremerha-

vener Gesellschaft für Investitionsförde-

rung und Stadtentwicklung mbH (BIS),

der Hochschule Bremerhaven (HS) und der

Industrie- und Handelskammer (IHK) Bre-

merhaven auf dem Gemeinschaftsstand

der Bremischen Hafenvertretung. 

Die „transport logistic“ endete mit der

Rekordzahl von mehr als 35.000 Fachbe-

suchern (+ acht Prozent) aus 66 Ländern.

Über 970 Aussteller aus 37 Ländern prä-

sentierten ihre Produkte und Dienstleis-

tungen. Nach dem erfolgreichen Debüt

der BIS, HS und IHK auf der „transport

99“ kann auch die Teilnahme an der

„transport logistic 2001“ als gelungen be-

trachtet werden. Wiederum wurde der

Logistikstandort Bremerhaven mit seinen

weitreichenden Möglichkeiten durch die

professionelle Präsentation von Wirt-

schaftsförderung, Wissenschaft und Wirt-

schaft erfolgreich dargestellt. 

Vor allem die Pflege bestehender Kun-

denbeziehungen, das Anbahnen neuer Ge-

schäftsverbindungen, aber auch Vertrags-

abschlüsse konnten erreicht werden. Auf

Zustimmung stieß die Möglichkeit der

Unternehmens- und Produktpräsentation.

Alle Beteiligten werden sich deshalb

sicherlich auf der nächsten „transport logis-

tic 2003“ wieder vorstellen.

IHK Bremerhaven – kompetenter

Partner für die Auslandsmärkte

Das Dienstleistungsangebot der IHK Bre-

merhaven im Bereich der internationalen

Geschäftsbeziehungen haben die Unter-

nehmen wieder umfassend genutzt. Die

Anfragen erstreckten sich über alle Berei-

che des internationalen Wirtschaftsver-

kehrs. So wurden beispielsweise Fragen

zur Ursprungsbestimmung von techni-

schen Anlagen beantwortet, ebenso An-

fragen zu Fördermöglichkeiten bei interna-

tionalen Messeauftritten. Auch wurden

die Möglichkeiten der Recherche von Fir-

menadressen im Ausland, der Erstellung

von Länderprofilen und länderspezifischen

Informationen in Anspruch genommen. 

Als sehr nützliche Informationsquelle

für die Unternehmen haben sich in den

vergangenen Jahren die monatlich er-

scheinenden aktuellen Nachrichten zur

Außenwirtschaft entwickelt. Das Außen-

wirtschaftsrundschreiben wird allen inter-

essierten Unternehmen kostenlos per Post

oder E-Mail zur Verfügung gestellt. 

Mehr als 3.500 Ursprungszeugnisse

und andere für die Außenwirtschaft not-

wendigen Papiere wurden im Jahr 2001

bearbeitet und beglaubigt. Hinzu kamen

in Zusammenarbeit mit den nordwestdeut-

schen Kammern Informationsveranstal-

tungen zu außenwirtschaftlichen Themen. 

Schulung, Fortbildung und Prüfung

Eine Voraussetzung für den Transport und

die transportbedingte Lagerung von ge-

fährlichen Gütern ist eine gründliche

Kenntnis der Gefahrgutvorschriften. Der

Gesetzgeber hat mit diversen Vorschriften

den Kammern die hoheitliche Aufgabe der

Überprüfung der Voraussetzungen über-

tragen. Die IHK Bremerhaven ist unter

anderem zuständig für Durchführung,

Anerkennung und Überwachung von

Schulungen, Fortbildung und Prüfung von

Gefahrgutfahrern und Gefahrgutbeauf-

tragten. Ebenso werden die sogenannten

„Gefahrgutführerscheine“ (ADR-Bescheini-

gungen) und EG-/Schulungsnachweise

für Gefahrgutbeauftragte ausgestellt. 

Im Jahr 2001 wurde bei etwa 40 Prü-

fungsterminen das erforderliche Fachwis-

sen überprüft und rund 250 Gefahrgut-

fahrern und 15 Gefahrgutbeauftragten

eine Bescheinigung ausgestellt. Die Kam-

mer ist auch für die Sach- und Fachkunde-

prüfung für angehende Unternehmer im

Güterkraft- und Personenverkehr zustän-

dig. Im Laufe des Jahres 2001 wurden drei

Prüfungen abgenommen. 

Einführung in die Gefahrgut-

strukturreform ADR/RID

Die gemeinsame Informationsveranstal-

tung der IHK Bremerhaven und der IHK

Stade am 7. Mai 2001 zur Gefahrgutstruk-

turreform ADR/RID stieß auf große Reso-

nanz. Die Teilnehmer wurden umfassend

über alle grundlegenden neuen Regelun-

gen zur internationalen Beförderung

gefährlicher Güter (ADR) auf der Straße

informiert. 

Gefahrgut-Erfa-Kreis 

Auf große Resonanz stießen im Jahr 2001

auch die Veranstaltungen des Gefahrgut-

Erfa-Kreises der IHK Bremerhaven. In ihm

werden Fragen rund um das Thema Ge-

fahrgut und Gefahrstoff diskutiert. Die

Veranstaltungen werden auch als Kontakt-

börse zwischen Unternehmen, Behörden,

Institutionen und wissenschaftlichen Ein-

richtungen genutzt. Zu den Themen in

2001 zählten unter anderem die Gefahr-

gutstrukturreform ADR/RID, Ladungssi-

cherung und Stauung in Containern, Vor-

aussetzungen der Abfallbeförderung in

Deutschland sowie die Unfallentwicklung

im Schwerlastverkehr. 

Informationsveranstaltung

„IT-Zollverfahren ATLAS“

Am 17. September 2001 führten die Kam-

mern Bremerhaven und Stade sowie das

Leistungsbilanzen Bremerhaven

Leistungsbilanzen

Industrie- und Handelskammer Bremerhaven
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Hauptzollamt Bremerhaven im Hörsaal

der Hochschule Bremerhaven eine

gemeinsame Informationsveranstaltung

zum elektronischen Zollabfertigungssystem

ATLAS (automatisiertes Tarif- und lokales

Abfertigungssystem) durch. Mit der Ein-

führung der ATLAS-Einfuhrkomponente

am 1. Dezember 2001 wurden die nicht

eurofähigen IT-Verfahren ALFA-Zollbe-

handlung und Douane abgelöst. Die Refe-

renten informierten die Teilnehmer aus

dem Bremerhavener und Cuxhavener Wirt-

schaftsraum über den aktuellen Projekt-

stand und stellten die künftige Entwick-

lung dar. Aufgezeigt wurden auch die

Möglichkeiten und die tatsächlichen

Kosten der Teilnahme am elektronischen

Zollverfahren. Geschildert wurden erste

Erfahrungen mit dem Praxisbetrieb des

Verfahrens.

Informationen zur Produktzertifizie-

rungspflicht für Exportware

In Kooperation mit der Handelskammer

Bremen bot die IHK Bremerhaven am 16.

Oktober 2001 eine Informationsveranstal-

tung zur „Zertifizierungs- und Kennzeich-

nungspflicht für Exportware“ an. Die Teil-

nehmer erhielten eine Übersicht über die

umfangreichen, teilweise auch komplizier-

ten Vorschriften der Qualitätsprüfungen

im Warenverkehr mit den Staaten Osteuro-

pas, der Russischen Föderation, den GUS-

Staaten, Südostasiens und Südamerikas.

Deutlich wurde, dass viele der Vorschriften

weniger dem Verbraucherschutz dienen,

sondern als zusätzliche Einnahmequelle

für die Länder verstanden werden müssen.

Auch lassen sich dadurch leicht Handels-

barrieren für den freien Warenverkehr auf-

bauen. Den Teilnehmern wurden Wege

gezeigt, wie bei notwendigen Zertifizierun-

gen die Kosten verringert werden können. 

In die Zukunft investieren – 

Qualifikation schaffen 

Im Zeichen eines schnellen technologi-

schen Wandels und eines immer stärkeren

Wettbewerbs auf den nationalen und

internationalen Märkten, steigen die

Anforderungen an Qualifikation, Flexibi-

lität und Kreativität der Mitarbeiter der

Unternehmen. Um die Unternehmen hier

zu unterstützen, hat die IHK Bremerhaven

im Jahr 2001 wieder praxisorientierte

Seminare, Infoveranstaltungen und In-

House-Schulungen unter der Prämisse

„Aus der Wirtschaft für die Wirtschaft“

angeboten. Um eine größtmögliche Bün-

delung der vielfältigen Weiterbildungsak-

tivitäten zu erreichen, fanden viele der

Veranstaltungen in Zusammenarbeit mit

den Kooperationspartnern der „Plattform

Weiterbildung“ und den nordwestdeut-

schen Kammern statt. 

Neustrukturierung der Zollämter

Das Thema „Neustrukturierung der Zoll-

verwaltung“ stand auch 2001 im Blick-

punkt. Nach dem Verlust des Hauptzoll-

amtes Bremerhaven sollte auch das

Zollamt Fischereihafen geschlossen wer-

den. Unter maßgeblicher Beteiligung der

IHK Bremerhaven konnte eine Schließung

des Zollamtes Fischereihafen verhindert

werden. Um den Fortbestand zu sichern,

wird es mit dem Zollamt Rotersand zu-

sammengelegt. Unter Integration aller

vorhandenen Zollämter in Bremerhaven

wurde das Zollamt Bremerhaven errichtet.

Die Zollämter verbleiben an ihren jeweili-

gen Standorten. 

Infrastrukturen fortschreiben

In Bremerhaven sind im Süden mit dem

Gewerbegebiet Bohmsiel und dem süd-

lichen Fischereihafen sowie im Norden mit

den Gewerbegebieten Weddewarden und

Speckenbüttel sowie der ehemaligen Carl-

Schurz-Kaserne ausreichend großflächige

Gewerbegrundstücke vorhanden bzw. wer-

den durch die Erschließung Bohmsiel kurz-

bis mittelfristig bereit gestellt werden.

Es besteht ein Mangel an zentrumsna-

hen, kleinteiligen Gewerbeflächen. Dieser

Mangel wird durch die Erschließung des

Gewerbegebietes Van-Heukelum-Straße,

die  2001/2002 umgesetzt wird, sowie

durch die Vorbereitung der Erschließung

weiterer Gewerbeflächen mit kleinteilige-

rem Zuschnitt befriedigt.

Branchenbezogene Gewerbeimmobi-

lien wie das Biotechnologiezentrum, der

Technologiepark in der Innenstadt, das

Gründerhaus Bau befinden sich zurzeit in

der Umsetzung bzw. sind seit Sommer

2001 bezugsfertig. Es besteht weiterer Be-

darf an ausgewiesenen Flächen für den

Bau von Büroimmobilien. Hier werden seit

2001 Flächen in der Nähe des Arbeitsam-

tes/Geesteschleife angeboten; die zu

sanierenden und restrukturierenden Flä-

chen der Firma Geeste Metallbau kommen

dafür ebenfalls in Betracht.

(l.) Auf der internationalen

Fachmesse „transport logi-

stic“ in München präsentierte

der Gemeinschaftsstand der

Bremischen Hafenvertretung

den Logistikstandort Bremer-

haven; (l.u.) Informationsver-

anstaltung zur Produktzertifi-

zierungspflicht; (r.u.) der

neue Infotresen in der IHK

Bremerhaven



1999 und 2000 wurden rund 23,2

Hektar Gewerbefläche verkauft bzw. Erb-

baurechte vergeben, das waren rund 34

Grundstücksgeschäfte. Hierdurch wurden

Privatinvestitionen im Umfang von rund

58,7 Millionen Mark ermöglicht und circa

1.550 Arbeitsplätze gesichert bzw. ge-

schaffen.

Verkehrsinfrastrukturen ausbauen

Der Ausbau der B 71 neu verläuft plan-

und zeitgemäß, so dass im Jahre 2003 mit

der Fertigstellung eine noch günstigere

Anbindung des Gewerbegebietes Fischer-

eihafen/Bohmsiel an das überörtliche Au-

tobahnnetz erfolgen kann. Weiter wird der

Ausbau des Wesertunnels mit der entspre-

chenden Anbindung die gewerbliche Er-

schließung des südlichen Bremerhavens

an den Weser-Ems-Bereich verbessern. Die

Verkehrsanbindung an den künftigen Tief-

wasserhafen in Wilhelmshaven ist für den

Standort Bremerhaven von außerordent-

licher Bedeutung. Diese Anbindung durch

den Wesertunnel ist in die Planung der

Küstenautobahn zu integrieren.

Der Zeit voraus: Die Wirtschafts-

junioren Bremerhaven

Unter großer Beteiligung namhafter Ver-

treter von insgesamt fünf niedersächsi-

schen Landkreisen sowie Politikern der

Stadt Bremerhaven, Landtags- und Bun-

destagsabgeordneten wurde im Spätsom-

mer 2001 auf Initiative der Wirtschaftsju-

nioren der erste Abschnitt der Küs-

tenautobahn A22 durch Enthüllung eines

Autobahnschildes symbolisch eingeweiht.

Die Wirtschaftsjunioren, als Vertretung

der überwiegend mittelständischen Inter-

essen, bezogen mit dieser Aktion, die an

dem Anschluss des neuen Wesertunnels

an die A 27 stattfand, Stellung zur Überar-

beitung des Bundesverkehrswegeplans.

Insbesondere die aktuelle politische Mei-

nungsbildung bezüglich der Verkehrssteu-

erung durch Mautgebühren bei Lkw stößt

bei den Wirtschaftsjunioren auf Kritik. Die

Wirtschaft und besonders die Hafenstädte

an der Nordseeküste werden dadurch in

ihrer wirtschaftlichen Entwicklung erheb-

lich gehemmt. Thomas Ventzke vom För-

derkreis der Wirtschaftsjunioren: „Das

Transportwesen muss vielmehr durch

geringe Wartezeiten, direkte Verbindun-

gen und effizienten Umschlag gefördert

werden.“

Die Prognosen der Umschlagsentwick-
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lungen im Containerbereich und der

geplante Neubau des deutschen Tiefwas-

serhafens erfordern zwingend die effektive

Verbindung der dann drei wesentlichen

deutschen Containerhäfen. Dieses muss

die einheitliche Forderung aller norddeut-

schen Bundesländer sein, erwarten die

Wirtschaftsjunioren Bremerhaven.

Informationszentrale der

IHK Bremerhaven

Mit der Eröffnung der Informationszen-

trale im Januar 2001 hat die Industrie-

und Handelskammer Bremerhaven einen

weiteren Schritt in Richtung Kundenorien-

tierung für ihre Mitglieder getan. Dort lau-

fen alle wesentlichen Funktionsstränge

eines modern geführten Unternehmens

zusammen. Zum Service gehören neben

der Erstinformation auch die persönliche

Bedienung vor Ort – über den Verkauf von

Messekarten bis zur Herausgabe von Infor-

mationsmaterial. Ebenso werden indivi-

duelle Beratungstermine mit Mitarbeitern

der Geschäftsbereiche koordiniert. 

Ausbildungsplätze: Einsatz für 

die Jugendlichen

Die Unternehmen in Industrie, Handel

und Dienstleistungen haben ihre Ausbil-

dungsaktivitäten bundesweit in diesem

Jahr weiter gesteigert. Das Angebot an

betrieblichen Ausbildungsplätzen hat –

wie schon in den letzten fünf Jahren–-

zugenommen. Die Gruppe der unversorg-

ten Bewerber ist bundesweit kleiner ge-

worden. 

Allerdings gibt es für die Problemgrup-

pen des Ausbildungsmarktes noch keine

adäquaten Angebote; auch gibt es für

lernschwache Jugendliche kein hinreichen-

des Angebot. Noch immer bleiben zwölf

bis 15 Prozent eines Jahrganges ohne

Berufsabschluss. Der Übergang von der

Schule in die Berufsausbildung sollte auch

durch neue schlanke Berufsbilder mit we-

niger komplexen Anforderungen erleich-

tert werden.

Ausbildungssituation 

in Bremerhaven

Trotz des Engagements der Bremerhavener

Wirtschaft und der Bemühungen der IHK

konnte zum 30. September das außeror-

dentlich gute Ergebnis des Vorjahres an

rein dualen Ausbildungsplätzen nicht

ganz erreicht werden. Die Zahl der neu

eingetragenen Ausbildungsverhältnisse in

Industrie, Handel und Dienstleistungen

sank um vier auf 508. Dies entspricht

einem Minus von 0,8 Prozent an betrieb-

lichen Ausbildungsplätzen. Die Zahl der

Ausbildungsverhältnisse aus geförderten

Sonderprogrammen wurde gleichzeitig

erheblich heruntergefahren. 

Zum Stichtag 30. September 2001

meldet die Arbeitsverwaltung Bremerha-

ven 1.464 Stellen (gegenüber dem Vorjahr

ein Minus von 181), wovon noch 23 zum

Stichtag unbesetzt sind. Von 1.935 erfass-

ten Bewerbern für Berufsausbildungsstel-

len (Vorjahr 2.212) sind zum Stichtag 30.

September noch 133 Bewerber nicht

untergebracht. 

Vor dem Hintergrund der wirtschaft-

lich schwierigeren Situation und der struk-

turellen Veränderungen haben Politik und

Kammern die Wirtschaft aufgefordert,

auch im Jahr 2001 in ihren Ausbildungs-

anstrengungen nicht nachzulassen. Durch

gezielte Beratungen und den Einsatz von

Ausbildungsplatzwerbern konnten etliche

Bremerhavener Unternehmen erstmals für

die Berufsausbildung gewonnen werden. 

In den neuen Berufen der Informa-

tions- und Telekommunikationswirtschaft

sowie in den Berufen Mechatroniker und

Automobilkaufmann ist es gelungen,

durch Einzelberatungen der Unternehmen

Ausbildungsplätze für die Region zu er-

schließen. Für die Betreuung und Bera-

tung in den neu geschaffenen Ausbil-

dungsberufen beschäftigen die IHK und

die Kreishandwerkerschaft gemeinsam

eine Fachkraft. Seine Aufgabe ist unter

anderem die Erschließung von Ausbil-

dungsmöglichkeiten im Handwerk in indus-

triellen Ausbildungsberufen. In Koopera-

tion mit einem Industriebetrieb kann auch

im Handwerk in den neuen IT-Berufen aus-

gebildet werden. 

Bremerhavener Einsatz in der

Bildungspolitik

Zu Fragen der Bildungspolitik in Sitzungen

des Landesausschusses für Berufsbildung

sowie dessen Unterausschüssen, aber

auch in den Schulkonferenzen, Gesamt-

konferenzen und Ausbildungsbeiräten der

berufsbildenden Schulen in Bremerhaven

hat die IHK den Standpunkt der Wirt-

schaft vertreten und die Interessen der

Gesamtwirtschaft wahrgenommen. Im Rah-

men des auf Landesebene gegründeten

„Runden Tisches Arbeitslehre“ ist die IHK

in die Umsetzung der Arbeitsergebnisse

insbesondere im Bereich der Berufsorien-

tierung in den allgemeinbildenden Schu-

len eingebunden.

Im August 2001 veranstaltete die IHK

bei den Ausbildungsbetrieben eine Um-

frage zur Ausbildungsreife der Ausbil-

dungsplatzbewerber. Aus Sicht der Ausbil-

dungsbetriebe sind die Eingangsqua-

lifikationen der Schulabgänger auch im

Bezirk der IHK in den letzten Jahren

gesunken.

Über ihre Beteiligung an der Kammer-

gemeinschaft Ausbildung und Bildung

(KAB) ist die IHK umfangreich in die Fra-

gen der Bildungspolitik eingebunden und

engagiert sich in der wirtschaftskund-

lichen Fort- und Weiterbildung von Lehre-

rinnen und Lehrern allgemeinbildender

und beruflicher Schulen.

Der IHK-Berufsbildungsausschuss trat

im 2001 zu zwei Sitzungen zusammen.

Schwerpunkt der Beratungen war die Aus-

bildungsplatzsituation in verschiedenen

Berufen und in der Region insgesamt. Der

Ausschuss ließ sich auch über neue Be-

rufsbilder informieren. Der Ausschuss zur

Beilegung von Streitigkeiten zwischen

Ausbildenden und Auszubildenden

(Schlichtungsausschuss) wurde in zwei Fäl-

len um Vermittlung und Schlichtung ange-

rufen.

Prüfungen in der Berufsbildung

An den Abschlussprüfungen der IHK im

Jahr 2001 nahmen insgesamt 729 Auszu-

bildende teil. Im Vorjahr waren es 821

Prüflinge. 627 Prüflinge (86,0 Prozent)

bestanden ihre Abschlussprüfung; im Vor-

jahr betrug die Bestehensrate 89,2 Pro-

zent. Neben den Abschlussprüfungen

nahm die IHK für 648 Auszubildende die

Zwischenprüfung ab

Im Rahmen von Gruppenumschulun-

gen hat die IHK in den Berufen Florist/-in,

Trockenbaumonteur, Bürokaufmann/-frau,

Kaufmann/Kauffrau für Bürokommunika-

tion, Industriekaufmann/-frau, Speditions-



kaufmann/-frau, Verkäufer/-in insgesamt

160 Teilnehmer geprüft. Die Bestehens-

quote betrug 77,5 Prozent.

Fort- und Weiterbildung: 

Wege für die Zukunft

Fortbildungsprüfungen nahm die IHK Bre-

merhaven für Bilanzbuchhalter, Techni-

sche Betriebswirte, Tourismusfachwirte

und Personalfachkaufleute ab. Darüber

hinaus hat sie Ausbildereignungsprüfun-

gen sowie die Prüfungen „Datenverarbei-

tung in der kaufmännischen Sachbearbei-

tung“ und „Fremdsprache im Beruf,

Englisch I und II“ abgenommen.

Eigene Fortbildungs-Vorbereitungslehr-

gänge hat die IHK im Jahr 2001 für

Bilanzbuchhalter sowie Ausbilder und

Industriemeister der Fachrichtung Metall

begonnen. Auch wurde erstmals in Koope-

ration mit einem Bremerhavener Bildungs-

träger der Zertifikatslehrgang Call-Center-

Agent durchgeführt.

Begabtenförderung

Im Rahmen der Begabtenförderung nach

den Richtlinien des Bundesministers für

Bildung und Wissenschaft fördert die IHK

gegenwärtig zehn Stipendiaten, wovon

vier im Berichtszeitraum neu aufgenom-

men wurden.

IHK-Ausbildungsberater vor Ort

Die IHK-Ausbildungsberater haben im

Jahre 2001 eine Vielzahl von Betrieben

besucht und etliche Ausbildungsstellen

neu erschlossen. Die Beratungstätigkeit,

insbesondere im Bereich der neuen Ausbil-

dungsberufe, erforderte dabei viel Zeit,

führte aber auch zu zusätzlichen Ausbil-

dungsabschlüssen.

Einzelhandel

In der Unterweserregion führte die andau-

ernd hohe Arbeitslosigkeit, die noch

immer weit über dem Durchschnitt der

westlichen Bundesländer liegt, dazu, dass

52 Prozent der befragten Einzelhandels-

unternehmen ihre geschäftliche Lage als

schlecht bezeichnen. 46 Prozent werten

die Geschäftslage als befriedigend. Aus-

schlaggebend für die Beurteilung sind die

schlechten Umsatzentwicklungen sowie

die geringe Ausgabefreudigkeit. Die Ent-

54          Jahresbericht 2001

Leistungsbilanzen Bremerhaven

wicklung im Jahre 2002 wird von einem

Drittel der Betriebe als „befriedigend“ und

von einem weiteren Drittel als „schlecht“

beurteilt.

Ursache dafür ist auch die noch immer

ausstehende Entscheidung für die kon-

krete Nutzung des Gebietes im Bereich

Alter/Neuer Hafen. Die Um- und Neuge-

staltung der Bremerhavener Innenstadt

hat in einigen Kreisen der Kaufmann-

schaft eine Aufbruchstimmung erzeugt.

Die bundesweit seit Jahren feststellbaren

Strukturprobleme des Handels durch Kon-

zentration, Standortfragen und neue Me-

dien scheinen sich kaum zu entspannen.

Die Wirtschafts- und Rechtspolitik muss

dieser Umbruchsituation noch mehr Rech-

nung tragen. Zur Sicherung des Handels-

standortes Innenstadt müssen nicht nur

die Regelungen der Raumordnung und

des Baurechtes beachtet, sondern auch

eine zwischen öffentlichen Personennah-

verkehr und privatem Pkw ausgewogene

städtische Verkehrspolitik getroffen werden.

Großhandel

Der Großhandel in Bremerhaven beurteilt

die gegenwärtige geschäftliche Lage zu

(o. l.) Symbolischer Akt: Bremerhavens Wirtschafts-

junioren weihen das erste „Schild“ der Küstenauto-

bahn ein; (o.r) IHK-Geschäftsführer Martin Johannsen

(l.) überreicht Kapitan Hans-Joachim Möller die

Ernennungsurkunde zum Sachverständigen für 

Traditionsschiffe; (r.) Berufsinformationsmesse
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fast 80 Prozent als „befriedigend“ bis

„gut“. Grundlage dieser Beurteilung ist die

zufriedenstellende bis gute Umsatzent-

wicklung bei allerdings sinkender Ausga-

befreudigkeit. Die Zahl der Großhandels-

betriebe, also die Zwischenhandelsstufe

zwischen den Herstellern und Einzelhänd-

lern, ist seit Jahren nahezu konstant. Ein-

zig dem Großhandel mit Fisch und Fisch-

produkten kommt eine überregionale

Bedeutung zu. Mit Fertigstellung der fes-

ten Weserquerung, des Wesertunnels, wird

sich das Absatzgebiet für den Bremerhave-

ner Großhandel nach Westen merklich öff-

nen.

Die zukünftige Entwicklung wird zu

einem Drittel als „befriedigend“ und zu

mehr als zwei Fünfteln gar als „gut“ einge-

schätzt.

Existenzgründungsberatung

Die klein- und mittelständischen Unter-

nehmen gehören zu den Leistungsträgern

unserer Gesellschaft. Die Beratung dieser

Unternehmen sowie potenzieller Existenz-

gründer ist eine der ureigenen Aufgaben

der Kammerorganisation. Im Rahmen der

Beratungstätigkeit für Existenzgründer,

aber auch für andere Unternehmen hat

der Existenzgründungsberater der IHK bis

Ende Oktober 2001 rund 120 Beratungs-

gespräche telefonisch und persönlich

geführt und 34 Stellungnahmen zu den

verschiedenen Förderprogrammen des

Bundes und des Landes abgegeben. Insbe-

sondere die Begutachtung von öffent-

lichen Finanzierungshilfen im Rahmen der

Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der

regionalen Wirtschaftsstruktur“, aber auch

die Begutachtung von Bürgschaftsanträ-

gen an die Bremische Bürgschaftsbank

standen dabei im Mittelpunkt. 

Gründungstage 2001

Auf  Initiative der Wirtschaftsjunioren bei

der IHK Bremerhaven fanden am 29. und

30. September 2001 in der Hochschule

Bremerhaven die vierten Gründungstage

in Bremerhaven statt. Maßgeblich unter-

stützt wurden die Initiatoren durch die

vom Senator für Wirtschaft und Häfen ins

Leben gerufene Bremer Existenzgrün-

dungsinitiative (B.E.G.IN) und die Städti-

sche Sparkasse Bremerhaven sowie die

IHK und die Handwerkskammer.  An mehr

20 Infoständen  gab es vielfältige Infor-

mations-, Beratungs- und Kontaktmöglich-

keiten für Existenzgründer und junge

Unternehmer. Abgerundet wurde das

Beratungsangebot durch Vorträge. 

Wettbewerb: IHK sorgt für Fairness

Auch im Jahr 2001 sorgte die IHK für

einen fairen Wettbewerb, unterband unbe-

rechtigte Sonderveranstaltungen und ahn-

dete Wettbewerbsverstöße. Bis Ende des

dritten Quartals wurden sieben Räu-

mungsverkäufe wegen Geschäftsaufgabe,

Umbau, Brand- und Wasserschadens ange-

zeigt und durchgeführt. Wegen Verstoßes

gegen wettbewerbsrechtliche Vorschriften

musste die IHK Abmahnungen ausspre-

chen und hat darüber hinaus die Zentrale

zur Bekämpfung unlauteren Wettbewerbs

e. V. eingeschaltet. Die Wettbewerbssitua-

tion im seestädtischen Einzelhandel kann

insgesamt als fair beurteilt werden.

Vogelschutzgebiet Luneplate 

Im Berichtsjahr 2001 wurde die bereits im

Jahre 2000 begonnene Aktualisierung der

Vogelschutzgebiete gemäß der EU-Vogel-

schutzrichtlinie (79/409/EWG) in Nieder-

sachsen fortgeführt. Für Bremerhaven

rückte der aktualisierte Vorschlag V27

Unterweser in den Blickpunkt, da nun-

mehr auch das Gebiet der Luneplate kurz-

fristig einbezogen wurde. Dieses Gebiet

liegt in direkter Nachbarschaft zum Ge-

werbe- und Industriegebiet sowie dem

Flugplatz Luneort und hat damit unmittel-

bar Auswirkungen auf die Wirtschaft Bre-

merhavens.

Die IHK Bremerhaven hat sich gegen-

über der Bezirksregierung Lüneburg und

dem Land Niedersachsen kritisch und ab-

lehnend zum Aktualisierungsvorschlag ge-

äußert. Jetzt bleibt abzuwarten, ob die ein-

gerichteten Pufferzonen zwischen den bei-

den Interessensgebieten ausreichen wer-

den, um auch der freien Entfaltung der

Wirtschaftsinteressen zu genügen.

Neue Sachverständigen

Seit Mitte 1999 liegt die Zuständigkeit für

die öffentliche Bestellung und Vereidi-

gung von Sachverständigen im Lande Bre-

men bei der Handelskammer Bremen und

der IHK Bremerhaven. Der Sachverständi-

genausschuss der IHK hat die Aufgabe,

die Antragsteller zu hören, deren beson-

dere Sachkunde zu beurteilen und sie der

öffentlichen Bestellung und Vereidigung

durch den Präsidenten der Kammer oder

einen von ihm benannten Vertreter zuzu-

führen.

Im Jahre 2001 hat die Kammer Sach-

verständige für vorbeugenden baulichen

Brandschutz, für Fisch- und Feinkoster-

zeugnisse sowie für Traditionsschiffe

öffentlich bestellt und vereidigt. Darüber

hinaus wurden sieben Bestellungen,

deren Dauer abgelaufen war, zeitlich

befristet verlängert.

Informations- und Ehrungs-

veranstaltungen

Am 5. Februar 2001 wurden in einer Fei-

erstunde 63 Prüfer für ihre langjährige

ehrenamtliche Tätigkeit zum Wohle der

Bremerhavener Wirtschaft geehrt. Die

Ehrung der Prüflinge, die ihre Ausbildung

mit Auszeichnung bestanden haben, war

für den 12. September 2001 vorgesehen.

Sie wurde aber in Anbetracht der terroris-

tischen Angriffe gegen die USA vom 11.

September kurzfristig abgesagt. 

Im Oktober 2001 veranstaltete die

IHK in Kooperation mit der Kreishandwer-

kerschaft Bremerhaven und der Allgemei-

nen Ortskrankenkasse für Schülerinnen

und Schüler der Abgangsklassen 2001/

2002 an drei Tagen eine Berufsinforma-

tionsmesse. Etwa 3.000 Schüler haben

sich an den drei Standorten im Hause der

Kreishandwerkerschaft, der AOK und der

IHK angemeldet, um sich bei Geschäftsin-

habern, Ausbildern und Auszubildenden

über Ausbildungsmöglichkeiten im Hand-

werk, in Industrie, im Handel, Dienstlei-

stungs- und Gesundheitswesen zu infor-

mieren. 

Zu neuen und neu geordneten Ausbil-

dungsberufen bot die IHK im kaufmänni-

schen wie im gewerblichen Bereich Infor-

mationsveranstaltungen für die Aus-

bildungsbetriebe an. Ausbilderforen gab

es für die IT- und Medienberufe. Die Reso-

nanz war überaus positiv.
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Das Ehrenamt in Bremen

Dr. Dirk Plump, Präses

Bernd Hockemeyer, Vizepräses

Peter Lürßen, Vizepräses

Jürgen Roggemann, Vizepräses

Stefan Storch, Vizepräses

Dr. Patrick Wendisch, Vizepräses

Prof. Dr. h.c. Bernd-Artin Wessels, Vizepräses

Mitglieder des Präsidiums der 

Handelskammer Bremen

Ausschüsse und Kommissionen der 

Handelskammer Bremen 

Arbeitskreise der Handelskammer Bremen 

Mitglieder des Plenums der 

Handelskammer Bremen

Detthold Aden

Dieter Ammer

Michael A. Bongartz

Matthias Claussen

Jörg Conrad

Heiner Dettmer

Sven Dose

Harald Emigholz

Berend Jürgen Erling

Annegret Hastedt

Dr. Peter Haßkamp

Irmtraud Heuß

Bernd Hockemeyer, Vizepräses

Heino Ilsemann

Karsten Kieserling

Josef Kind

Nils Koerber

Peter Koopmann

Herbert Korte

Michael Krömker

Otto Lamotte

Peter Lürßen, Vizepräses

Janina Marahrens-Hashagen

Stefan Messerknecht

Hasso G. Nauck

Jürgen Oltmann

Lutz H. Peper

Dr. Dirk Plump, Präses

Jürgen Roggemann, Vizepräses

Fritz Rößler

Hans-Herbert Saacke

Inge Sandstedt

Hans-Joachim Schnitger

Michael Schroiff

Hans-G. Schumacher

Tilman Werner Sieglin

Stefan Storch, Vizepräses

Walter Thye

Christoph Weiss

Dr. Patrick Wendisch, Vizepräses

Prof. Dr. h.c. Bernd-Artin Wessels, Vizepräses

Haushaltsausschuss Vorsitzender: Präses Dr. Dirk Plump,

(Rechnungsführer: Vizepräses

Dr. Patrick Wendisch)

Kommission für den 

Jahresbericht Vorsitzender: Präses Dr. Dirk Plump

Mittelstandsausschuss Vorsitzender: Berend Jürgen Erling

Ausschuss für Industrie, 

Umwelt- und Energiefragen Vorsitzender: Hans-Herbert Saacke

Ausschuss für Telekommu-

nikation und neue Medien Vorsitzender: Stefan Messerknecht

Außenwirtschaftsausschuss Vorsitzender: Matthias Claussen

Ausschuss für Verkehr, 

Distribution und Logistik Vorsitzender: Harald Emigholz

Hafenausschuss Vorsitzender: Peter Koopmann

Ausschuss für Einzelhandel

und verbraucherorientierte 

Dienstleistungen Vorsitzender: Vizepräses Stefan Storch

Ausschuss für Stadtentwick-

lung und Regionalplanung Vorsitzender: Michael A. Bongartz

Berufsbildungsausschuss Vorsitzender: Wolf-Dietrich Küster

Sachverständigenausschuss

Fachkreis Insolvenzfragen

Arbitrage-Kommission

Arbeitskreis Kultur-Wirtschaft; Vorsitzender: Vizepräses Bernd Hockemeyer

ERFA-Kreis Informations- und Kommunikationstechnologien

Arbeitskreis  „Betriebsbeauftragter Umweltschutz"

Arbeitskreis „Umweltmanagement"

Arbeitskreis „Sofortprogramm Innenstadt/Nebenzentren"

Arbeitskreis „Tourismus"

Arbeitsgruppe „Prüfungswesen"

Arbeitsgruppe „Ausbildungsberatung und Prüfung der Arbeitsstätte"



Plenum Mitglieder aus

und Dienstleis

Präsidium Präses: Dr. Dirk

Vizepräsides: B

Jürgen Roggem

Prof. Dr. h.c. Be

Hauptgeschäftsführung Dr. Matthias F

Tel. 3637-210

Grundsatzfra

Sekretariat: Ro

Gudrun Mumm

Mittelstand, Stadtentwicklung

Geschäftsbereich I

Fax 3637-226

Industrie, Innovation, Umwelt 

Geschäftsbereich II

Fax 3637-326

International

Geschäftsbereich III

Fax 3637-246

Handel, Dienstleis

Geschäftsbereich IV

Fax 3637-400

Referat Andreas Köhler 

Volkswirtschaft, Tel. 3637-207 

Statistik

Wolfram Klein, Geschäftsführer
Tel. 3637-240

Sekretariat: Birgit Löhndorf
Tel. 3637-244

Referat I
Import-, Export-Marketing
Ingo Lanver
Tel. 3637-243

Referat II
EU-Angelegenheiten
Anja Reinkensmeier
Tel. 3637-247

Referat III
Zoll- und Außenwirtschaftsrecht
Sven Axel Dubitscher
Tel. 3637-252

Referat IV
Veranstaltungen, 
Auslandsinformationen
Annabelle Girond
Tel. 3637-237

Sekretariat: Christa Herdzin
Tel. 3637-241

Außenwirtschaftliche 
Bescheinigungen,
Messekarten
Dieter Buchholz
Tel. 3637-104

Susanne Küchenmeister
Tel. 3637-250

Ralph Schlenker
Tel. 3637-102

Uwe A. Nullmeyer, Geschäftsführer
Tel. 3637-204

Sekretariat: Juliane Klimach
Tel. 3637-259

Grundsatzfragen der 
Mittelstandspolitik

Stadt- und Bauleitplanung

Städtebau- und
Wohnungswirtschaft

Förderung Kultur, Wirtschaft

Wirtschaftsjunioren

Dr. Jens Schröder, Geschäftsführer
Tel. 3637-321

Sekretariat: Auli-Maija Frank
Tel. 3637-235

Referat I
Industriepolitik, Wirtschaftsförderung,
Existenzgründung, Umweltmanagement,
Arbeitssicherheit
Bert-Christian Cecchia
Tel. 3637-232

Referat II
Forschungs- und Technologiepolitik,
Innovationsberatung, Telekommunikation,
Multimedia
Gerd Neubauer
Tel. 3637-230

Referat III
Umweltpolitik, Umweltberatung, 
Energiewirtschaft
NN

Auftragsberatungsstelle, 
Öffentliches Auftragswesen
Kirsten Meyer
Tel.  3637-236

Existenzgründungsbörse, 
-seminare, Recyclingbörse,
Seminare für Arbeitssicherheit
Jutta Deharde
Tel. 3637-234

Andrea Freiwald
Tel. 3637-307

Sekretariat: Rita Kahrs
Tel. 3637-231 

Dr. Torsten Slink, Gesc
Tel. 3637-410

Sekretariat: Sabine Schala
Tel. 3637-411

Referat I
Handel, Dienstleistunge
Existenzgründungsbera
Räumungsverkäufe
Karsten Nowak
Tel. 3637-406

Überbrückungsgeldantr
Unterrichtung nach dem
setz, Gewerbeausübung
Hartmut Zimmermann
Tel. 3637-402

Referat II
Recht, Handelsregister-
Sachverständigenwesen
Schiedsgerichtsbarkeit
Ulrich Vogel
Tel. 3637-412

Doris Menke
Tel. 3637-261

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Handelskammer erreichen Sie persönlich auch 

per E-Mail unter nachname@handelskammer-bremen.de (z. B. schroeder@handelskammer-breme



Günther Lübbe, Geschäftsführer
Tel. 3637-220

Sekretariat: Kirstin Huismann
Tel. 3637-208

a) Service-Bereich

Service-Center
Ruth-Izabel Janssen, Leiterin
Tel. 3637-101
Heidi Wolke, Empfang, Telefonzentrale
Tel. 3637-338
Dieter Buchholz, Tel. 3637-104
Claudia Spalkhaver, Tel. 3637-103
Ralph Schlenker, Tel. 3637-102

Bibliothek
Peter Gartelmann, Leiter
Tel. 3637-221

Archiv
Holger Bischoff, Leiter
Tel. 3637-222

Veranstaltungen
Walter Liesmann, Leiter der Hausverwaltung
Tel. 3637-225 oder 3637-238

b) Interne Dienste

Referat I
Personal- und Projektwesen
Kristina Kurzer, Tel. 3637-213

Referat II
Haushalt, Finanzen, Liegenschaften, 
Stiftungen
Bert Suckow, Tel. 3637-214

Referat III 
Informationsverarbeitung, 
Mitgliederverwaltung, Kartei
Horst Seemann, Tel.  3637-318

Referat IV
Beitragswesen
Sylvia Meyer-Baumgartner, Tel. 3637-217

Hausverwaltung, Service, Botenzentrale

den Bereichen Industrie, Handel 

tungen

k Plump

Bernd Hockemeyer, Peter Lürßen, 

mann, Stefan Storch, Dr. Patrick Wendisch, 

ernd-Artin Wessels

onger, I. Syndicus

agen der Wirtschafts- und Finanzpolitik

osemarie Dähn, Tel. 3637-211

m, Tel. 3637-212, Fax 3637-258

Aus- und Weiterbildung

Geschäftsbereich VI

Fax 3637-324

tungen, Recht Verkehr, Häfen, Regionalplanung

Geschäftsbereich V

Fax 3637-274

Zentrale Dienste

Geschäftsbereich VII

Fax 3637-303

Öffentlichkeitsarbeit Dr. Stefan Offenhäuser 

Presse Leiter 

Tel. 3637-245, Fax 3637-226 

Firmenjubiläen Nicolin Feldmann

Urkunden Tel. 3637-332 

Archivierung 

Dr. Andreas Otto, Syndicus
Tel. 3637-270

Sekretariat: Kerstin Heitmann
Tel. 3637-273

Referat I
Logistik, Städtischer Verkehr, 
Gefahrgut, Personenverkehr
Jörg Albertzard
Tel. 3637-275

Fachkunde Personenverkehr, 
ADR-Prüfungen/-Bescheinigungen, 
Autobahngebühren
Bianca Schünemann
Tel. 3637-271

Referat II
Existenzgründungsberatung, Fachkunde
Güterkraftverkehr, Informationen zum 
Gütertransport, Regionalplanung
Olaf Orb
Tel. 3637-272

Karlheinz Heidemeyer, Geschäftsführer
Tel. 3637-280

Sekretariat: Elke Philippi
Tel. 3637-283

Referat I
Grundsatzfragen und Prüfungswesen im
Bereich Ausbildung, kaufmännische, kauf-
männisch-verwandte und gewerblich-
technische Berufe
Frank-Dieter Lutz
Tel. 3637-282

Referat II
Grundsatzfragen und Prüfungswesen im
Bereich Fort- und Weiterbildung, kaufmän-
nische, kaufmännisch-verwandte und
gewerblich-technische Berufe
Petra Eickhoff
Tel. 3637-281

Ausbildungsberatung für die Bereiche
– Banken, Dienstleistungen, Groß- und Außen-

handel, Industrie, Reiseverkehr, Schifffahrt, 
Verkehr, Versicherungen, Wohnungswirtschaft,
Gesundheitswesen, Sport und Fitness,
Armin Goppelt, Tel. 3637-276

– Einzelhandel, Hotel- und Gaststättengewerbe, 
Kosmetik, Michael Parnack, Tel. 3637-415

– Bahn, Binnenschifffahrt, Holz, Lagerwirtschaft, 
Metall, Mechatronik, Oberflächenveredelung, 
Post, Seegüterkontrolle, Spedition,
Henning Tolck, Tel. 3637-266

– Bau, Büro, Chemie, Druck, Elektro, Glas, IT--
Berufe, Keramik, Multimedia, Nahrungsmittel, 
Textil, Veranstaltungen, Werbung
Günter Trotz, Tel. 3637-268

Ausbildungsprüfungen für die Bereiche
– Kaufmännischer Bereich, Abteilungs--

organisation, Bernhard Lock, Tel. 3637-284
– Gewerblich-technischer Bereich,

Jürgen Marzog, Tel. 3637-288
– Ausbildereignungsprüfungen

Susanne Brendel, Tel. 3637-265
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Ingo Kramer, Präsident

Claus Brüggemann, Vizepräsident

Peter H. Greim, Vizepräsident

Rolf Niemeyer, Vizepräsident

Dr. Ulrich Nußbaum, Vizepräsident

Emanuel Schiffer, Vizepräsident

Dr. Joachim Ditzen-Blanke, 

Ehrenpräsident

Mitglieder des Präsidium der 

IHK  Bremerhaven

Arbeitskreise und Ausschüsse der IHK Bremerhaven 

Mitglieder der Vollversammlung 

der IHK Bremerhaven 

Martin Billhardt

Claus Brüggemann

Günther Coordes

Roswitha Ditzen-Blanke

Peter Döll

Christian Ehlers

Gerhard Figge

Lars Gieseking

Peter H. Greim

Jens Grotelüschen

Wolfgang Grube

Klaus Hartmann

Claus von der Heide

Dr. Hartmut Hesel

Dr. Rainer Huismans

Hans-Jürgen Iben

Ingo Kramer

Heinrich F. Kistner

Jürgen Krömer

Werner Lüken

Eva Naber

Rolf Niemeyer

Dr. Ulrich Nußbaum

Prof. Dr. Thomas Rogge

Emanual Schiffer

Stephan Schulze-Aissen

Folkert Tienken

Tasso Weber

Monika Weerts

Gerd Welge

Horst Wübben

Gert Würfel

Arbeitskreis „Wirtschaftsstruktur Vorsitzender: Prof. Dr. Thomas Rogge

Region Bremerhaven"

Verkehrsausschuss Vorsitzender: Wolfgang Grube 

Hafenwirtschaftlicher Ausschuss Vorsitzender: Prof. Dr. Thomas Rogge

Fischwirtschaftlicher Ausschuss Vorsitzender: Achim Schön

Absatzwirtschaft, Handel, Dienstleistungen Vorsitzende: Heidemarie Jelden

Sachverständigen Ausschuss Vorsitzender: Gerhard Feld

Berufsbildungsausschuss Vorsitzender: Peter Goldschmidt

Tourismusausschuss Vorsitzender: Hennig Goes



Ehrenamt
Vollversammlung

Mitglieder aus den Bereichen Industrie, Handel 

und Dienstleistungen

Präsidium

Präsident Ingo Kramer

Vizepräsidenten:

Claus Brüggemann

Peter H. Greim

Rolf Niemeyer

Dr. Ulrich Nußbaum

Emanuel Schiffer

Ehrenpräsident

Dr. Joachim Ditzen-Blanke

Grundsatzfragen, Standortpolitik,

Tourismus, Marketing

• Michael Stark 0471.924 60.22

Hauptgeschäftsführer

Tourismus-Ausschuss

Arbeitskreis Wirtschaftsstruktur Region Bremerhaven

Koordinierungskreis Personalentwicklung

Geschäftsführung Wirtschaftsjunioren

Organisation

Sekretariat / Terminplanung

Service-Stelle „Ehrenamt“

kammereigene Veranstaltungen

• Petra Niecznick 0471.924 60.21

Information

Presse-Service, Publikationen

IHK-Magazin, Internet, Intranet

•  Karin Rink 0471.924 60.27

Internetbeauftragte

Kommunikation

DV-Service, Netzwerktechnik

Technischer Dienst, Haustechnik, Einkauf

• Peter Lippold 0471.924 60.28

DV-Beauftragter

Auszubildende

• Marion Baryga

• Natalia Felker 

Aus- und Weiterbildung, Handel, R

Starthilfe und Unternehmensförde

•    Martin Johannsen

Geschäftsführer

Ausschuss für Wettbewerbsfragen

Sachverständigenausschuss

Ausschuss für Absatzwirtschaft, H

Dienstleistungen

Berufsbildungs-Ausschuss

Sachgebiete

Ausbildung, Weiterbildung

Arbeitsmarkt, Absatzwirtschaft

Existenzgründung

Unternehmensförderung

Wirtschaftsrecht, Wettbewerbsrech

Sachverständigenwesen

Sachbearbeitung Ausbildung

Ausbildungsberatung, Prüfungswe

Verzeichnis der Ausbildungsverhäl

– kaufmännisch

• Petra Homann-Zaller

– gewerblich-technisch

• Günter Schleuder

– Einzelhandel / Wettbewerb, Beg

• Hinrich Stöver

– neue Berufe

• Gerd Baaken

Sachbearbeitung Weiterbildu

Lehrgänge und Prüfungen

kaufmännisch

AEVO, Bilanzbuchhalter

• Hinrich Stöver

gewerblich-technisch

Industriemeister, Techn. Betriebsw

• Günter Schleuder

kaufmännische und neue Berufe

• Gerd Baaken

Team-Assistenz

• Britta Elsmann

Ausbildungsverträge, Zertifikate 

übergreifende Funktionen Geschäftsbereiche

Hauptgeschäftsführung GB I   -   Fax 0471. 924 60.9



Recht,

erung

0471.924 60.33

andel und

ht

0471.924 60. 44

esen, 

tnisse

0471.924 60.51

0471.924 60.50

abtenförderung

0471.924 60.54

0471.924 60.53

ng

0471.924 60.54

irt

0471.924 60.50

0471.924 60.53

0471.924 60.31

International, Innovation/Umwelt, Industrie

• Wilfried Allers 0471.924 60.25

Bereichsleiter

Hafenwirtschaftlicher Ausschuss

Fischwirtschaftlicher Ausschuss

Verkehrsausschuss

Sachgebiete

Außenwirtschaft/Messen, Förderprogramme Ausland,

Gefahrgut, Logistik, Hafen-, Verkehrs- und Ernährungswirtschaft 

Seminare/Veranstaltungen, 

Bewachungsgewerbe, Bundeswehr, Öffentliches Auftragswesen

Sachbearbeitung

Außenwirtschafts- und Zollinformationen und

-bescheinigungen, Datenbankrecherche, Gaststättenunterrichtung,

Gefahrgut, Messen, Seminare, Sach- und Fachkundeprüfungen im

Verkehrswesen, Selektionen, Veranstaltungen

• Heike Behrens 0471.924 60.14

• Dörte Frey 0471.924 60.11

Forschung, Technologie, Umwelt

• Reiner Wettje 0471.924 60.52

Info-Center

• Brigitta Rydzy 0471.924 60.10

Erst-Information, Kasse, Formularverkauf,

Messekartenverkauf, Firmenrecherchen 

Zentrale Dienste

• Hans-Hermann Witthohn 0471.924 60.40

Verwaltungsleiter

Datenschutzbeauftragter

Eurogeldbeauftragter

Qualitätsbeauftragter

Sachgebiete

Firmendaten, Beitragswesen, 

Mitgliederverwaltung, Haushalt, 

Abgrenzung Handel/Handwerk, 

Controlling, Finanzbuchhaltung, Euro, Kosten- und 

Leistungsrechnung

Archiv, Registratur,  Datenschutz

Sachbearbeitung

Beitragsbuchhaltung, Mitgliederverwaltung

• Marion Haidinger 0471.924 60.42

Mahnwesen, Sachverständigenwesen

• Waltraud Hillje 0471.924 60.44

Beitragswidersprüche

• Sabine Meyer 0471.924 60.43

Firmendaten / Firmenjubiläen, Hafenfirmen

• Linde Bockelmann 0471.924 60.44

Rechnungswesen

Finanzbuchhaltung, Controlling,

Kosten- und Leistungsrechnung, Euro-Umstellung

• Andrea Scheper 0471.924 60.41

Personalverwaltung, Konventsbuchhaltung

• Sabine Meyer 0471.924 60.43

Registratur/Archiv

• Mariola Markiewicz 0471.924 60.26 

91 GB II   -   Fax 0471. 924 60.90 GB III   -   Fax 0471.924 60.45
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Neubau der BAB A 281, BA 2/1 im Abschnitt zwischen Warturmer Heer

straße und Neuenlander Ring/Neuenlander Straße (Senator für Bau

und Umwelt)

Erhöhung der Hafenlotstarife in der Bremischen Hafengebührenord-

nung für die Hafengruppen in Bremen, I und II (Senator für Wirtschaft

und Häfen)

Richtlinie des Europäischen Parlamentes und des Rates über den Markt-

zugang für Hafendienste – Vorschläge der Europäischen Gemeinschaf-

ten Beratung im Ausschuss für Angelegenheiten der Häfen im Lande

Bremen (Bremische Bürgerschaft)

LKW-Maut (Bremer Abgeordnete im Deutschen Bundestag)

Trilaterale Wattenmeer-Konferenz (Bundesministerium für Wirtschaft

und Technologie)

Gründung der BremenPORTS Management + Services GmbH & Co. KG

(Senator für Wirtschaft und Häfen)

Planfeststellungsverfahren nach §17 Bundesfernstraßengesetz für den

Umbau und die Erweiterung der Anschlussstelle Bremen-Hemelingen

an die BAB A 1 (Senator für Bau und Umwelt)

Flächennutzungsplan Bremen 1983, 26. Änderung, Bebauungsplan

1981 (Amt für Stadtplanung und Bauordnung)

Planfeststellungsverfahren nach §18 Allgemeines Eisenbahngesetz

(AEG) für Lärmschutzmaßnahmen (Senator für Bau und Umwelt)

Bebauungsplan 2196, Flächennutzungsplan Bremen, 91. Änderung

(Amt für Stadtplanung und Bauordnung)

Planfeststellungsverfahren nach §28 Personenbeförderungsgesetz

(PBefG) für die Umgestaltung der Straßenbahnanlagen im Straßenzug

Sögestraße/Schüsselkorb/Domshof (Nordseite) bis zur Bischofsnadel

(Senator für Bau und Umwelt)

Anpassung der Fährtarife der Fähren Bremen-Stedingen GmbH zum 1.

Januar 2001(Senator für Wirtschaft und Häfen)

Anhörverfahren zur Sanierung und Umgestaltung des Marktplatzes

einschließlich Gleiserneuerung und Umgestaltung der Marktstraße mit

Teilstück der Wachtstraße (Amt für Straßen und Verkehr)

Erhöhung der Abfallentsorgungsgebühren in der Bremischen Hafenge-

bührenordnung (Senator für Wirtschaft und Häfen)

Aufgabe der Güterverkehrsstelle Bremen Hohentorshafen (Senator für

Wirtschaft und Häfen)

Ausbau A 1 (Senator für Wirtschaft und Häfen)

Weserquerung im Zuge der BAB A 281 (Senator für Bau und Umwelt,

Senator für Wirtschaft und Häfen)
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Stellungnahmen der fachkundigen Stelle zur Tragfähigkeit der Existenz-

gründung nach §57 Abs. 2 Nr. 2 SGB III ( Arbeitsamt Bremen)

Anträge auf Gewährung von Investitionszuschüssen an kleine und

mittlere Unternehmen im Rahmen des Landesinvestitionsförderungspro-

gramms, LIP (WFG, Bremer Wirtschaftsförderung GmbH)

Anträge auf Ausstellung von Unbedenklichkeitsbescheini-gungen im

Rahmen von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (Arbeitsamt Bremen)

Fachliche Stellungnahmen im Zusammenhang mit einem Antrag auf

Eigenkapitalhilfe bei Existenzgründungs- und Unternehmensübernah-

mevorhaben (Deutsche Ausgleichsbank)

Stellungnahmen zu Ausfallbürgschaften(Bürgschaftsbank Bremen GmbH

Stellungnahme zur Änderung der sogenannten Maschinenrichtlinie

(DIHK)*

Stellungnahme zur Gründung eines E-Business-Beratungszentrums (Bre-

mer Innovations-Agentur GmbH, Senator für Wirtschaft und Häfen)

Stellungnahme zur Neubesetzung von Lehrstühlen im Fachbereich II der

Universität (Universität Bremen)

Stellungnahme zum Jahresbericht 1999 des Bundesamtes für Wehrtech-

nik und Beschaffung (DIHK)

Stellungnahme zum Jahresbericht 1999 des Beschaffungsamtes des

Bundesministeriums des Inneren (DIHK)

Stellungnahme zum Gesetz zur tariflichen Entlohnung bei öffentlichen

Aufträgen (DIHK)

Stellungnahme zur Beteiligung deutscher Firmen an NATO-Aufträgen

(Senator für Wirtschaft und Häfen)

Stellungnahme zur Privatisierung der Bremen Briteline Projekte GmbH

(Senator für Wirtschaft und Häfen)

Stellungnahme zur Fortführung des Patent- und Normenzentrums

(Senator für Wirtschaft und Häfen)

Stellungnahme zum Entwurf einer Verordnung über Deponien und

Langzeitlager (DIHK) 

Stellungnahme zum Entwurf zur Änderung des Geset-zes über die Erhe-

bung einer Grundwasserentnahmegebühr – Einbeziehung von Oberflä-

chenwasser (Senator für Bau und Umwelt)

Stellungnahme zum Entwurf eines Bremischen Bodenschutzgesetzes

(Senator für Bau und Umwelt)

Stellungnahme zum Entwurf einer Verordnung zur Umsetzung des

neuen EU-Abfallver-eichnisses (DIHK)

Neustrukturierung der Zollverwaltung (Oberfinanzdirektion Hannover)

Planfeststellungsverfahren nach §17 Bundesfernstraßengesetz für den

Ausbau der B 74 zwischen Kreinsloger und Farger Straße (Senator für

Bau und Umwelt)

Änderung der Ladeentgelte für den Verkehrsflughafen Bremen (Senator

für Wirtschaft und Häfen)

Küstenautobahn (Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungs-

wesen, Bundesminister Kurt Bodewig, Landkreis Rotenburg

BAB A 281 – BA 3/1 (Bremer Gesellschaft für Projektmanagement im

Verkehrswegebau mbH)

Planfeststellungsverfahren nach §17 Bundesfernstraßengesetz für den

Stellungnahmen 

Stellungnahmen der Handelskammer Bremen (Auswahl)

*Deutscher Industrie- und Handelskammertag 
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Stellungnahmen der IHK Bremerhaven (Auswahl)

(in der Reihenfolge: Ursprung, Adressat, Betreff)

•Oberfinanzdirektion Hannover, Hauptzollamt Bremerhaven, Stellung-

nahme Neustrukturierung der Zollämter/Schließung des Zollamtes

Fischereihafen

• Amt für Stadtplanung und Bauordnung, Bremen, Amt für Stadtpla-

nung und Bauordnung, Bremen, Stellungnahme zum Flächennutzungs-

plan Carl-Schurz-Kaserne und Weserportsee und zum Bebauungsplan

für ein Gebiet im Stadtbremischen Überseehafengebiet Bremerhaven 

• Seestadt Bremerhaven, Verwaltungspolizei Seestadt Bremerhaven,

Verwaltungspolizei, Änderung der Beförderungsentgelte im Taxenver-

kehr der Seestadt Bremerhaven

• Bremer Investitions-Gesellschaft mbH / WfG Bremer Wirtschaftsför-

derung GmbH, Bremer Investitions-Gesellschaft mbH / WfG Bremer

Wirtschaftsförderung GmbH, Stellungnahmen zu Außenwirtschaftsför-

deranträgen

• Senator für Wirtschaft und Häfen, Bereich UK-Angelegenheiten, 

Senator für Wirtschaft und Häfen, Bereich UK-Angelegenheiten, Stel-

lungnahmen zu Zurückstellungs- und Unabkömmlichkeitsanträgen vom

Wehrdienst 

• Senator für Wirtschaft und Häfen, Bereich Wirtschaft, Senator für

Wirtschaft und Häfen, Bereich Wirtschaft Fischetikettierungsgesetz 

Comfort-Hotel, Schaufenster 
Fischereihafen, Bremerhaven

• Bundesumweltministerium, DIHK, Stellungnahme zum Entwurf einer

Verordnung über Deponien und Langzeitlager

• Senator für Bau und Umwelt Bremen, Senator für Bau und Umwelt

Bremen, Stellungnahme zum Entwurf zur Änderung des Gesetzes über

die Erhebung einer Grundwasserentnahmegebühr - Einbeziehung von

Oberflächenwasser

• Senator für Bau und Umwelt Bremen, Senator für Bau und Umwelt

Bremen, Stellungnahme zum Entwurf eines Bremischen Bodenschutzge-

setzes

• Senator für Bau und Umwelt Bremen, Senator für Bau und Umwelt

Bremen, Stellungnahme zum Entwurf für ein Gesetz zur Umsetzung der

UVP-Änderungsrichtlinie und weiterer europarechtlicher sowie bundes-

rechtlicher Vorschriften zum Umweltschutz (UVP, IVU, FFH, Zoo) 

• Bundesumweltministerium, DIHK, Stellungnahme zum Entwurf einer

Verordnung zur Umsetzung des neuen EU-Abfallverzeichnisses

• Senator für Bau und Umwelt Bremen, Senator für Bau und Umwelt

Bremen, Stellungnahme zur Umsetzung des Art. 7 der Richtlinie

76/464/EWG über die Einleitung bestimmter gefährlicher Stoffe in die

Gewässer - Erlass einer Verordnung über die Qualitätsziele für

bestimmte gefährliche Stoffe und zur Verringerung der Gewässerver-

schmutzung durch Programme 
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